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Traktanden

Protokollgenehmigung (Protokoll Nr. 13 vom 6. Mai 2010)
Personalreglement der Stadt Bern vom 21. November 1991 (PRB; SSSB
153.01); Teilrevision Artikel 18; Antrag des Gemeinderats (FPI: Hayoz)
Dringliche Interpellation Fraktion GB/JA! (Aline Trede, GB/Stéphanie
Penher, GB): Wo bleiben die autofreien Tage und der SlowUp im 20107
(SUE: Nause)

Kleine Anfrage Pascal Rub (FDP): Fahrt der Rotkreuz-Fahrdienst nun in die
Innenstadt? (SUE: Nause)

Interfraktionelle Kleine Anfrage GLP, FDP (Michael Kopfli, GLP/Pascal Rub,
FDP): Wie geht der Gemeinderat mit der (angeblichen) Richtlinienmotion
~Sofortiger Marschhalt bei der Reorganisation von VBG, DOK und TOJ!"
um? (BSS: Olibet)

WankdorfCity: Finanzierung der 6ffentlichen Rdume im WankdorfCity;
Kreditaufstockung (Abstimmungsbotschaft) (FSU: Mathieu / FPI: Hayoz)
Motion Fraktion BDP/CVP (Claudia Meier/Vinzenz Bartlome, BDP / Henri-
Charles Beuchat, CVP): Fir eine konstruktive Finanzpolitik: frihzeitige
Steuerungsmassnahmen (FPI: Hayoz)

Motion Fraktion FDP (Christoph Zimmerli, FDP/Bernhard Eicher, JF):
Steuersenkung - endlich auch in der Stadt Bern (FPI: Hayoz)
Interfraktionelle Motion GB/JA!/GPB, SP/JUSO, GFL/EVP (Natalie Imboden,
GB/Béatrice Stucki, SP/Anna Coninx, GFL) vom 20. Februar 2003:
"Gleichstellungscontrolling” Giber die Umsetzung des Personal- und
Gleichstellungskonzepts (PGK); Begrundungsbericht (FPI: Hayoz)
Interfraktionelle Motion SP/JUSO und FDP (Thomas Géttin, SP / Christoph
Zimmerli, FDP): Weiterfilhrung des Landwirtschaftsbetriebes in der Elfenau
— Mitwirkung bei der Umsetzung des Parkpflegewerks Elfenau (FPI: Hayoz)
Rehhagstrasse: Strassenentwasserung und Verlegung
Schmutzabwasserleitung; Ausfihrungskredite (PVS: Klauser / TVS: Rytz)
Dringliche Interfraktionelle Interpellation GFL/EVP, SP/JUSO, GB/JA!
(Susanne Elsener, GFL/Beat Zobrist, SP/Stéphanie Penher, GB): Wie
werden Veloparkplatze um den Bahnhof kompensiert? (TVS: Rytz)

Motion Fraktion GFL/EVP (Daniel Klauser, GFL/Nadia Omar, GFL): Zweirad-
Parkplatz Konzept fiir die Stadt Bern (TVS: Rytz)

Motion Fraktion SP/JUSO (Gisela Vollmer, SP): Verbesserung der
Wegbeziehungen fiir Fussgangerinnen auf dem Bahnhofplatz (TVS: Rytz)
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15. Interfraktionelles Postulat GFL/EVP, SP/JUSO (Manuel C. Widmer,
GFL/Stefan Jordi, SP): Mehr Transparenz und Gewissheit fur
Fussganger/innen und Velofahrende: Gemeinsam genutzte Flachen

offensichtlich kennzeichnen (TVS: Rytz) 09.000415
16. Motion Fraktion GB/JA! (Aline Trede, GB/Rahel Ruch, JA!): Ein
Veloverleihsystem fur Stadt und Agglomeration Bern (TVS: Rytz) 09.000277
17. Motion Fraktion SVPplus (Manfred Blaser, SVP): Freie Durchfahrt an der
Morgenstrasse! -Entlastung der Bernstrasse (TVS: Rytz) 09.000369
18. Motion Fraktion SVPplus (Manfred Blaser, SVP): Freie Durchfahrt in der
Morgenstrasse (TVS: Rytz) 10.000021
19. Motion Fraktion SVPplus (Manfred Blaser, SVP): Freie Durchfahrt an der
Morgenstrasse! (TVS: Rytz) 10.000031
20. Postulat Fraktion GFL/EVP (Manuel C. Widmer, GFL): "Ozon-Ticket" fiir
BERNMOBIL (TVS: Rytz) 09.000300
21. Postulat Robert Meyer (SD): Dauerbaustelle Stadt Bern — die Berner
brauchen eine Pause — 12-monatiges Baumoratorium! (TVS: Rytz) 09.000301
22. Motion Fraktion SVPplus (Peter Buhler/Rudolf Friedli, SVP): Entsorgung ja —
aber nicht fir alle und zu jeder Zeit! (TVS: Rytz) 09.000380
23. Interpellation Fraktion SP/JUSO (Beat Zobrist, SP): Unternutzte Berner
Friedhofe: Teilflachen fir Wohnzweck umnutzen? (TVS: Rytz) 09.000419
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Prasenzliste der Sitzung 17.00 bis 19.00 Uhr

Vorsitzend
Prasident Urs Frieden

Anwesend
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Mitteilungen des Prasidenten

Der Vorsitzende Urs Frieden: Ich begrisse heute insbesondere die Mitglieder des Jugendrats.
Wie Sie bereits einige Male gehort haben, sind sie heute Abend als Gaste anwesend. Herzlich
willkommen mit ihren Begleiterinnen und Begleitern des Jugendamts, Direktion fur Bildung,
Soziales und Sport. Der Jugendrat wird bei den Traktanden 3, 12 und 14 das Votum ergreifen.
Die Traktanden 12 und 14 werden voraussichtlich nach der Pause behandelt. Der Jugendrat
schliesst eigentlich die Licke in der politischen Mitwirkung zwischen dem Kinderparlament,
das bis zum Alter von 13 Jahren vorgesehen ist, und unserem Parlament. Ich begrisse es,
ihnen hier Gehoér zu schenken und sie kennenzulernen. In der Pause besteht die Mdglichkeit,
sich mit ihnen zu vernetzen.

Traktandenliste

1. Traktandum 21, ein Postulat von Robert Meyer betreffend Dauerbaustelle Stadt Bern,
wurde zurlickgezogen.

2. Die Traktanden 17-19 zur Morgenstrasse werden, wie bereits das letzte Mal angekiindigt,
zusammengelegt.

1 Protokollgenehmigung (Protokoll Nr. 13 vom 6. Mai 2010)

Der Stadtrat genehmigt Protokoll Nr. 13 vom 6. Mai 2010.

2 Personalreglement der Stadt Bern vom 21. November 1991 (PRB; SSSB 153.01);
Teilrevision Artikel 18; Antrag des Gemeinderats

Geschaftsnummer 98.000102

Antrag des Gemeinderats

Der Gemeinderat stellt zuhanden des Stadtrats und gestitzt auf die Artikel 69 und 95 der

Gemeindeordnung der Stadt Bern (GO; SSSB 101.1) sowie Artikel 7 des Geschaftsreglements

des Stadtrats von Bern (GRSR; SSSB 151 .21) Antrag auf Fassung des folgenden Beschlus-

ses:

1. Der Stadtrat hebt seinen Beschluss betreffend Personalreglement der Stadt Bern vom
21. November 1991 (PRB; SSSB 153.01); Teilrevision (Artikel 18, 20, 23, 29, 39, 40, 77,
89-93, 96a, 97) auf, soweit er Artikel 18 PRB betrifft.

2. Der Stadtrat beauftragt den Gemeinderat, ihm im Rahmen der laufenden Totalrevision des
Reglements Uber die Personalvorsorgekasse der Stadt Bern (PVR) eine Vorlage fir eine
Revision der einschlagigen stadtischen Rechtsgrundlagen zu unterbreiten, die eine Flexi-
bilisierung des Rucktritts- und Rentenalters der stadtischen Angestellten zum Ziel hat; die
Vorlage ist sozialpartnerschaftlich zu erarbeiten und hat die verfassungsrechtlichen Vor-
gaben, namentlich betreffend die Gleichstellung von Frau und Mann, zu beachten.

Der Gemeinderat ersucht Sie angesichts der Umstande hoéflich, den obigen Antrag fur die

Sitzung des Stadtrats vom 17. Juni 2010 zu traktandieren.
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Begriindung:

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 3. Juni 2010 beschlossen, Artikel 18 PRB dergestalt

abzufassen, dass sich das Rucktrittsalter des stadtischen Personals in Zukunft an den Alters-

grenzen zu bemessen habe, welche die AHV-Gesetzgebung des Bundes fir die AHV-

Rentenberechtigung vorsehe. Der Beschluss des Stadtrats hatte zur Folge, dass in Zukunft

die stadtischen Angestellten statt wie bis anhin bis zur Vollendung des 63. Altersjahrs neu im

Regelfall bis 64 (Frauen) bzw. bis 65 (Manner) arbeiten wirden.

Der Gemeinderat ersucht den Stadtrat aus drei Grinden, auf diesen Beschluss zuritickzu-

kommen:

1. Der Stadtrat hat mit seinem Vorgehen die Verfahrensregeln von Artikel 86 PRB verletzt
und damit die Regeln der Sozialpartnerschaft missachtet. Der Stadtrat hat in Artikel 86
PRB selbst festgelegt, dass die Personalverbande das Recht haben, vor dem Erlass von
Personal-, Organisations-, Betriebs-, Arbeitssicherheits- und Gesundheitsvorsorgevor-
schriften angehoért zu werden, dazu Stellung zu nehmen und Vorschlage zu machen. Sie
sind in die Erarbeitung der Vorschriften miteinzubeziehen. Die Verletzung dieser gesetzli-
chen Mitwirkung stellt nach Auffassung des Gemeinderats eine Geringschatzung der stad-
tischen Angestellten, aber auch der Sozialpartnerinnen und -partnern dar und belastet den
in der schweizerischen Tradition wertvollen und hoch gehaltenen sozialen Frieden schwer.
Der Gemeinderat verschliesst sich einer Diskussion um die Flexibilisierung von Rucktritts-
und Rentenalter, wie sie bei anderen 6ffentlichen Arbeitgebern und in der Privatwirtschaft
gefuhrt wurden und werden, nicht. Diese Diskussion hat indessen in Respektierung des
vom Stadtrat selbst gesetzten sozialpartnerschaftlichen Rahmens stattzufinden.

2. Die vom Stadtrat beschlossene Regelung hat einseitig das Rucktrittsalter der stadtischen
Angestellten angehoben, ohne die Frage des Rentenalters zu berucksichtigen. Die Rege-
lung ist zudem starr und lduft den modernen Entwicklungen im Hinblick auf eine Flexibili-
sierung des Rucktritts- und Rentenalters diametral entgegen. Anpassungen in diesem Be-
reich haben weit reichende und insbesondere auch versicherungstechnische Konsequen-
zen, die sorgfaltig vorzubereiten sind, sollen nicht unabsehbare Fehlentwicklungen oder
Schaden fir Versicherte und/oder Vorsorgeeinrichtung riskiert werden.

3. Die vom Stadtrat beschlossene Regelung fihrt zu einer Ungleichbehandlung von Frauen
und Mannern. Solche Differenzierungen sind gemass Artikel 8 Absatz 3 der Bundesver-
fassung unzulassig. Die Gerichtspraxis hat vergleichbare Ungleichbehandlungen wie die
vorliegend vom Stadtrat beschlossene als verfassungswidrig qualifiziert. Der Gemeinderat
erachtet es als dusserst problematisch, eine gesetzliche Regelung zu schaffen, deren ver-
fassungsrechtliche Tragfahigkeit kaum gegeben sein durfte.

Mit einer Aufhebung des vom Stadtrat am 3. Juni 2010 beschlossenen Wortlautes von Artikel
18 PRB kann der Stadtrat die Voraussetzungen daflir schaffen, dass die von ihm offensicht-
lich beabsichtigte Anpassung des Rentenalters in Respektierung der bislang gut funktionie-
rende Sozialpartnerschaft ausgearbeitet werden kann. Zudem kann der Stadtrat langwierige,
kostspielige und fur ihn wegen Verfassungswidrigkeit wahrscheinlich aussichtslose Rechtsmit-
telverfahren sowie politische Weiterungen (Referendum) vermeiden und damit den Weg eb-
nen fir die inhaltliche Diskussion seines Anliegens.
Der Gemeinderat schlagt dem Stadtrat deshalb gleichzeitig vor, ihm einen Auftrag zu erteilen
fir eine umfassende Uberpriifung der einschlagigen stadtischen Rechtsgrundlagen im Hin-
blick auf eine zeitgemasse und flexible Ausgestaltung des Riicktritts- und Rentenalters der
stadtischen Angestellten. Diese Arbeiten kdénnen in die laufende Totalrevision des Regle-
ments Uber die Personalvorsorgekasse der Stadt Bern (PVR) integriert werden. Dieses Vor-
gehen wirde auch gestatten, die vom Stadtrat festgelegten Verfahrensregeln zur Erarbeitung
solcher Vorschldge im Rahmen der Sozialpartnerschaft zu beachten.
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Der Gemeinderat dankt lhnen fiir eine rasche Traktandierung und ersucht den Stadtrat um
Zustimmung zum Antrag.
Bern, 14. Juni 2010

Interfraktioneller Antrag der Fraktionen GLP, GFL/EVP

1. Der Stadtrat beauftragt den Gemeinderat, ihm im Rahmen der laufenden Totalrevision des
Reglements lGber die Personalvorsorgekasse der Stadt Bern (PVR) eine Vorlage fur eine
Revision der einschlagigen stadtischen Rechtsgrundlagen zu unterbreiten, die eine Flexi-
bilisierung des Rucktritts- und Rentenalters der stadtischen Angestellten vorsieht; die Vor-
lage ist sozialpartnerschaftlich zu erarbeiten und hat die verfassungsrechtlichen Vorga-
ben, namentlich betreffend die Gleichstellung von Frau und Mann, zu beachten.

2. Die Anderung von Artikel 18 des Personalreglements, welche der Stadtrat am 3. Juni
2010 beschlossen hat, tritt am 1. Januar 2012 in Kraft.

Der Vorsitzende Urs Frieden: Der Antrag des Gemeinderats wurde lhnen per Mail zugestellt
und er liegt nun auf den Tischen vor. Uberdies haben Sie heute einen Antrag der Fraktionen
GLP und GFL/EVP als Tischvorlage erhalten. Da die Argumente bereits schriftlich vorliegen,
verzichtet der Gemeinderat vorldufig auf ein Votum. Das Wort geht zuerst an die Antragstel-
lenden.

Claude Grosjean (GLP) fur die Fraktionen GLP und GFL/EVP: Wir haben am 3. Juni 2010 im
Stadtrat einen Fehler, einen Verfahrensfehler gemacht, indem wir uns Uber das von uns sel-
ber erlassene Reglement, tUber Artikel 86, hinweggesetzt und die Mitsprache der Sozialpart-
nerinnen und -partner missachtet haben. Dafir méchten wir uns entschuldigen. Deshalb ist
far uns klar, dass der Entscheid bezuglich Artikel 18, der eine Harmonisierung des Rentenal-
ters vorsieht, sistiert werden muss. Durch die Sistierung und das spatere Inkrafttreten, wenn
Uberhaupt, wird die Mitsprache ermdglicht. Wir erwarten jedoch, dass wir nun, nachdem wir
diese Scharte ausgewetzt haben, Gber dieses Thema eine Debatte fuhren kénnen. Wir haben
auch Verstandnis, dass uns die Gewerkschaften diesbeziiglich vor den Bug geschossen ha-
ben. Dies war sicher gut und noétig. Aber wir haben nun den Anspruch, Uber die Flexibilisie-
rung des Rentenalters offen zu diskutieren. Bestandteil dieser Diskussion muss sein, welches
Richtalter aufgenommen werden soll. Weiter muss ein maoglicher Primatwechsel diskutiert
werden. Wir sind offen flir alles und erwarten dies auch von der Gegenseite. Wir hoffen, dass
sie vorerst auf Kampfmassnahmen verzichtet. Im Moment mdéchten wir vom Antrag noch nicht
ganz abriicken, das heisst, ihn, so wie dies der Gemeinderat vorsieht, rickgadngig machen. Es
reicht aus, vorerst einmal die Inkraftsetzung aufzuschieben.

Ich méchte noch auf eine besondere Eigenheit dieser Debatte hinweisen. Die Gewerkschaften
haben eine ganz wichtige Funktion in unserer Gesellschaft: Sie bilden das Gegengewicht zu
den Arbeitgebenden. In der Stadt Bern haben wir jedoch eine besondere Situation, namlich,
dass die Mehrheit des Gemeinderats mit den Gewerkschaften ein Abkommen getroffen hat.
Die Gewerkschaften haben also nicht viel zu beflrchten, denn sie sind durch den Gemeinde-
rat bereits gut vertreten. Dies sieht man beispielsweise an der Postulatsantwort Uber einen
Grundlagenbericht zum Primatwechsel. Der Gemeinderat setzt dort, ohne dass dies gefordert
wirde, eine volle Besitzstandwahrung voraus, kommt mit einer 100 Mio.-Franken-Keule und
die Sistierdebatte hat sich damit erledigt. Das erachten wir als schwierig. Weshalb ist das so?
Weil an sich niemand ein Interesse hat, diese Debatte zu fuhren. Deshalb ist es am Stadtrat,
den Finger auf den wunden Punkt zu legen, indem er dariber diskutiert.

Wir sistieren nun den Entscheid zu Artikel 18 PRB, weil wir eine faire Diskussion erdffnen
wollen, bei der sich alle beteiligen und ihre Interessen einbringen kénnen. Deshalb bitten wir,
unserem Sistierungsantrag zuzustimmen.
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Fraktionserklarungen

Hasim Sancar (GB) fur die GB/JA!-Fraktion: Wahrend der Teilrevision des Personalregle-
ments der Stadt Bern (PRB) an der Stadtratssitzung vom 3. Juni 2010 wurde ein Antrag der
BDP/CVP-Fraktion, der die Heraufsetzung des Rentenalters von 63 auf 64/65 Jahre verlangt,
knapp angenommen. Dieser Antrag betreffend Anderung von Artikel 18 Absatz 3 wurde weder
in der zustandigen Kommission beraten noch konnten sich Personalverbande dazu aussern,
denn er wurde erst kurz vor der Stadtratssitzung eingereicht. Dieses Vorgehen hat bei den
stadtischen Angestellten zu Recht Wut, Arger und Verunsicherung ausgelést. Es disqualifi-
ziert auch die vorberatende Kommission, die nicht einbezogen wurde. Das Vorgehen verletzt
Artikel 86 PRB, der ein Recht auf Anhérung der Personalverbande bei Personalreglements-
anderungen vorsieht. Die Anderung verletzt auch die Verfassung, was wir nicht akzeptieren
kénnen.

Als Politikerinnen und Politiker haben wir nicht das Recht, mit unseren Angestellten, unseren
Sozialpartnerinnen und -partnern so umzugehen und das wahrend Jahrzehnten aufgebaute
solide Vertrauen zu zerstéren. Wir brauchen einander und dies in guten aber auch in schlech-
ten Zeiten, wie unsere Sozialpartnerinnen und -partner dies in der Vergangenheit wahrend
den Sparpaketen mehrmals gezeigt haben.

Wir danken dem Gemeinderat, dass er in dieser schwierigen, verfahrenen Situation eine Ver-
mittlungsrolle Gbernommen hat und eine konstruktive Lésung vorschlagt. Wir kommen dem
entgegen und wirden dem Antrag des Gemeinderats fir ein flexibles und sozialvertragliches
Ruacktritts- und Rentenalter zustimmen.

Gegen eine absolute Heraufsetzung des Rentenalters auf 64/65 Jahre sprechen auch fachli-
che Grunde; so spricht die Arbeitslosigkeit, die vor allem junge Menschen ftrifft, eindeutig fur
ein flexibles und sozialvertragliches Rentenalter. Die Realitat zeigt uns deutlich, dass es nicht
fur alle genug Arbeit gibt, durch Rationalisierung immer mehr Arbeitslose gibt und eine So-
ckelarbeitslosigkeit auch in der Zukunft eine Realitat sein wird. Die Stadt als Arbeitgeberin ist
gepragt von einer Vielfalt unterschiedlichster Beschaftigungen. Auch wenn viele ihrer Ange-
stellten bis zu ihrem 65. Altersjahr arbeiten mdéchten, winschten sich gerade diejenigen Mit-
arbeitenden einen friheren Ruhestand, die schwere koérperliche und Schichtarbeit leisten.
Aufgrund der arbeitsbedingten unterschiedlichen Bedirfnisse braucht die Stadt Anpassungs-
mdglichkeiten im Sinn eines sozialvertraglichen flexiblen Rentenalters. Diese Lésung wirde
auch unser Volksgesundheitssystem und die IV-Kasse schonen. Altere Leute, die schwere
korperliche Arbeit leisten missen, kdonnen ofters und schneller krank werden und aus dem
Arbeitsprozess hinausfallen.

Auch finanzielle Grinde sprechen gegen eine absolute Erhéhung des Rentenalters auf 65
Jahre: Altere Angestellte haben einen hdheren Lohn und belasten die Stadtkasse mehr, als
wenn junge Menschen angestellt werden. Die Herabsetzung des Rentenalters auf 63 Jahre
war damals eine Massnahme des Sparpakets, die 27 Mio. Franken ausmachte. Das heutige
Rentenalter hat auch eine wichtige soziale Komponente, welche die hoheren Lohne des Kan-
tons oder des Bundes wett macht, wie das zuvor angefiihrt wurde. Bleibt zu erwahnen, dass
die stadtischen Angestellten die vorgezogene Pensionierung selber vorfinanzieren. Eine An-
nahme des veranderten Rentenalters wiirde also entgegen dem erwarteten Effekt die Stadt-
kasse mehr belasten.

Liebe Anwesende, ein Fehler kann korrigiert werden. Die Politik muss Lésungen anbieten und
sich nicht in die Sackgassen flihren lassen. Wenn wir dem Antrag des Gemeinderats zustim-
men, befreien wir das stadtische Personal aus dieser unsicheren Situation, korrigieren das
Vorgehen, indem wir die Angestellten durch ihre Vertretungen in den Mitwirkungsprozess ein-
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beziehen, ersparen uns unnétigen zusatzlichen Arger mit Beschwerden etc. und haben sau-
bere, abgeklarte Fakten fur eine sachliche Diskussion sowie einen Entscheid.

Die GB/JA!-Fraktion setzt sich fir eine konstruktive Lésung ein, indem sie den Antrag des
Gemeinderats flr ein flexibles sozialvertragliches Ricktritts- und Rentenalter annimmt, und
erwartet reifes Uberlegen und ein verniinftiges Vorgehen.

Zum Antrag der Fraktionen GLP, GFL/EVP: Der Antrag wurde wieder in der letzten Minute
eingereicht — ich weiss nicht, wie lange er auf dem Pult lag — und das Vorgehen ist wieder
nicht sauber. Auf der anderen Seite hat sich mein Vorredner entschuldigt und Fehler einge-
standen. Wenn man einen Fehler macht, korrigiert man ihn richtig und nicht nur halbwegs. Die
Entschuldigung ist dergestalt fast schlimmer als die Schuld selbst. Es gibt im Antrag auch
einen Formfehler. Erstens entscheidet der Gemeinderat, wann ein Reglement in Kraft gesetzt
wird und zweitens ist der Entscheid verfassungswidrig. Ob man die Inkraftsetzung nun sistiert
oder nicht, spielt keine Rolle. Deshalb werden wir den Antrag des Gemeinderats unterstiitzen
und wirden uns freuen, wenn Sie es uns gleichtun wirden.

Thomas Goéttin (SP) fur die SP/JUSO-Fraktion: Mit der SP kann Uber alles diskutiert werden
und bekanntlich stehe ich personlich fir eine Dialogkultur, aber nicht in dieser Hauruck-
Weise, wie das geschehen ist. Ich anerkenne auch, dass dies nun einer der Urhebenden — wir
haben es letzte Woche bereits diskutiert — selber eingestanden hat. Ich habe auch den Ein-
druck, dass ihnen die Tragweite dieses Entscheids nicht ganz bewusst war. Der Gemeinderat
legt nun einen Antrag vor, der die Debatte nicht verhindert, im Gegenteil, aber der den Weg
fur ein korrektes Verfahren und einen inhaltlich konsistenten Entscheid frei macht. Ich bitte
den Rat, diesen Weg zu gehen, unter Respektierung der Sozialpartnerschaft, den gesetzli-
chen Verfahren und von Treu und Glauben. Dies ist ein wenig altmodisch, aber auch wichtig.
Der Antrag ist auch keine Missachtung des Parlaments, sondern der Gemeinderat nimmt sei-
ne Verantwortung als Arbeitgeber und Sozialpartner wahr und bietet einen Weg zu einem
nicht nur inhaltlich konsistenten, sondern juristisch haltbaren Entscheid. Deshalb hoffe ich auf
ein nlchternes Ja, das den Weg fiur ein hoffentlich flexibles Rentenalter frei macht.

Wir stellen uns auch gegen den Anderungsantrag. Gestern ist offenbar ein erster Hinweis
gekommen. Um den Wortlaut juristisch zu prufen, war die Zeit von einer Viertelstunde zu kurz.
Unserer Ansicht nach ist die Angelegenheit juristisch fragwirdig, weil die ganze Geschichte
des Rentenalters von Mann und Frau verfassungswidrig ist. Deshalb sind wir der Meinung,
der Entscheid betreffend Artikel 18 soll zuerst aufgehoben werden. Wir hoffen, dies bedeute
kein schlechtes Zeichen fir die Diskussion, wenn man damit eine Vorgabe schafft, die die
Diskussion bereits wieder erschwert und blockiert. In dem Sinn hoffe ich, dass sich die Urhe-
benden dieses Coups nun nicht verrennen; vor allem, wenn sie hervorheben, sie hatten vor-
rangig den Anstoss fur ein flexibles Rentenalter geben wollen. Man kann diesen Anstoss
nachtraglich als Rechtfertigung gelten lassen, aber wenn man den Weg jetzt nicht frei macht
fur den Antrag des Gemeinderats, erschwert man die Diskussion und auch die Diskussion
Uber das flexible Rentenalter ungemein.

Noch einige inhaltliche Bemerkungen, insbesondere an die Adresse der grinen Mitteparteien.
Man misse das Rentenalter der Privatwirtschaft anpassen und deshalb erhéhen, wurde ge-
sagt. Weiter wurde der Primatwechsel erwdhnt, man kdnnte auch sagen: Arbeitszeitverlange-
rung. Wir denken, wenn gute Bedingungen an weniger gute angepasst werden, hat das mit
Gerechtigkeit nicht viel zu tun. Es ist auch keine Frage von abstrakten Theorien, sondern es
geht um die Personen, die draussen und auf der Triblne waren und die heute wieder anwe-
send sind: Viele, die Schicht arbeiten, die den zunehmenden Arbeitsdruck splren, die, wie
beispielsweise bei der Abfallentsorgung, den ganzen Tag immer mehr tragen und heben mis-
sen. Wenn man zwei Jahre langer arbeiten muss, bleiben auch die Jungen ladnger vom Ar-
beitsprozess ausgeschlossen mit Jugendarbeitslosigkeit, langeren Ausbildungen und Prakti-
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kas. Die Flexibilisierung mit Zielalter 65 statt 63 hat eine Rentenkirzung fiir diejenigen zur
Folge, die es sich ohnehin am wenigsten leisten kénnen. Wie passt das mit den Bankern und
ihren Boni zusammen, mit den UBS-Chefs, die weiterhin machen kdnnen, was sie wollen, mit
der Pauschalbesteuerung fir unsere Auslanderinnen und Auslander etc.? Dies gehort flur uns
auch in die Beurteilung. Wenn soziale Konflikte verschéarft werden, trifft dies im Endeffekt
auch grine Anliegen. Wir werden darlber streiten, wir sind bereit dazu. Aber im Moment geht
es darum, mit dem Antrag des Gemeinderats einen Weg aus der Sackgasse zu finden, hin zu
einem flexiblen Rentenalter. Das entscheiden wir heute.

Erich J. Hess (JSVP) fir die SVPplus-Fraktion: Die SVPplus-Fraktion ist erstaunt, dass der
Gemeinderat mehr Rechte haben soll als der Stadtrat. Nach Artikel 69 Absatz 2 der Gemein-
deordnung hat der Gemeinderat das Recht, im Stadtrat Antrag zu stellen. Aber es ist nirgends
festgeschrieben, dass das Antragsrecht des Gemeinderats weitergeht als dasjenige der Mit-
glieder des Stadtrats. Deshalb ist es unverstandlich, dass der Gemeinderat via Antrag ein
zweites Rickkommen beantragt. Dies verstdsst gegen die Gemeindeordnung und das Stadt-
ratsreglement. Es kann nicht sein, dass dem Gemeinderat beim Antragsrecht mehr Rechte
zugesprochen werden als jedem Mitglied des Stadtrats. Wenn der Gemeinderat den Antrag
rechtsmassig hatte einreichen wollen, hatte er ihn via Kommission einreichen mussen, analog
dem gesamten Reglement. Er hatte dort eine Anderung des Reglements beantragen miissen.
Ansonsten hatte er klar deklarieren mussen, es sei ein Rickkommensantrag; der vorliegende
Antrag wurde nicht so deklariert. Zuerst misste Uber das Rickkommen abgestimmt werden,
ob das Geschaft berhaupt noch diskutiert werden soll oder nicht. Deshalb stelle ich den
Ordnungsantrag, zuerst dariiber abzustimmen, ob der Stadtrat Giberhaupt auf das Ge-
schaft zurickkommen will. Das heisst, wir stimmen dariber ab, ob wir dem Gemeinderat
hier im Stadtrat mehr Rechte zugestehen wollen, als wir sie als Mitglieder des Stadtrats ha-
ben. Deshalb ist diese Abstimmung zumindest formell durchzufiihren.

Zum Rechtlichen der Rentenaltererhbéhung, die der Stadtrat vor zwei Wochen beschlossen
hat. Es hiess, wir hatten gegen die Gepflogenheiten mit den Sozialpartnerinnen und -partnern
verstossen. Jedes Mitglied des Stadtrats hat hier das Recht, einen Antrag zu stellen. Bei-
spielsweise hatte auch ein fraktionsloses Mitglied den Antrag stellen kénnen, das keine Moég-
lichkeit gehabt hatte, einen solchen bereits vorgangig in einer Kommission einzubringen. Das
Personalreglement war im Stadtrat traktandiert. Somit hat jedes Mitglied des Stadtrats nach
Stadtratsreglement die Moglichkeit, Antrége zu stellen.

Beschlossene Antrdge sind verbindlich. Deshalb ist es ein Hohn, was sich der Stadtprasident
Alexander Tschappat mit seinem Antrag leistet, worin geschrieben steht, der Entscheid sei
nicht rechtens. Das sind alles nur Spekulationen. Es ist gegenstands- und haltlos, was fur
Gesetzesartikel er auftischt und was er hier ins Feld flhrt. Die SVPplus-Fraktion ist nicht glei-
cher Ansicht wie der Stadtprasident, der der Meinung ist, die Gewerkschaften wirden das
Referendum ergreifen. Denn die Gewerkschaften wissen genau, wenn wir uns hier im Rat
nicht erweichen lassen, werden sie bestimmt kein Referendum dagegen ergreifen. Denn ih-
nen ist bewusst, dass sie dem Volk nicht erklaren kénnen, weshalb stadtische Angestellte
zwei Jahre friiher pensioniert werden als Angestellte im privaten Gewerbe und in der Indust-
rie. Die SVPplus-Fraktion ist klar der Meinung, dass wir an unserem alten Stadtratsbeschluss,
der vor zwei Wochen gefallt wurde, festhalten miissen, da wir uns sonst unglaubwirdig ma-
chen. Es geht hier nicht um eine Schlechterstellung der stadtischen Angestellten. Liebe An-
gestellte, lassen Sie sich von den Gewerkschaften nicht ins Bockshorn jagen! Sie fihren mit
Ihnen ein ganz trauriges, grausiges Spiel durch.

- Buhrufe und Pfiffe auf der Tribline. Der Vorsitzende Urs Frieden ermahnt, jegliche Missfal-
lensédusserungen auf der Tribiine zu unterlassen. -
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Die Gewerkschaften handeln nur aus Eigeninteresse. Es geht ihnen nicht um die stadtischen
Angestellten, denn diese werden letztlich darunter leiden. Sie werden jedoch nicht unter dem
vor zwei Wochen gefallten Entscheid leiden. Damit wird es moglich sein, friher in Pension zu
gehen. Man kann sich, wie andernorts und falls gewinscht, friiher pensionieren lassen. Aber
meiner Ansicht nach ist es richtig, dass stadtische Angestellte auch bis zum Alter von 65 Jah-
ren arbeiten kdnnen, falls sie dies wiinschen. Es wird zwar gesagt, die Ubergangsrente dieser
zwei Jahre wirden die stadtischen Angestellten zu 100 Prozent finanzieren. Dies stimmt so
nicht. Dem Jahresbericht kann enthommen werden, dass die Stadt Bern aus der Stadtkasse
jahrlich eine Defizitgarantie fur die Frihpensionierungen von ca. 3,2 Mio. Franken Uberneh-
men muss. Den Birgerinnen und Birgern auf der Strasse zu erklaren, weshalb die Stadt
Fruhpensionierungen subventioniert, ist schwierig. Fur die stadtischen Angestellten wird es
jedoch auch kinftig méglich sein, sich tber verschiedene Vorsorgelésungen friiher pensionie-
ren zu lassen. Aber sie missen dies selber finanzieren. Die Gewerkschaften behaupten zwar,
die Angestellten wirden es bereits jetzt selber finanzieren. Wenn dies tatsachlich so ware,
hatten die Gewerkschaften nichts zu beflirchten. Und falls nicht, ligen sie uns an. — Wir mus-
sen hier hart bleiben. Es kann nicht sein, dass wir uns von einigen roten Gewerkschaftsmit-
gliedern unterdriucken, unterwandern und unter Druck setzen lassen. Wir missen schauen,
dass fur alle das gleiche Recht gilt. Das heisst, Frauen und Manner sollen dasselbe Pensi-
onsalter haben. Aber es spricht nichts gegen den vor zwei Wochen gefallten Entscheid, dass
Frauen und Manner nicht gleichzeitig im Alter von 65 Jahren pensioniert werden. Der Bund
hat dies noch nicht umgesetzt und somit missen wir es auch nicht tun. Momentan betragt das
offizielle Rentenalter der Frauen 64 und das der Manner 65 Jahre. Das Alter wird auf 65 Jahre
angeglichen, und das ist richtig so.

Die Gewerkschaften mdéchten natirlich neue Mitglieder aus der Stadtverwaltung gewinnen.
Aber die Gewerkschaften setzen sich fir eine Sache ein, gegen die man sich langerfristig
nicht wehren kann. Es ist reiner Mitgliederfang und Populismus, den die Gewerkschaften hier
betreiben. Wir bitten, dem Rickweisungsantrag der SVPplus-Fraktion zuzustimmen. Auf den
vor zwei Wochen gefallten Entscheid soll man nicht mehr zurickkommen.

Der Vorsitzende Urs Frieden: Ich nehme den Antrag von Erich Hess als Antrag auf Nichtein-
treten, und zwar am Schluss der Debatte. Dies ware dann die erste Abstimmung heute.

Erich Hess ist damit einverstanden.

Béatrice Wertli (CVP) fur die BDP/CVP-Fraktion: Weshalb ist der Entscheid vom 3. Juni 2010
betreffend AHV-Alter 64/65 richtig? Dieses Alter gilt fir eine grosse Mehrheit der Arbeitneh-
menden in der Stadt Bern. Und fir die Angestellten der Stadtverwaltung soll dasselbe gelten
wie fir die grosse Mehrheit der Arbeitnehmenden in der Stadt Bern auch. Zweitens: Die de-
mographische Entwicklung, also die hohere Lebenserwartung, ist eine Realitat, die auch vor
der Stadtverwaltung Bern nicht Halt macht. Aus arbeitsmarktlicher Sicht besteht kein Bedarf,
Uber vergleichbare Benchmarks hinauszugehen. Das Rentenalter 64/65 ist lbrigens auch in
vielen anderen Verwaltungen Standard. So beispielsweise beim Kanton Bern oder beim Bund.
Und die sind ja grosstenteils auch in der Stadt Bern angesiedelt. Es ist eine Frage der
Gleichberechtigung mit anderen Arbeitnehmenden, und somit eine Frage der Gerechtigkeit.
Weshalb sind der Antrag und das Vorgehen des Gemeinderats zweifelhaft und von unserer
Seite aus abzulehnen? Das Parlament diskutiert, stimmt ab und fasst Beschliusse. Diese Be-
schlisse sind, und so wollen es die Demokratie und die Politik, nicht immer flr alle gleicher-
massen zufriedenstellend. In der Demokratie und Politik sind die Beschlisse zu akzeptieren.
Rekursinstanz flir Stadtratsbeschliisse ist eigentlich das Volk und nicht der Gemeinderat. Es
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steht der Bevélkerung auch frei, gestiitzt auf das Reglement lber die politischen Rechte, das
Referendum zu ergreifen und das Volk entscheiden zu lassen. Vom Vorgehen her ware dies
demokratisch und der richtige Weg. Der Antrag des Gemeinderats steht vor diesem Hinter-
grund quer in der Landschaft und lasst auch auf eine Geringschatzung des parlamentarischen
Systems schliessen. Die BDP/CVP-Fraktion ist konsterniert Uber das Vorgehen der Regierung
und stellt fest, dass sie sich somit an die Stelle des Volks stellt. Die Fraktion lehnt den Antrag
des Gemeinderats klar ab. Wir sagen Ja zum Antrag der Fraktionen GLP und GFL/EVP. Wes-
halb? Dieser Antrag respektiert und bestatigt den Stadtratsbeschluss vom 3. Juni 2010. Die-
ser ist namlich gultig und wird mit diesem Antrag noch einmal bestatigt. Zudem bietet der An-
trag Hand zum Weitergehen und spurt die Umsetzung dieses Beschlusses vor. Wir bitten,
dem Antrag der Fraktionen GLP und GFL/EVP zuzustimmen und den Antrag des Gemeinde-
rats abzulehnen.

Bernhard Eicher (JF) fir die FDP-Fraktion: Aus Sicht der FDP-Fraktion gibt es eigentlich bei
dieser ganzen, schon fast leidigen Geschichte drei Komponenten, die es zu bericksichtigen
gilt. Erstens einmal gibt es die inhaltliche Frage, die Frage des Rentenalters. Zweitens ist es
eine Frage des Vorgehens, also was vor zwei Wochen geschehen ist. Der dritte Punkt ist, was
wir heute und letzten Donnerstag erlebt haben, namlich die Frage der Reaktionen darauf.

Zur inhaltlichen Frage: Die FDP-Fraktion ist klar der Meinung, dass es ein héheres Rentenal-
ter braucht. Wir fordern das Rentenalter 65 aus zwei Uberlegungen: Zum einen aus gesamt-
gesellschaftlicher Sicht. Wir werden stets alter, logischerweise werden wir auch entsprechend
langer arbeiten mussen. Darauf mussen wir uns friher oder spater einstellen. Alles andere ist
Sand in die Augen gestreut. Zum anderen ist es fiir viele Personen in der Stadt Bern unver-
standlich, weshalb sie in einer Privatunternehmung generell bis 65 Jahre arbeiten missen
und bei der Stadt soll ein anderes Rentenalter gelten. Wie bereits gesagt, es ist nicht fur alle
maglich, bis 65 Jahre zu arbeiten. Bei harter kdrperliche Arbeit kann nicht bis 65 Jahre gear-
beitet werden. Selbstverstandlich braucht es in dieser Hinsicht eine flexible Komponente ge-
gen unten, genau gleich wie es auch eine gegen oben bendétigt. Fur gute Mitarbeitende, die
noch weiter arbeiten wollen, ist es nicht einleuchtend, weshalb man sie mit 65 Jahren aus der
Stadtverwaltung ,jagen® will. Der Entscheid, der vor zwei Wochen gefallt wurde, geht genau in
diese Richtung. Was der Stadtrat formal gesehen entschieden hat, ist, dass er nicht das Ren-
tenalter, sondern das Rucktrittsalter angepasst hat. Er hat dariber beschlossen, zu welchem
Zeitpunkt die Arbeitenden zurlcktreten missen. Bis anhin konnten sie bis zum Alter von 63
Jahren arbeiten und mussten dann gehen. Es gab keine Alternative. Nun kénnen sie bis 64
respektive bis zum Alter von 65 Jahren zu arbeiten. Uber das Rentenalter werden wir beim
Pensionskassenreglement abstimmen. Dieses betragt nach wie vor 63 Jahre. Das heisst, bis
jetzt kbnnen gemass Pensionskassenreglement immer noch alle mit 63 Jahren in Rente ge-
hen, ohne eine Einbusse zu erleiden.

Zusammengefasst: Den Entscheid, ohne finanzielle Einbussen mit 63, 64 oder 65 Jahren in
Pension zu gehen, werden wir fallen, wenn das Pensionskassenreglement zur Sprache
kommt. Dies wird wahrscheinlich Ende 2010 oder im Jahr 2011 der Fall sein. Von daher ist
nichts verbaut. Der zweite Punkt betrifft das Vorgehen und auch die Frage, wie wir mit unse-
rem Personal, bei dem wir als Parlament auch eine Verantwortung tragen, umgehen. Flr die
FDP-Fraktion ist klar, wir haben — wie wohl alle hier — ein grosses Interesse an guten, enga-
gierten und effizient arbeitenden Personen; solchen, die sich fir die Stadtverwaltung, fir un-
sere geliebte Stadt einsetzen. Eine der Voraussetzungen ist, dass wir mit diesen Personen
auch fair umgehen: also sie nicht mit irgendwelchen Antragen einfach Uberrollen, sondern die
demokratischen Wege, die wir demokratisch beschlossen haben, entsprechend auch akzep-
tieren. Insofern ist der Antrag der BDP/CVP-Fraktion, wie er vor zwei Wochen gestellt wurde,
problematisch. Denn es ist gegeniiber den Angestellten unfair, wenn sie am Donnerstagabend
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ins Bett gehen und davon ausgehen, mit 63 Jahren pensioniert zu werden, und am Freitag
muissen sie dann etwas anderes in der Zeitung lesen. Dass da Zorn aufkommt, ist véllig nach-
vollziehbar.

In dem Sinn ist es dem Parlament eine Lehre gewesen, nicht einfach am Mittwochabend noch
schnell einige Antrdge zu schreiben und am Donnerstag als Tischvorlage zu bringen, wenn es
um wichtige Entscheide geht. Die Geschéafte sind sauber vorzubereiten und abzuklaren und
erst dann einzureichen; zudem sind die parlamentarischen Wege zu respektieren. Dritter
Punkt ist die Reaktion, wie wir sie heute und vor einer Woche erlebt haben. Die FDP-Fraktion
ist klar der Meinung, dass die Betroffenen das Recht haben, sich 6ffentlich zu dussern, Flyer
zu verteilen, (Leser-)Briefe zu schreiben. Was nicht tolerierbar ist, sind Buh- und Zwischenru-
fe von Parlamentarierinnen und Parlamentariern oder wenn von der Tribline aus gebuht wird,
wie dies leider bereits wieder der Fall war. Jede Person, die an einem Fussballmatch teilge-
nommen hat, weiss, auch der Gegner wird nicht ausgebuht. Was fiir den Sport gilt, soll auch
furs Parlament gelten. Personen sollen auch nicht mit Applaus unterstiitzt werden usw. Dies
sind letztlich alles Versuche, das Parlament einzuschichtern und den Stadtrat mit unlauteren
Mitteln in die eine oder andere Richtung zu beeinflussen. Insofern hat die Ratsleitung aus
unserer Sicht versagt. Sie hatte dort klarer einschreiten sollen, auch heute wieder. Nach
Stadtratsreglement hatte meiner Ansicht nach der Saal gerdumt werden mussen. Da fehlt
offenbar die kritische Distanz zu den Gewerkschaften. Schliesslich ist zu sagen, der Versuch
Personen unter Druck zu setzen, ist kontraproduktiv. Wie reagieren sie? Sie verhalten sich
noch bockiger. Es wird noch schwieriger, auf einen Entscheid, bei dem vielleicht der eine oder
die andere auch einsieht, dass dieser nicht so gut ausfiel, zurickzukommen. Diesbeziglich
kénnen sich die Gewerkschaften selber ein Kranzchen winden, falls man heute nicht auf den
Entscheid zurickkommt. Dies ware unter anderem ihrem Auftritt vom letzten und heutigen
Donnerstag zu verdanken.

Fur die Mitglieder der FDP-Fraktion sind die drei obengenannten Aspekte wichtig. Entschei-
dend ist jedoch, dass wir diese unterschiedlich gewichten. Weil wir keinen Fraktionszwang
kennen, haben wir Stimmfreigabe beschlossen. Es wird spannend, wie die Stimmen letztlich
ausfallen werden. Ich hoffe, es werde der richtige Entscheid gefalit.

Der Vorsitzende Urs Frieden: Betreffend Stérungen besagt Artikel 9 Absatz 3 des Geschéafts-
reglements Stadtrat: ,Bei fortgesetzten Stérungen und Kundgebungen wird die Sitzung unter-
brochen und die Triblne gerdumt.“ Eine Mahnung wird mir also wohl zugestanden werden
kénnen.

Einzelvoten

Rolf Zbinden (PdA): Die Situation ist einfach und klar: Das Geschirr ist zerschlagen — zu bas-
teln gibt es da nichts mehr! Es bleibt die Moéglichkeit, die Erhéhung des Pensionsalters fir
stadtische Angestellte zurickzunehmen — zurickzunehmen ohne Wenn und Aber. Halbe Sa-
chen und Spiel auf Zeit lassen wir uns nicht bieten. Das ist die einzige Lésung, der die PdA
Bern zustimmen kann, zustimmen wird. Der Antrag des Gemeinderats weist den Weg.

Die Situation ist auch ein bisschen komisch: Da formieren sich politische Krafte, die fir sich
selbst das Etikett der Mitte reklamieren und monopolisieren — und entdecken da plétzlich ihre
Lust am Spiel mit verdecken Karten, Freude an einer ,Nacht-und-Nebel-Aktion“, wie sie es ja
selber formulieren. Respekt und Anstand auf der Zunge, einen kleinen Machiavelli in der
Brust: so lassen sich wohl Politikerinnen und Politiker Gbertdlpeln oder korrumpieren, so las-
sen sich auch Regierungen manipulieren — selbstbewusste Arbeiterinnen und Angestellte ge-
hen dem nicht auf den Leim.
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Wer politisch gerne auch mal pokern méchte und ein bisschen Muskeln zeigt — und seien es
auch nur die Zungenmuskeln —, sollte dann auch den Mumm aufbringen, zur Fehlkalkulation
zu stehen, wenn es in die Hosen gegangen ist. Bei den Mitte-Parteien habe ich seit dem
10. Juni nichts dergleichen gesehen. Ich habe Ausreden gelesen und von Versuchen, noch
aus dem Desaster Belehrung zu ziehen: Belehrung fir die stadtischen Angestellten und Be-
lehrung fir uns, die wir ihrem Spiel nicht folgen kénnen und wollen. Ich zitiere: ,Dieser Ent-
scheid beweist einfach, dass wir heute neue Realitdten im Stadtrat haben.” Eine so wesentli-
che Frage wie das Rentenalter der stadtischen Angestellten, diese Frage, die fir viele Men-
schen in dieser Stadt existenziell ist, zum Anlass zu nehmen fir ein politisches Muskelspiel:
Das ,beweist einfach“ nur eines: das Unverstandnis fir soziale Realitaten.

Gerechtigkeit ist ein weites Feld. Gerechtigkeit ist keine Frage der Quantitat, sie lasst sich
nicht errechnen. Bereits vor einer Woche haben wir viel zur Gerechtigkeit zu héren bekom-
men. Eines blieb bei mir hangen: Fir die blrgerlichen Parteien nivelliert sich Gerechtigkeit
nach unten: Anpassung, und zwar an die schlechteren Bedingungen. Das haben die stadti-
schen Angestellten zu héren und zu spiren bekommen, das sollten wir uns gut hinter die Oh-
ren schreiben.

Was als gerechte LOsung angesehen und fir wahr genommen wird, das ist eine Frage des
Krafteverhaltnisses. Die stadtischen Angestellten haben unibersehbar und uniberhérbar ge-
zeigt, dass sie sich nicht verschaukeln lassen. Selbstbewusst leisten sie ihre Arbeit, stolz
zeigen sie ihre Solidaritat, intelligent zeigen sie auf, wo der Fisch stinkt. Mit anderen gesell-
schaftlichen Gruppen ist dieser Stadtrat schon erfolgreicher Schlitten gefahren. Der Kampf
der stadtischen Angestellten ist auch ein Kampf fir alle anderen, denen von Gutsituierten
vorgerechnet wird, was sie wert sind. Die PdA Bern unterstitzt den Antrag des Gemeinderats.

Applaus auf der Tribline. Der Vorsitzende Urs Frieden ermahnt, auch den Applaus zu unter-
lassen. Dies sei die allerletzte Mahnung.

Simon Glauser (SVP): Denjenigen, die den Entscheid vor zwei Wochen gefallt haben, wurde
vorgeworfen, man wirde mit diesem Entscheid den sozialen Frieden in der Stadt Bern ge-
fahrden. Ich méchte an dieser Stelle Ruedi Keller in allem Frieden und mit einer ruhigen und
normalen Stimme mitteilen, dass er sein Verhalten im Stadtrat sofort bandigen soll. Falls dies
nicht moglich ist, werde ich die Fraktionsleitung der SP/JUSO auffordern, dafiir zu sorgen.
Ruedi Keller, wenn Sie lhre Emotionen nicht im Griff haben, empfehle ich lhnen, diese Sit-
zung draussen weiterzuverfolgen.

Ruedi Keller (SP): Simon Glauser, einfach zur Aufklarung: Es existiert nirgends ein Verbot fir
Zwischenrufe. In diesem Sinn nehme ich ein Recht wahr.

Ich bitte den Stadtrat dringend, im Namen der Gewerkschaften, den Antrag des Gemeinderats
zu unterstitzen. Es ist der einzige verniinftige Weg, um aus dem Schlamassel, den wir ange-
richtet haben, herauszukommen. Den Antrag der Fraktionen GLP und GFL/EVP bitte ich ab-
zulehnen. Denn er spielt Sachen vor, die nicht stimmen. Er halt weiterhin an Ungerechtigkei-
ten fest und lauft Gefahr, dass man ihn mit anderen, mit juristischen Mitteln bekampft. Die
Gewerkschaften sind nicht so dumm — ein Referendum werden sie nicht ergreifen. Es gibt
andere Mittel, um eine Volksabstimmung zu erreichen.

Noch einige Gedanken zur Pensionskasse: Im Gegensatz zur AHV finanziert jede Person ihre
Altersvorsorge mit ihren Beitrdgen selber. Die Solidaritdt von Jung und Alt spielt also keine
Rolle. Die Pensionskasse ist in diesem Sinn eine personliche Altersvorsorge. Die stadtischen
Angestellten wissen ganz genau, dass sie mehr Beitrage in ihre Pensionskasse bezahlen als
die meisten anderen Personen und entsprechend bessere Leistungen erhalten wie friheres
Ricktrittsalter etc. Die Leistungen sind nach der Pensionierung im Vorsorgeplan festgelegt.
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Damit werden die monatlichen Beitrage bestimmt. Entsprechend hat man andere Leistungen,
wenn man mehr bezahlt. Im Gegensatz zu dem, was hier behauptet wurde, hat bis jetzt nie-
mand mit den Gewerkschaften tber ein flexibles Pensionsalter gesprochen. Die Gewerkschaf-
ten waren absolut bereit, Uber dieses Thema zu diskutieren. Allerdings innerhalb eines Ge-
samtpakets oder innerhalb klarer Grenzen. Es kann nicht sein, dass man ein Element heraus-
bricht, dieses erhdht und dann das Geflhl hat, so sei das Problem geldst. Allerdings haben
wir beim Entscheid vor zwei Wochen nicht gegen Treu und Glauben und andere Dinge ver-
stossen, sondern ganz einfach gegen Artikel 86 Personalreglement. Dies ist meines Erach-
tens schwerwiegend genug. Wie bereits gesagt, entscheidend ist der Vorsorgeplan. Darin
muss festgelegt werden, welche Leistungen in einem bestimmten Pensionierungsalter zu er-
warten sind. Heute, beim RuUcktrittsalter 63, betrédgt der Pensionierungsbeitrag 61,5 Prozent.
Mit Alter 65 kann der Beitrag um 5 Prozent angehoben werden. Wenn man friher in den Ru-
hestand tritt, wird der Beitrag entsprechend gekdurzt.

Was Uber die IV und die Auswirkungen auf die Arbeitslosigkeit und die Arbeitslosenkasse
gesagt wurde, brauche ich nicht zu wiederholen. Ich bitte deshalb dringend, dem Gemeinderat
zuzustimmen und die Details den Expertinnen und Experten und dem Personal zu Uberlassen,
damit diese als Sozialpartner zusammen mit dem Gemeinderat eine absolut gute Losung fin-
den. Wir sind Uberzeugt, dass eine lineare Erhéhung des Rentenalters jahrliche Mehrkosten
zur Folge haben wird.

Rudolf Friedli (SVP): Es liegen zwei Antrage vor, der eine vom Gemeinderat, der andere von
den Fraktionen GFL/EVP und GLP. Teilweise haben wir ganz abenteuerliche Begrindungen
gehért, weshalb man den einen und nicht den anderen Antrag unterstitzen soll. Aus meiner
Sicht geht es beim Ergebnis der beiden Antrage genau um dasselbe. Es geht schlicht darum,
auf den vor zwei Wochen gefallten Entscheid zurickzukommen. Ob wir dies nun geméass An-
trag Gemeinderat oder Antrag der Fraktionen GLP, GFL/EVP tun, ob der Beschluss sofort
aufgehoben werden soll oder ob er auf den ,Sankt-Nimmerleinstag“ verschoben wird, ist ein
und dasselbe. Die GFL hat kalte Fisse bekommen. Sie ist nicht mehr das liebe Kind bei der
grossen Schwester SP und sie will nun auf Schadensbegrenzung machen. Sie mdchte nun
wieder das liebe Kind sein. Sie hat Angst vor dem Personal auf der Tribline. Deshalb mdchte
sie den Entscheid lieber riickgangig machen, den sie vor zwei Wochen noch fur gut befunden
hat. Aber wenn nun jemand dagegen ist, der ihnen Wahlerstimmen bringt, sind sie auch da-
gegen. Nun bendtigen sie krampfhaft eine Entschuldigung und mdchten den Beschluss erst
im Jahr 2012 in Kraft treten lassen. Es ware dienlicher zu sagen, es ware besser, den Ent-
scheid wieder aufzuheben; da haben sie zu wenig Mut.

Peter Kiinzler (GFL): Bis anhin wurde stets gesagt, es wirden dem Stadtrat zwei Antrage
vorliegen. Es liegen jedoch vier Antrage vor und zwei davon sind vollig Ubereinstimmend.
Paragraph 1 des einen Antrags ist mit Paragraph 2 des anderen im Wortlaut identisch. In bei-
den beauftragt der Stadtrat den Gemeinderat, im Zusammenhang mit der Totalrevision des
Pensionskassenreglements, die bereits lauft, eine flexible Rentenregelung vorzusehen. Dies
wird sowohl vom Gemeinderat wie auch von den Mitte-Parteien unterstiitzt. Als wir begonnen
haben zu beschliessen, hat es anders getént. Jetzt sind wir daran, grundsatzlich zu be-
schliessen, dass eine Flexibilisierung stattfinden soll. Allerdings ist zu sagen, wir alle haben
nicht gewusst, dass es bereits eine Arbeitsgruppe der Gewerkschaften gibt, die Uber eine
Flexibilisierung diskutiert — man muss halt ein bisschen miteinander reden. Dieser Arbeits-
gruppe erteilen wir nun politisch den Auftrag. Jetzt gibt es noch einen Unterschied zum Reg-
lement, wie wir es verabschiedet haben. Beim betreffenden Artikel haben wir beschlossen:
Heraufsetzen des Austrittsalters, genau wie es Claude Grosjean gesagt hat. Derzeit betragt
das Austrittsalter 63 Jahre.
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Was nicht gesagt wurde und ich jetzt noch nachholen méchte: Wird ein Rentenalter flexibili-
siert, so wird es elastischer. Laut SP seien wir der Ansicht, das Rentenalter sei zu erhéhen.
Ihnen als Angestellte der Stadt Bern wird von der SP erzahlt, wir wollten, dass Sie nicht mehr
mit 58, 59 oder 60 Jahren zuricktreten kdnnten. Dies ist nicht der Fall und wurde von allen in
jeder Phase der Debatte in aller Deutlichkeit gesagt. Es liegt Uberhaupt nicht in der Absicht
der Personen, die den Artikel 18 Personalreglement verabschiedet haben, einen Schritt zu-
rick zu machen. Im GAV des Baugewerbes ist beispielsweise das Rentenalter flr Personen,
die korperlich arbeiten, auf 60 Jahre festgelegt. Dies wird in keiner Weise und von nieman-
dem bestritten. Wir sprechen vom Austrittsalter und nicht davon, ob das Rentenalter der An-
gestellten angehoben werden soll. Wir finden es schlechten Stil, um es mild auszudriicken,
dass die SP konstant Uber die ganze Debatte mit IThnen ein Spiel treibt. Sie versetzt Sie in
Angst und Schrecken, indem sie uns das Wort im Mund verdreht. Deshalb sind wir der Mei-
nung, es ist sozialpolitisch nichts passiert, wenn man die Austrittsgrenze gegen oben ver-
setzt. Claude Grosjean hat begriindet, weshalb im heutigen Antrag die Inkraftsetzung von
Artikel 18 Personalreglement verschoben wird; namlich bis man mit der Revision des Perso-
nalvorsorgereglements bereit ist. Uber eine Heraufsetzung des Pensionsalters und einer
Grenze von 58 Jahren wird es keine Diskussion geben.

Regula Fischer (GPD-DA): Ein wenig uUberrascht hat mich, dass nun die Diskussion sehr emo-
tional verlief — besonders bei einigen Mannern. Sie war stark herzbezogen und leider fehlten
zum Teil auch die ganz rationalen Argumente. Da méchte ich am Schluss noch einige anfi-
gen.

Es geht durchaus darum und da kann ich Erich Hess stets unterstitzen, dass die Reglemente
des Stadtrats genligend beachtet werden. Aber leider gibt es in unserem juristischen System
einige Ebenen, die noch hdher sind als der Stadtrat. Wenn beispielsweise ein Stadtrat einen
Verstoss gegen ein Personalreglement und, was nun auch geschehen ist, gegen die Bundes-
verfassung macht, muss er das Geschaft auch zuricknehmen. So hat er rechtswidrig gegen
héhere Rechte in der Schweiz gehandelt. Ich bitte, dies zur Kenntnis zu nehmen.

Yves Seydoux (FDP): Ich spreche nun als Einzelvotant und nicht im Namen der FDP. Meiner
Ansicht nach steht der Annahme des Antrags der Fraktionen GLP, GFL/EVP und der Riick-
weisung des Antrags des Gemeinderats nichts im Weg. Das Hauptmerkmal in der sozialpoliti-
schen Landschaft ist die Flexibilisierung. Also zwischen 58 oder 60 und 67 Jahren soll es
kinftig ausreichend Raum geben, damit diejenigen, die eine schwere Arbeit erledigen, frih-
zeitig und mdglichst ohne Einbusse in Pension gehen kdnnen.

Uberdies geht es um eine parteipolitische Auseinandersetzung. Die Linken wollen stets an der
Staatskanne hangen. Und da die Mehrheit des Gemeinderats bekannt ist, liegt es auf der
Hand, dass er den Ruckweisungsantrag oder das Ruckkommen unterstitzt. Der Entscheid
Uber Artikel 18 PRB wurde vor zwei Wochen geféllt und der Stadtrat hat dazu zu stehen. Aber
es steht nichts im Weg, auf der einen Seite das Flexibilisierungskonzept aufzubauen und auf
der anderen Seite das Rentenalter gerechtigkeitshalber zu erhéhen, in Anbetracht der Prob-
lematik auf Bundesebene. Ich bitte, den Antrag der Fraktionen GLP, GFL/EVP zu unterstitzen
und den Antrag des Gemeinderats zu verwerfen. Der Grund, weshalb wir das Rentenalter
ausdehnen mochten, geschatzte Angestellte der Stadt, ist, weil Sie derart gut arbeiten, dass
wir Sie langer bei uns behalten moéchten.

Jacqueline Gafner Wasem (FDP): Ich mdéchte kurz an das Votum von Regula Fischer anknip-
fen. Der eine Punkt ist, was man in der Sache politisch wiinscht; da sind die Meinungen ge-
teilt und dartber haben wir vor 14 Tagen abgestimmt. Das andere ist die Frage, ob der Be-
schluss, der mit Mehrheit im Stadtrat gefallt wurde, effektiv gegen stadtisches oder héheres
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Recht verstdsst. Um das zu beurteilen, haben wir in diesem Land Gerichte. Wenn das Gericht
zum Schluss kommt, dass dieser Beschluss effektiv verfassungswidrig ist, schafft es damit ein
Prajudiz, das in der Folge landesweit auf sdmtliche Pensionskassen anzuwenden ist, die un-
terschiedliche Ricktrittsalter fir Mann und Frau kennen. Ich bin gespannt auf die kinftigen
Auseinandersetzungen zwischen den Sozialpartnerinnen und -partnern.

Thomas Géttin (SP) fir die SP/JUSO-Fraktion: Lieber Peter Klinzler, Sie missen sich keine
Sorgen um das Verhéltnis zwischen SP und Gewerkschaften machen oder die einen vor den
anderen warnen. Die Diskussionen haben wir; sie sind gut und konstruktiv und wir sind nicht
stets derselben Meinung. Peter Kinzler hat ein Feindbild aufgebaut, davon kann man wieder
wegkommen. Die Entscheidsituation am Anfang ging von 65 Jahren aus, das konnte man
nicht anders kommunizieren. Nun sind wir auf der Suche nach einem Ausweg aus der Sack-
gasse. Dies ist ein wichtiger Schritt.

Stadtprasident Alexander Tschédppét: Ich mdchte Sie bitten, den heutigen Abend zu nutzen,
um wieder aufeinander zuzugehen. Ich habe den Eindruck, dass wir uns nun zu verrennen
beginnen. Die einen versuchen, das Gesicht zu wahren, die anderen, an ihrer Grundhaltung
festzuhalten. Ich denke, der vom Stadtrat vor zwei Wochen gefallte Entscheid war etwas
Ubermiutig. Ich kann dies bis zu einem gewissen Punkt verstehen. Er war nicht ganz durch-
dacht, das ist weiter nicht schlimm. Man darf und kann auf einen Entscheid zuriickkommen,
ihn korrigieren und das Thema sozialpartnerschaftlich fair und neu anpacken. Deshalb akzep-
tiere ich auch, wenn man sich entschuldigt und sagt, der Entscheid sei wohl nicht ganz klug
gewesen. Aber wenn man dann gleich wieder einen Antrag nachschiebt — ohne dass man ihn
besprochen hat —, unter Missachtung des Zeitfahrplans des Pensionskassenreglements, das
mit den Gewerkschaften zusammen partnerschaftlich aufgegleist wurde, dann habe ich die
Entschuldigung zwar gehdért, aber den Willen, dass man sich wirklich entschuldigen will, habe
ich nicht erkennen kdénnen.

Der Gemeinderat hat hinsichtlich Pensionskassenalter eine klare Haltung. Ich staune Gber die
grosszlgige Interpretation von Peter Kinzler, der nun plétzlich sagt, sie hatten vor zwei Wo-
chen natirlich auch eine Flexibilisierung gegen unten gemeint. Dartber hat niemand gespro-
chen. Es wurde lediglich tiber das hdhere Alter gesprochen, und nun versucht man hier das
Gesicht zu wahren — ansonsten ziehen wir das Protokoll bei. Die Flexibilisierung nach unten
war nie ein Thema. Man ging stets davon aus, dass man das Alter auf 64/65 Jahre erhdhen
will. Uber die politische Grundhaltung kann diskutiert werden, aber man soll sich nun nicht so
verhalten, als wenn man eine Sache véllig anders betrachtet hatte. Vor einer Woche habe ich
dies bereits Barbara Streit-Stettler gesagt, als sie erstmals begann, Uber die Flexibilisierung
nach unten zu diskutieren. Wir mussen doch fair sein. Der Gemeinderat meint mit Flexibilisie-
rung eine nach oben, aber durchaus auch eine nach unten. Wenn Sie unsere manuell tatigen
Angestellten, die wischen, den Kehricht tragen, sehen — die kdérperlichen Belastungen sind
gewaltig. So gesehen ist es beinahe zynisch von Ihnen, Yves Seydoux, hier zu sagen, man
wolle die Angestellten moglichst lange behalten. Personen, die ihre korperliche Gesundheit
riskieren, sollen nicht noch verspottet werden. Ich hoffe, Sie nehmen sich das zu Herzen und
ziehen das nachste Mal nicht noch in Zynismus Uber solche Personen her. Diese Angestellten
arbeiten hart, setzen sich ein und geben auch ihre Gesundheit her. Ich denke, sie haben es
verdient, korrekt und sozialpartnerschaftlich fair behandelt zu werden. Fair heisst versuchen,
gemeinsame LdOsungen zu erarbeiten. Der Gemeinderat hat dies versucht, indem er dem
Stadtrat ein Turchen 6ffnete, um aus diesem Dilemma herauszukommen; namlich, indem das
Ricktrittsalter und das Pensionskassen- resp. Pensionsalter sozialpartnerschaftlich gleichzei-
tig diskutiert werden. Der Zeitfahrplan steht auch bereits fest. Der 1. Januar 2013 ist fur die
Gesamtrevision des Pensionskassenreglements vorgesehen. Aber nicht einmal das wird res-
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pektiert. Erneut wird der Antrag gestellt, die Anderung von Artikel 18 PRB auf den 1. Januar
2012 in Kraft zu setzen. So finden wir nicht aus dem Dilemma heraus. Nehmen wir uns doch
alle einen Schritt zurlick. Die Kampfansagen von Seiten der Gewerkschaft ist nicht das richti-
ge Mittel, die Losung zu finden. Genau so wenig ist es der Versuch von birgerlicher Seite, mit
dem Brecheisen nach einer Lésung zu suchen. Ich bitte Sie dringend, dem Antrag des Ge-
meinderats zu folgen.

Ich bin auch froh lber das Votum von Erich Hess. Er hat namlich klar gesagt, was er meint.
All diejenigen, die nun zusammen mit Erich Hess helfen, die gemeinderatliche Vorlage abzu-
lehnen, sollen dann noch einmal im Protokoll nachlesen, was und wie er es gesagt hat. Der
Geist der Botschaft war dort wohl klar, bei dem sie sich zusammen verbridern, um den ver-
s6hnlichen Antrag des Gemeinderats zu versenken. Ich hoffe, Sie sind hier zumindest bereit,
die Diskussion noch einmal aufzunehmen. Wenn Béatrice Wertli sagt, man misse Stadtrats-
beschliusse respektieren; habe damit kein Problem, wenn sie erstens nicht gegen die eigenen
Reglemente verstossen wirden, wie das hier nach Personalreglement klar der Fall war, zwei-
tens, wenn die Reglemente nicht eine hochgehaltene Tradition der Sozialpartnerschaft miss-
achten und drittens, wenn die Entscheide unter Beachtung der verfassungsrechtlichen Grund-
lagen ausfallen. Wenn all diese Bedingungen erfillt waren, ware der Gemeinderat nie auf die
Idee gekommen, einen Antrag zu stellen. Aufgrund dieser Fehler beim Entscheid vor zwei
Wochen, ware es klug, heute dem Antrag des Gemeinderats zu folgen und hier noch einmal
das Gesprach aufzunehmen, in einer sozialpartnerschaftlich fairen Respektierung voreinander
und in Beachtung der Leistungen, die die Angestellten der Stadtverwaltung erbringen. Ich
bitte, dem Antrag des Gemeinderats zuzustimmen und den heute gestellten Antrag der Frakti-
onen GLP, GFL/EVP abzulehnen.

Philippe Miiller (FDP): Die FDP ist grundsatzlich dafiir, dass es eine Anpassung ans ubliche
Rentenalter gibt, weil die Abweichung ausserhalb der Verwaltung schlecht verstanden wird.
Andererseits gibt es Einwendungen aufgrund der Leistungen, die erbracht wurden. Es wird
gesagt, die Uberbriickungsrente werde finanziert. Dies ist nicht falsch. Dazu kommt, der vom
Stadtrat vor zwei Wochen gefallte Entscheid ist verfassungswidrig. Auf der anderen Seite geht
es manchmal nicht nur um das Was, sondern um das Wie. Beim Antrag des Gemeinderats
habe ich grosste Bedenken, dass er rechtmassig ist. Der Gemeinderat hat ein Antragsrecht,
aber hier geht es um ein Traktandierungsrecht, das er sich genommen hat, und das hat er
klar nicht. Vielleicht ist dies auch eine Folge davon, dass im Ratssekretariat kein Jurist mehr
arbeitet und die Sache nun durch die Stadtkanzlei beurteilt wird, die klar dem Gemeinderat
untergeordnet ist.

Der zweite Punkt betrifft den Auftritt der Gewerkschaften. Im zweiten Teil hat man gesehen,
dass es ginge. Im ersten Teil wurde Druck auf die Mitglieder des Stadtrats ausgeubt. Die Re-
aktionen waren vielleicht spontan und nicht in dieser Absicht, aber die Wirkung ist da. Und
das ist klar zuriickzuweisen. Auch falsch ist, wenn die SP mit Informationen daherkommt, die
sich ganz klar als unrichtig erweisen und das Klima aufheizen, wie bereits Peter Kiinzler zu-
vor erwahnt hat. Schliesslich ist das Verhalten des Gemeinderats auch alles andere als sou-
veran. Soeben hat der Stadtprasident gesagt, man misse auf den Boden kommen, aber ge-
rade er redet sich in Rage und macht Vorwirfe — nun wiederholt er es und unterbricht noch
die Rede; das bestatigt das zuvor Gesagte. Er moniert, man sei uniiberlegt gewesen, zynisch.
Weiter sagt er, diejenigen, die dem Rickweisungsantrag zustimmten, seien auf der Seite von
Erich Hess und wurden jedes Wort von ihm unterstitzen. Dies ist naturlich auch nicht die rich-
tige Vorgehensweise. Letzte Woche hat der Gemeinderat den folgenden Antrag gebracht,
begriindet vom Stadtprasidenten, selber Jurist und alt Gerichtsprasident: “Ich weiss nicht, ob
Sie das heute behandeln wollen.“ Er weiss genau, dass dies vor einer Woche nicht mdglich
gewesen ware. Dennoch hat er es vorgebracht, um sich anzubiedern.
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Der Antrag des Gemeinderats ist inhaltlich gut. Aber ich lGbernehme keine Garantie fir die
Fraktion. Ich kann es hier publik machen; ein guter Anteil wollte dem Antrag grines Licht ge-
ben. Ich bin nicht sicher, ob dem noch so ist. Wenn der Stadtprasident noch lange so weiter
macht, wird dann tatsachlich dem Rickweisungsantrag zugestimmt beziehungsweise der An-
trag des Gemeinderats abgelehnt.

Erich J. Hess (JSVP): Die linke Seite hat noch nicht begriffen, worum es geht. Es geht wie
Peter Kiinzler zu Recht gesagt hat, um das Austrittsalter. Aber den Gewerkschaften geht es
nur darum, hier Mitgliederbeitrdge einzukassieren und daraus nichts zu machen. Es geht um
das Austrittsalter, das heisst, es kann sich jede Person friiher pensionieren lassen, sofern sie
dies will. Aber bis anhin bestand das Problem darin, dass das Austrittsalter bei 63 Jahren lag
und eine Person, die langer arbeiten wollte, ein aufwadndiges Genehmigungsverfahren auf
sich nehmen musste. In Zukunft kann sich jede Person mit 60, 63 Jahren, je nach Wunsch,
pensionieren lassen. Aber sie ist nicht gezwungen, mit 63 Jahren zu gehen. Den Angestellten,
die draussen auf der Strasse arbeiten, diejenigen, die tagtaglich Putzarbeiten verrichten, mit
den Kehrichtwagen umherfahren usw., steht es kinftig offen, ob sie sich im Alter von 63 Jah-
ren pensionieren lassen wollen oder nicht. Aber all jene in den Biros, die vielleicht weniger
korperliche Leistung erbracht haben und noch weniger ausgebrannt sind, haben die Moéglich-
keit, kiinftig noch etwas langer zu arbeiten, bis zum Alter von 65 Jahren. Denn sie sind noch
vitaler und fitter. Es geht also nicht um eine Zwangserhéhung, sondern nur um die Moglich-
keit, zwei Jahre langer zu arbeiten. Ich weiss nicht, weshalb so eigenartig diskutiert wird und
der Stadtprasident die Angelegenheit noch als Dilemma bezeichnet. Ein Dilemma ist es, dass
der Stadtprasident und die SP sich fir etwas einsetzen, das unter dem Strich nichts bringt —
auch den Gewerkschaften nicht. Den Mitarbeitenden bringt es etwas. Denn sie haben dann
die Mdglichkeit, bei Bedarf zwei Jahre langer zu arbeiten. Die Gewerkschaften wollen verhin-
dern, dass Sie langer arbeiten dirfen. Ich bitte, die urspriingliche Variante zu belassen. Des-
halb stellte ich anfanglich den Ordnungsantrag, Uber den Antrag des Gemeinderats, der alles
vorneweg wegwedeln will, gar nicht erst abzustimmen. Die alte Variante ist die gerechteste.

Stéphanie Penher (GB): Entschuldigen Sie bitte, dass ich noch einmal das Wort ergreife,
nachdem der Gemeinderat gesprochen hat. Ich arbeite auf dem Sekretariat einer nationalen
Partei. Diejenigen, die nun sagen, dass die Gewerkschaften hier nicht adaquat aufgetreten
seien — also bitte. Wenn Sie Nationalrat werden wollen, missen Sie sich noch eine dickere
Haut zulegen, denn dort 1auft die Lobbyarbeit etwas anders ab. Ich bin der Meinung, die Ge-
werkschaften sind hier sehr gut und sauber aufgetreten und es war ihr Recht. An diejenigen,
die im nachsten Jahr fur den Nationalrat kandidieren wollen — arbeiten Sie noch daran.

Claude Grosjean (GLP): Ich bin nicht dafir bekannt, mich nach dem Gemeinderat noch zu
aussern, aber diesmal drangt es sich fast auf. Stadtprasident Alexander Tschappat hat sehr
schon gesagt, dass er die Wogen glatten mdchte und wir uns die Hande reichen sollten. Dies
kann ich vollumfanglich unterstiitzen. Ich kann jedoch nicht verstehen, weshalb Sie uns dann
unterstellen, wir seien nicht ernsthaft an einer Flexibilisierung interessiert. Wir hatten sozusa-
gen politisch pedantisch und unfahig gehandelt. Wir hatten im letzten Moment Antrage einge-
reicht. Dies trifft zu, aber der Gemeinderatsantrag wurde auch sehr kurzfristig vorgelegt. Da
kommt es mir eher vor, als wenn der Feuerwehrmann, den der Stadtprasident gerne ware,
zum Brandstifter wird. Ich méchte auch noch erwahnen, wenn die Mitte-Parteien mit der SVP
stimmen, heisst das nicht, dass wir dieselben Begriindungen haben wie die SVP und dass wir
auf gleicher Linie fahren. Es gibt ja auch auf nationaler Ebene die sogenannte unheilige Alli-
anz, wie wir beim Staatsvertrag klar gesehen haben. Es wirde wohl niemand sagen, dass die
SP und die SVP inhaltlich identisch seien. Nichtsdestotrotz — wir sind der Meinung, dass wir
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die Wogen glatten und die Diskussion jetzt er6ffnen missen. Dieses Ziel kdnnen wir auch mit
unserem Antrag erreichen.

Beschliisse erfolgen unter Namensaufruf. Die Namenslisten zu den Abstimmungen finden sich
im Anhang.

Beschluss

1. Der Stadtrat lehnt den Ordnungsantrag SVPplus-Fraktion auf Nichteintreten ab (20 Ja, 52
Nein, 1 Enthaltung). Abst.-Nr. 033

2. Ziffer 2 des Antrags der Fraktionen GLP, GFL/EVP betreffend spatere Inkraftsetzung von
Artikel 18 PRB obsiegt Ziffer 1 des Gemeindeantrags betreffend Aufhebung des Be-
schlusses (29 GRA, 43 GLP, GFL/EVP). Abst.-Nr. 034

3. Der Stadtrat stimmt Ziffer 2 des Antrags der Fraktionen GLP, GFL/EVP zu (38 Ja, 31
Nein, 2 Enthaltungen). Abst.-Nr. 035 Beschluss ungliltig. Wiederholung siehe unten.

Erich Hess (JSVP) stellt einen Riickkommensantrag der SVPplus-Fraktion zu obigem Be-
schluss Ziffer 3.

Der Vorsitzende Urs Frieden: Die Frage aus dem Stadtrat, was die Konsequenz einer Ableh-
nung von Ziffer 2 des Antrags der Fraktionen GLP, GFL/EVP sei, kann ich im Moment nicht
beantworten. Erstens haben wir vor zwei Wochen entschieden, der Gemeinderat bestimme
das Inkrafttreten. Zweitens lauft eine Beschwerde der Gewerkschaften, die auch noch relativ
wichtig ist. In dem Sinn kann ich nicht prazis sagen, was die Folgen sein werden. Sicher ist
aus meiner Sicht, dass die Gerichte entscheiden missen. Mehr kann ich nicht sagen, ansons-
ten mussten Sie lhre Antrage friher einreichen, damit man die Sache noch rechtlich abklaren
kénnte. Allerdings wurde der Antrag des Gemeinderats in diesem Fall logischerweise auch
erst am Montag eingereicht. Somit sehe ich ein, dass die weiteren Antrage erst am Mittwoch
oder Donnerstag vorliegen kdnnen. Es soll kein Vorwurf sein.

Beschluss

1. Der Stadtrat stimmt dem Rickkommensantrag der SVPplus-Fraktion auf obigen Beschluss
Ziffer 3 zu (55 Ja, 13 Nein, 3 Enthaltungen). Abst.-Nr. 036

2. Der Stadtrat stimmt Ziffer 2 des Antrags der Fraktionen GLP, GFL/EVP betreffend Inkraft-
setzung von Artikel 18 PRB am 1. Januar 2012 zu (54 Ja, 14 Nein, 3 Enthaltungen).
Abst.-Nr. 037 Wiederholung

3. Der Stadtrat stimmt Ziffer 2 des Antrags des Gemeinderats betreffend Flexibilisierung des
Rentenalters zu (70 Ja, 1 Nein, 1 Enthaltung). Abst.-Nr. 038

Vinzenz Bartlome (BDP): Bis anhin habe ich Sie kaum mit Vorstdssen bombardiert. Letzte
Woche habe ich einen Vorstoss eingereicht, der mir sehr wichtig war: eine Dringliche Motion.
Sie hat weitgehend dasselbe gefordert, wie wir nun beschlossen haben. Deshalb ziehe ich sie
zurlck.

- Kurze Pause. -

Der Vorsitzende Urs Frieden: Ich bitte um Aufmerksamkeit. Das folgende Traktandum 3 ist
das erste Traktandum, bei dem der Jugendrat ein Votum halten wird.
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3 Dringliche Interpellation Fraktion GB/JA! (Aline Trede, GB/Stéphanie Penher,
GB): Wo bleiben die autofreien Tage und der SlowUp im 20107

Geschéaftsnummer 10.000155 / 10/144
- Der Stadtrat stimmt dem Antrag auf Diskussion zu (44 Ja, O Nein). -

Interpellantin Aline Trede (GB): Es geht einmal mehr um das leidige Thema der autofreien
Sonntage. Der Antwort des Gemeinderats ist leider zu entnehmen, dass das Amt fur Umwelt-
schutz ein Konzept erarbeiten musste und dieses nun leider nicht umgesetzt werden kann. Es
tut uns auch sehr leid, dass gerade Sparmassnahmen angesagt sind und dann hat es dum-
merweise die autofreien Sonntage getroffen. Und bedauerlicherweise sind diese auch noch
aus dem IAFP gefallen und dummerweise hat es sich zeitlich so Uberschnitten, dass ich fest-
stellen musste, dass dieser Betrag aus dem IAFP gefallen ist. Es ist wirklich sehr dumm ge-
laufen.

Wie oft man hier im Parlament etwas bestatigen muss, weiss ich nicht. Ich bin erst seit Kur-
zem dabei, aber viermal reicht anscheinend nicht. Wir missen unsere Forderungen wohl tau-
sendmal bestatigen. Als diese Motion vor sechs Jahren angenommen wurde, waren Geldprob-
leme noch unbekannt. Man bendtigt sechs Jahre, um ein Konzept zu erarbeiten und wenn
dieses dann steht, hat man ein riesiges Geldproblem und die Anlasse kénnen nicht mehr
durchgefihrt werden. Der Gemeinderat hat seine Hausaufgaben aus unserer Sicht nicht ge-
macht, oder zumindest viel zu langsam. Wir sind sehr gespannt auf die fadenscheinige Ant-
wort, die auf die SlowUp-Motion erfolgen wird. Wir werden weiterhin an autofreien Sonntagen
festhalten und Uberlegen uns, wie wir das Ziel erreichen werden. Ich bin mit der Antwort ei-
nerseits zufrieden, andererseits nicht zufrieden.

Beat Zobrist (SP) fir die SP/JUSO-Fraktion: Es ist unglaublich. Dem Gemeinderat ist jeder
faule und noch so plumpe Trick recht, um sein offenbar so schweres Schicksal abzuwenden,
vier autofreie Sonntage umzusetzen. Trick Nummer 1: Zuerst lasst er den Vorstoss, den wir
im Jahr 2004 im Stadtrat erheblich erklart haben, einige Jahre in der Schublade verschwin-
den. Trick Nummer 2: Vom Stadtrat mehrmals gemahnt, hat der Gemeinderat Kostenberech-
nungen vorgelegt, die vollig Ubertrieben und abschreckend waren. Weil der Stadtrat dennoch
an der Motion festhielt, hat der Gemeinderat wiederum ein Jahr gewartet. Dann kam er mit
Trick Nummer 3, ndmlich mit einem Rickkommensantrag an den Stadtrat, man solle bitte
diese Motion zuricknehmen. Da dies nicht reglementarisch ist, ging der Stadtrat nicht darauf
ein. Der Gemeinderat hat sodann Trick Nummer 4 angewendet: Er blieb weiterhin untatig und
nahm keine Betrdge ins Budget auf. Daraufhin hat der Stadtrat furs Budget 2010 zusatzlich
einen Kredit fur die ersten beiden autofreien Sonntage gesprochen. Es folgte Trick Nummer 5:
Anstatt sich an die Arbeit zu machen, gelangte der Gemeinderat wieder an den Stadtrat und
wollte die Motion abschreiben. Da nun der Stadtrat zwei autofreie Sonntage im Budget einge-
packt habe, winsche der Stadtrat wahrscheinlich auch nur zwei autofreie Sonntage und nicht
vier, somit kdnne die Motion abgeschrieben werden. Der Stadtrat schrieb die Motion jedoch
am 20. Mai 2010 nicht ab, da er bei vier autofreien Sonntagen bleiben wollte. Es folgt Trick
Nummer 6, der Ubelste aller Ublen: Der Gemeinderat hat bei einer Sparrunde die ginstige
Gelegenheit ergriffen, den Stadtratskreditbeschluss 2010 wieder riickgangig gemacht und das
Geld entfernt. Weiter folgte Trick Nummer 7 unter dem Deckmantelchen des Sparens: Der
Gemeinderat hat auch noch alle Betrdge in der Mittelfristigen Finanzplanung (MIP) bis 2014
gestrichen. Ich kenne kein Beispiel, bei dem der Gemeinderat den Willen des Stadtrats der-
massen krass, unfair, trickreich und doch plump, jedenfalls sehr bewusst, missachtet hat. Die
SP/JUSO-Fraktion erwartet vom links-grinen Gemeinderat mehr Fair-Play. Er soll akzeptie-

769



Protokoll Nr. 18 | Stadtratssitzung, 17. Juni 2010

ren, dass die Mehrheit des Stimmvolks beziehungsweise des Stadtrats, der das Stimmvolk im
Parlament vertritt, vier autofreie Sonntag will. Der Gemeinderat soll sich daran erinnern, wer
ihn gewahlt hat und dass eine Motion verbindlich ist. Er soll seine Trickkiste nun endgiiltig
schliessen, sich auf die Socken machen und uns die ruhigen, ginstigen, lustvollen autofreien
Sonntage mit oder ohne SlowUp gewahren. Falls nicht, sagen wir bereits heute: Wir haben
einen langen Atem.

Der Vorsitzende Urs Frieden: Nun hdren wir fur den Jugendrat Marigona Isufi. Sie ist auch
Prasidentin des Jugendrats.

Marigona Isufi fur den Jugendrat: Als erstes moéchte ich mich im Namen des Jugendrats dafir
bedanken, dass wir hier die Moglichkeit zur Mitsprache erhalten.

Autofreie Sonntage sollen die Bevdélkerung dazu anregen, Gber die eigenen Mobilitatsformen
und ein Umsteigen auf umweltfreundlichere Verkehrsmittel nachzudenken. Dass dies im Inte-
resse der Bevdlkerung ist, zeigt, dass die nationale Sonntags-Initiative am 18. Mai 2003 in
der Stadt Bern mit 53,8 Prozent angenommen wurde. Die Reduktion von urspriinglich vier
autofreien Sonntage auf zwei scheint uns bereits ein grosser Kompromiss zu sein was das
Budget anbelangt. Nun will man auf die autofreien Sonntage vollstdndig verzichten. So kdn-
nen ungefahr 377 000 Franken einspart werden. Allerdings ist bei einem solchen Anlass die
Investition weitaus geringer als die darauffolgende Sensibilisierung, vor allem, wenn er mit
einem SlowUp verbunden werden kdnnte. Der Gemeinderat mochte bei jeder Direktion 10
Mio. Franken einsparen. Doch 377 000 Franken scheinen ein vergleichsweise kleines Opfer
zu sein. Insbesondere in Anbetracht dessen, dass die Investition einen nachhaltigen Einfluss
auf das Denken und das Umweltbewusstsein der Berner Bevdlkerung héatte. Auch dem Label
Energiestadt Bern wirde mit einer Streichung der autofreien Sonntage widersprochen. In
Kombination mit einem SlowUp kdnnte man Jung und Alt erreichen und sie dazu ermutigen,
sich aktiv fur die nachhaltige Umwelt einzusetzen. Besonders in Zeiten wie diesen, wo der
Umweltschutz und die Sensibilisierung gegenitber dem Klima gross geschrieben werden,
muss die Stadt Bern eine Vorbildfunktion einnehmen. Wie sollen die Jugendlichen den Um-
weltschutz ernst nehmen, wenn solche Anlasse aufgrund von Einsparungen als erstes gestri-
chen werden? Den Kindern und Jugendlichen muss aufgezeigt werden, dass man entgegen
den familiaren Gewohnheiten sehr wohl die 6ffentlichen Verkehrsmittel benutzen kann, um
einen Sonntagsausflug zu unternehmen. Das Umweltbewusstsein der Generation von morgen
wird vor allem mit der Kinderstube gepragt. Der Stadtrat hat mehrmals bekraftigt, dass er
jahrlich mindestens zwei autofreie Sonntage wiinscht. Auch die Stadtberner Bevélkerung hat
ihren Wunsch mit der Abstimmung bereits im Jahr 2003 ausgesprochen. Wir fordern, dass der
Stadtrat in dieser Frage weiterhin hartnackig bleibt, sodass in der Stadt Bern im Jahr 2011,
spatestens aber 2012, zwei autofreie Sonntage und ein SlowUp stattfinden kénnen.

Jimy Hofer (parteilos) fur die SVPplus-Fraktion: Ich mdchte die Jugendlichen hier im Rat be-
grussen. Es freut mich, dass sie noch jung sind. Sie werden es zwar einmal nicht besser ma-
chen, aber ein wenig anders. Ich habe mir das friiher auch stets geschworen, dass wir es
einmal besser machen wirden, wenn wir alt sind. Aber es kam dann anders als gewinscht.
Wir sind kein bisschen besser als unsere Vorfahren und ihr werdet dies auch nicht sein,
hochstens ein wenig anders — hoffentlich.

Aline Trede, ich bin absolut lhrer Meinung. Eine Motion, die erheblich erklart wurde, muss
vom Gemeinderat umgesetzt werden. Die Institution Stadtrat hat meines Erachtens Beschlis-
se zu fassen und der Gemeinderat hat diese auszufihren. Man kann dieses Geschaft nicht
einfach verschleppen und sagen, man méchte es nicht umsetzen.
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In einem Bereich, beim SlowUp, sind wir jedoch nicht gleicher Meinung. Die Stadt Bern, ich
habe dies bereits einmal erwdhnt, ist ein Zentrum; die Menschen kommen von aussen her,
nicht nur aus dem Emmental und dem Freiburgerland, sondern aus Japan, China und anderen
Landern. Unsere Freunde aus dem Nachbarland wollen auch in die Stadt Bern kommen. Des-
halb finde ich es nicht richtig, wenn viermal im Jahr die Stadt fur den Verkehr geschlossen
wird und man den Gasten vorschreibt, wie sie in die Stadt zu gelangen haben. Das funktio-
niert in einer Metropole nicht, um etwas grossartig zu sprechen und uns zumindest als juristi-
sche Metropole zu bezeichnen. Dem Votum von Marigona Isufi konnte ich enthehmen, dass
man beim autofreien Tag in der Stadt Einsparungen machen mdchte. Tatsache ist, dass an
diesem Tag kein einziges Auto weniger fahrt. Die Menschen fahren einfach an einen andern
Ort. Schlimmstenfalls fahren sie anstatt von Bimpliz nach Bern zum Onkel nach Luzern zu
Besuch. Dann ist die Einsparung bereits wieder weg. Es ist wahrscheinlich Irrglaube zu sa-
gen, wenn die Stadt fur den Verkehr geschlossen werde, kénnten Einsparungen gemacht
werden. Da begreife ich, wenn der Gemeinderat argumentiert, es sei schwierig, eine Stadt in
diesem gewunschten Perimeter abzusperren. Dies ist ein riesiger Aufwand. Ich weiss, wovon
ich spreche, denn wir haben viele Feste organisiert. Wenn man den Aufwand, die Arbeits-
stunden, die Auto- und Lastwagenstunden, die Personen, die dazu bendtigt werden etc. 6ko-
logisch aufrechnen wirde, bin ich nicht sicher, ob Einsparungen erzielt werden kénnten.

Ich verstehe den Gemeinderat, aber eine Motion ist eine Motion. Ich wéare auch nicht zufrie-
den, wenn ich einmal eine Motion durchbréchte und diese dann nicht umgesetzt wirde.

Ein SlowUp ist eine schéne Sache. Ich war auch bereits am Murtensee an einem SlowUp. Am
richtigen Ort zur richtigen Zeit macht eine solche Veranstaltung Sinn. Mit der Familie mit ei-
nem Verkehrsmittel, das kein Benzin verbraucht, rund um einen See zu fahren, macht Sinn
und Spass.

Wie ich bereits einmal erwadhnt habe, die Stadt Bern oder auch die interessierten Kreise wa-
ren besser bedient, beispielsweise in Murten mitzuhelfen. Die Stadt Bern kénnte sich in Mur-
ten mit einem Beitrag beteiligen. In einer Stadt kann man einen solchen Anlass kaum bewerk-
stelligen.

Luzius Theiler (GPD-DA): Bereits einige Male habe ich es erwahnt; wenn eine Motion erheb-
lich erklart wird, hat sie der Gemeinderat zu erfullen. Das heisst, er muss dem Stadtrat eine
Vorlage unterbreiten, wie man die Motion umsetzen kann. Und wenn der Gemeinderat der
Meinung ist, der Stadtrat habe einen Blédsinn beschlossen, dann kann er schreiben und be-
grindet darlegen, weshalb er der Meinung ist, man solle dieser Vorlage nicht zustimmen. In
der Folge kann der Stadtrat noch einmal entscheiden. Aber einfach eine Motion nicht umzu-
setzen und darauf zu warten bis alle von uns aus irgendwelchen Griunden nicht mehr im Par-
lament sitzen, ist inakzeptabel und eine Missachtung des Parlaments.

Zu Jimy Hofer: Bern ist ein Metropdlchen. Aber in einer wirklichen Metropole, die gar nicht so
weit von uns entfernt ist, in Mailand, mit ein paar Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern,
wird wiederkehrend ein autofreier Sonntag durchgefuhrt. Und zwar dann, wenn die Feinstaub-
belastung und der Smog zu gross werden. Es ist komisch, in Italien, wo die Menschen starker
in ihre Autos verliebt sind — dies wird zumindest gesagt und ist vielleicht auch ein Vorurteil —
und der 6ffentliche Verkehr zum Teil schlechter ausgebaut ist, sodass sich ein Auto fast auf-
drangt, klappen die autofreien Tage gut und werden akzeptiert. Die Mailanderinnen und Mai-
lander finden das sogar schon und man geniesst es, wenn einmal nicht so viele Autos auf der
Strasse fahren. Es klappt nicht hundertprozentig, aber die autofreien Tage zeigen grosse Wir-
kung. Und weshalb kdnnen wir eine Sache, die in Mailand in einer grossen Metropole organi-
satorisch maoglich ist, in der Stadt Bern nicht auch durchfiihren? Wenn man etwas nicht will,
wird stets gesagt, es sei juristisch oder organisatorisch nicht méglich. Aber wenn der Wille da
ist, geht es.
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Direktor SUE Reto Nause: Wir wirden uns uUber einen SlowUp oder einen autofreien Sonntag
freuen. Nach der Budgetannahme im November 2009 hat unser Amt fir Umweltschutzschutz
mit den Vorbereitungen fir einen autofreien Sonntag begonnen. Wir haben die Mdéglichkeit ins
Auge gefasst, diesen mit einem SlowUp zu kombinieren. Ein SlowUp hat aufgrund der um-
fangreichen Strassensperrungen ahnliche Kosten zur Folge wie ein autofreier Sonntag. Das
Konzept war vorbereitet und in der Schublade. Dann folgte der Februar 2010. Damals wurde
klar, dass wir aufgrund der einbrechenden Steuereinnahmen ein Sparpaket schniiren missen.
Fur das Amt fir Umweltschutz, das die Sparmassnahmen ebenfalls mittragen musste, bedeu-
tete dies: Entweder auf die autofreien Sonntage zu verzichten, das heisst, dort Geld einzu-
sparen, wo es noch nicht ausgegeben ist, oder beispielsweise bei der Energierichtplanung
Abstriche zu machen, die wir in die Hand nehmen wollen, um das Energiestadt-Goldlabel zu
erreichen. Damit war das Ende der Fahnenstange hinsichtlich Sparen noch nicht erreicht. Wir
konnten namlich feststellen, dass die finanzielle Situation auch im Jahr 2011 und in den Fol-
gejahren schwierig sein wird. Deshalb wurden die fir die autofreien Sonntage vorgesehenen
Beitrage im IAFP 2011-2014 gestrichen.

Nun wende ich mich an den Jugendrat. Wir haben vom Parlament und vom Volk die Pflicht,
ein ausgeglichenes Budget zu prasentieren, denn diejenigen Schulden, die wir heute anh&u-
fen, musst ihr morgen abzahlen. Ich kann euch versichern, die Stadt Bern, das Amt fur Um-
weltschutz und unsere Direktion bemihen sich sehr fiir gute und saubere Luft. ewb hat vor
wenigen Tagen sein Programm fir Elektromobilitat lanciert: Null CO,-Ausstoss, mit Oko-
Strom betriebene Fahrzeuge, der Aktionstag ,Bern bewegt‘, das Gebaudesanierungspro-
gramm; zudem investiert die Stadt Bern in den Bereich Tram Bern West und Tram Region
Bern. Die dadurch erzielten Wirkungen, was saubere Luft und eine gesunde Umwelt anbe-
langt, sind x-fach grésser als mit ein oder zwei autofreien Sonntagen.

Beschluss
Die Interpellantin GB/JA!-Fraktion ist mit der Antwort des Gemeinderats nicht zufrieden.

4 Kleine Anfrage Pascal Rub (FDP): Fahrt der Rotkreuz-Fahrdienst nun in die In-
nenstadt?

Geschaftsnummer 10.000156 / 10/145

Der Direktor SUE Refo Nause beantwortet die Kleine Anfrage im Namen des Gemeinderats
wie folgt: Fir den Rotkreuz-Fahrdienst stehen heute zwei Moglichkeiten offen, um zu Sperr-
zeiten in die Innenstadt zu gelangen. Eine Mdglichkeit besteht darin, dass die Fahrzeuge fur
den berufsmassigen Personentransport registriert werden. Nach der Registrierung erhalt man
eine Berechtigung fiir einen Badge zum Absenken der Poller. Dies ist Gibrigens auch der Weg,
den BETAX wahlt. Zweite Moglichkeit: Fir Notfalle kann man die Hotline anrufen und sich
eine Zufahrtsgenehmigung geben lassen. Wenn wir Badges an alle Rotkreuz-Fahrenden ver-
teilten, bekdmen wir Probleme. Es missten einige hundert Badges ausgehandigt werden. Alle
anderen, wie beispielsweise die Hebammen, die Arzte und Arztinnen, die Veterinare, die auch
Zugang mdchten, miussten gleich behandelt werden. Auf diese Weise erlbrigten sich Poller.

Pascal Rub (FDP): Zusatzfrage: Lautet der Ratschlag des Gemeinderats an die 700 freiwilli-

gen Fahrdiensthelfenden tatsachlich, bei ihrem privaten Fahrzeugausweis eine Anderung zum
berufsmassigen Personenverkehr vornehmen zu lassen. Hat sich bereits jemand lberlegt,

772



Protokoll Nr. 18 | Stadtratssitzung, 17. Juni 2010

was fur ein blrokratischer Aufwand damit verursacht wirde? Ist dies wirklich der Vorschlag
des Gemeinderats zur Losung des Problems?

5 Interfraktionelle Kleine Anfrage GLP, FDP (Michael Kopfli, GLP/Pascal Rub, FDP):
Wie geht der Gemeinderat mit der (angeblichen) Richtlinienmotion ,Sofortiger
Marschhalt bei der Reorganisation von VBG, DOK und TOJ!" um?

Geschaftsnummer 10.000157 / 10/146

Die Direktorin BSS Edith Olibet beantwortet die Kleine Anfrage im Namen des Gemeinderats
wie folgt: Zu Frage 1: Die Frage 1 zielt im Kern auf die Qualifikation des Vorstosses als Richt-
linienmotion ab und ist im Zusammenhang mit den Ausfiihrungen oberhalb der konkreten Fra-
gen zu beantworten. Einer Motion kommt dann der Charakter einer Richtlinie zu, wenn der
Gegenstand der Motion im Bereich der gemeinderatlichen Zustandigkeit liegt (vgl. Art. 59 der
Gemeindeordnung der Stadt Bern vom 3. Dezember 1998; SSSB 101.1, GO). Bei der Qualifi-
kation eines Vorstosses als Motion oder Richtlinienmotion ist also auf die in der Stadt Bern
geltende Zustandigkeitsordnung abzustellen.
Die Zustandigkeitsordnung weist die von der Motion betroffenen Bereiche dem Gemeinderat
zu: Zustandig zum Abschluss von Leistungsvertragen ist gemass Artikel 132 GO der Gemein-
derat. Im Reglement fiir die Ubertragung offentlicher Aufgaben auf Dritte und den Abschluss
von Leistungsvertragen werden unter anderem die Grundsatze des Verfahrens flir den Ab-
schluss von Leistungsvertragen geregelt. In der Verordnung fir die Ubertragung offentlicher
Aufgaben auf Dritte und den Abschluss von Leistungsvertrdgen delegiert der Gemeinderat die
Zustandigkeit zur Durchfiihrung des Verfahrens sowie den Abschluss von Leistungsvertragen
an die Direktionen. Die Leistungsvertrage stehen unter dem Vorbehalt der Genehmigung
durch den Gemeinderat. Die fur die Erfullung des Leistungsvertrags notwendige Ausgabe ist
jeweils vom finanzkompetenten Organ zu beschliessen. Da der Gemeinderat fiir den Ab-
schluss von Leistungsvertragen zustandig ist, kommt der Motion der Charakter einer Richtlinie
zu.
Die in der Gemeindeordnung verankerte Vorgabe, wonach der Stadtrat Gber bedeutende Aus-
gaben entscheidet (Art. 40 GO) ist fur die hier zu beurteilende Frage nach der Zustandigkeit
far die Durchfihrung von Verfahren zum Abschluss von Leistungsvertrdgen nicht relevant. Far
den hier interessierenden Bereich hat diese Bestimmung lediglich zur Folge, dass der Stadtrat
je nach Héhe der mit einem Leistungsvertrag verbundenen Ausgabe Uber diese Ausgabe zu
entscheiden hat.

Zu Frage 2 und 3: Zu den einzelnen Punkten der Motion nimmt der Gemeinderat im jetzigen

Zeitpunkt wie folgt Stellung:

1. Bei der Reorganisation von VBG, DOK und TOJ einen Marschhalt einzulegen: Dieser
Punkt ist bereits umgesetzt.

2. Zuerst die effektiven Bediirfnisse in den Quartieren abzuklédren. Dieser Punkt wurde zu-
rickgezogen.

3. Eine politische Diskussion dariiber zu fiihren, welche Bediirfnisse abgedeckt werden sol-
len. Die Kommission fir Soziales, Bildung und Kultur (SBK) des Stadtrats wird ab 2010
jedes Jahr zu den Resultaten des unter der Leitung des Jugendamts durchgefihrten Be-
darfsbestimmungsprozesses in ausgewahlten Schwerpunktgebieten Stellung nehmen. Die
erste Veranstaltung dazu findet im August 2010 in der Aaregg statt.

4. Fir die Befriedigung dieser Bediirfnisse Leistungsvertrdge auszuschreiben. Ausnahmen
von diesem Vorgehen sind nur in begriindeten Ausnahmeféllen zuldssig. Die jetzige Stel-
lungnahme des Gemeinderats zum jetzigen Zeitpunkt: Fir die erfolgreiche Ausschreibung
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von Leistungsvertragen miissen gewisse Voraussetzungen gegeben sein. Die wichtigste
ist das Vorhandensein von mehreren potenziellen Anbietenden, die eine realistische
Chance haben, die Leistungen sowohl in der geforderten Qualitat als auch Quantitat zu
erbringen. Der Gemeinderat wird abklaren, wie und wo mittelfristig die Voraussetzungen
fur eine Ausschreibung der Auftrage in Soziokultur und Gemeinwesenarbeit geschaffen
werden kdénnen. Das Fehlen einer reellen Konkurrenz kann im Falle einer Ausschreibung
auch zu einer Kostensteigerung flihren. Dies will der Gemeinderat vermeiden.

Die Leistungsvertrdge direkt mit dem/der leistungserbringenden Verein/Trégerschaft abzu-
schliessen und periodisch zu Uberpriifen resp. neu auszuschreiben. Dieser Punkt wurde
als Postulat erheblich erklart.

Nur dort staatliche Leistungen zu erbringen, wo die private Initiative nachweislich zu kurz
greift. Der Gemeinderat teilt den Grundsatz der Subsidiaritat vollumfanglich. Allerdings ist
der Nachweis, ob private Initiative zu kurz greift, in der Praxis schwer zu erbringen. Ge-
meinwesenarbeit und Soziokultur basieren auf sehr dynamischen Interaktionen verschie-
denster Akteurinnen und Akteure. Wenn heute in einem Quartier dank privater Initiative
ein tolles Angebot zustande kommt, kann das im nachsten Jahr bereits wieder gefahrdet
sein. Gefragt ist deshalb ein abgestimmtes Zusammenspiel von Professionellen und frei-
willig Engagierten.

Auch diese staatlichen Leistungen periodisch zu lberpriifen. Das Controlling im Rahmen
der Leistungsvertrage und der dieses Jahr zum ersten Mal lancierte Bedarfsbestim-
mungsprozess stellen die Uberpriifung sicher.

Michael Képfli (GLP): Ich danke fir die lange Antwort auf die Kleine Anfrage. Ich mdchte eine
kurze Erklarung zu Punkt 1 abgeben. Der Gemeinderat legt dies offensichtlich so aus, dass
der Stadtrat die Leistungsvertrage lediglich durchzuwinken hat. Ich bin nicht Jurist und kann
es nicht beurteilen, méchte jedoch Gemeinderatin Edith Olibet davor warnen: Wenn man stets
wieder vor solchen Scherbenhaufen steht, werden wir ein solches Geschéaft als ultima ratio
ablehnen. Ich bitte, das Vorgehen zu Uberprufen.

Uberdies habe ich noch eine Frage oder eine Feststellung. Ich finde es interessant, dass Ge-
meinderéatin Edith Olibet einerseits sagt, es sei sehr schwierig festzustellen, wo die Privatiniti-
ative zu kurz greife und wo der Staat eingreifen musse; offensichtlich kann dies der Gemein-
derat. Einerseits sagt er, es sei nicht moglich, andererseits kann er feststellen, ob bei den
Ausschreibungen Konkurrenz vorhanden ist oder nicht. Das ist doch recht seltsam.

Die Sitzung wird um 19.00 Uhr unterbrochen.
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6 WankdorfCity: Finanzierung der 6ffentlichen Raume im WankdorfCity; Kreditauf-
stockung (Abstimmungsbotschaft)

Geschaftsnummer 01.000449 / 10/132

Gemeinderatsantrag

I. Der Stadtrat genehmigt die Vorlage betreffend Finanzierung der 6ffentlichen Rdume im
WankdorfCity; Kreditaufstockung.

II. Den Stimmberechtigten wird der folgende Antrag zum Beschluss unterbreitet:

1. Der am 25. September 2005 bewilligte Kredit von 20,8 Mio. Franken (Kredit fur Er-
schliessungsvorleistungen Grundeigentiimer sowie fir Abbruch und Altlastenentsor-
gung, Zins- und Vermarktungskosten usw.) zulasten der Investitionsrechnung des
Fonds fur die Boden- und Wohnbaupolitik wird um 25,64 Mio. Franken auf 46,44 Mio.
Franken aufgestockt. Beitradge Dritter sind fir Abschreibungszwecke zu verwenden.

2. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt.

I1l. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt und ermachtigt, die notwendigen Ver-
trage abzuschliessen.
IV. Die Botschaft an die Stimmberechtigten wird genehmigt.

Bern, 5. Mai 2010

Rickweisungsantrag Luzius Theiler

Die Vorlage sei mit folgenden Auflagen zurlickzuweisen:

1. Die enorme Kreditaufstockung um 123 % gegeniber dem Kredit von 2005 sei detailliert
zu begrinden;

2. In der neuen Vorlage sei fiir die Baufelder 1- 3 gesamthaft die nach Uberbauungsordnung
und Nutzugszonenplan zulassige Wohnnutzung von mindestens 30 % vorzusehen mit der
Verpflichtung, diese Wohnnutzung in den Baurechtsvertragen abzusichern;

3. In der neuen Vorlage sei der Investitionsbedarf der Stadt und der stadteigenen Betriebe
zur Realisierung der geplanten 90°‘000 m2 BGF in den Baufeldern 1-3 detailliert auszu-
weisen;

4. Mit einer transparenten und aussagekraftigen Gesamtkostenrechnung sei die Wirtschaft-
lichkeit des Projektes unter Einbezug der Investitionen der stadteigenen Betriebe, der Fi-
nanzierungskosten, der Mehrwertabschépfung und aller Folgekosten (zum Beispiel kiinf-
tige Unterhaltskosten des Tiefbauamtes) auszuweisen.

Eventualantrag Luzius Theiler

[1. Den Stimmberechtigten wird der folgende Antrag zum Beschluss unterbreitet:

2. (neu): In den Baurechtsvertragen fur die Baufelder 1-3 ist eine Wohnnutzung von gesamt-
haft mindestens 30% sicher zu stellen.

Corinne Mathieu (SP) fur die Kommission FSU: Das ehemalige Schlachthofareal gehért zum
Entwicklungsschwerpunkt Wankdorf. Dieser soll im Rahmen des Gesamtkonzepts Wankdorf
City fur eine Nutzung im Dienstleistungssektor umfunktioniert werden. Wichtige Grundlage fir
das vorliegende Geschéaft war die Uberbauungsordnung Umfeld S-Bahn-Stationen von 1998,
welche die Pflichten der Stadt zur Bereitstellung der Infrastruktur beinhaltet: In Art. 6, 11 und
13 sind die auszufiihrenden Arbeiten beschrieben, die zu Lasten des Grundeigentimers, d.h.
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des Fonds, gehen. Fir das Projekt wird mit Gesamtkosten von 35.6 Millionen Franken ge-
rechnet. Gegenstand der Volksabstimmung ist die Bewilligung der Kreditaufstockung des am
25. September 2005 genehmigten ersten Kredits von 20,8 Millionen Franken um 25,64 Millio-
nen auf insgesamt 46,44 Millionen. Schon zum Zeitpunkt der damaligen Abstimmung war klar,
dass es zu Mehrkosten kommen wirde. In der Zwischenzeit wurde das Areal saniert. Es ha-
ben sich auch Interessenten gefunden, mit denen fir das gréssere der beiden Baufelder
Baurechtvertrage abgeschlossen werden konnten, namlich die Losinger Construction AG und
die SBB Immobilien. Die Losinger Construction AG wird ihren Hauptsitz von Koéniz ins Wank-
dorfCity-Areal verlegen. Ausserdem wird die SBB ihre Uber die ganze Stadt verteilten Ge-
schaftsbereiche in einem Gebaudekomplex auf diesem Gebiet zusammenfassen. Die Stadt
hat zusammen mit Losinger und der SBB nach dem Abschluss der Baurechtsvertrage einen
Entwicklungsplan WankdorfCity erarbeitet, welcher ein Steuerungs- und Entwicklungsinstru-
ment der Grundeigentimerin der Einwohnergemeinde Bern und der beteiligten Projektent-
wickler ist. In diesem Entwicklungsplan haben Grundeigentiimer und Fachleute der Stadt die
Rahmenbedingungen zur Schaffung eines attraktiven Standorts und zur langfristigen Werte-
und Qualitatssicherung definiert. Aufgrund dieses Entwicklungsplanes wurde ein Studienauf-
trag ,Aussenraum” vergeben. Das Verfahren bestand aus einem offentlich ausgeschriebenen,
nicht anonymen Studienauftrag an mehrere Teams mit erfahrungsorientierter Praqualifikation
und Folgeauftrag. Das Beurteilungsgremium selektionierte funf Teams. Das Beurteilungsgre-
mium hat sich im August 2009 einstimmig fur das in der Abstimmungsbotschaft beschriebene
Projekt entschieden. Aufgrund des ausgewahlten Projekts wird die Uberbauungsordnung ge-
ringfigig angepasst. Die geringfigige Anpassung beinhaltet unter anderem die Schaffung
eines Parks. Aufgrund der Uberbauungsordnung ist es klar; dass die Grundeigentimerin, d.h.
die Stadt, die Bauparzellen in voll erschlossenem Zustand abgeben muss. In dieser Aufstel-
lung sind samtliche Kosten des Perimeters, also iber rund 131'000m? Bruttogeschossflache
ausgewiesen, aber nur die Ertrage uber 90'000m? Bruttogeschossflache, nicht aberdas lang-
fristige Potenzial der 41'000m? Bruttogeschossflache der 2. bzw. 3. Etappe, worauf gegenwar-
tig Baurechte der Vetrotech und Paricenter bestehen. Diese Uberbauung wird nicht sofort,
sondern in den nachsten 10 bis 20 Jahren realisiert, somit wird auch das Geld nicht sofort
fliessen. Es macht Sinn, dass die Stadt als Grundeigentimerin die Koordination und Feder-
fuhrung bei diesem Geschaft ibernimmt. Es handelt sich nicht um Mehrkosten, sondern um
eine Kreditaufstockung. Es wurde in der Abstimmungsbotschaft klar kommuniziert, dass fir
weitere Arbeiten am gleichen Projekt zusatzliche Mittel benétigt wirden. Es werden nochmals
Kosten entstehen, die in diesem Kredit von 25,6 Mio Franken nicht enthalten sind, wenn es
darum gehen wird, auf dem Baufeld 2 fiir den vorzeitigen Heimfall der bestehenden Baurechte
(Vetrotech und Paricenter) aufzukommen sowie gewisse Gebaude abzubrechen. Voraussicht-
lich wird aber hierfir keine neue Volksabstimmung nétig sein. Die Frage, ob man gewisse
Kosten der Erschliessungs-/Aussenraumgestaltung nicht auch den zukinftigen Baurechts-
nehmern Uberbinden kann, erlibrigt sich voraussichtlich aufgrund der Uberbauungsordnung,
die vorschreibt, dass die Stadt fir die Erschliessungskosten aufzukommen hat. Wenn doch,
so misste man sich im Klaren dariber sein, dass dann ein tieferer Baurechtszins erzielt wiir-
de, was zu einem Nullsummenspiel fiuhren wirde. Man misste auch beispielsweise beste-
hende Baurechtsvertrage aufkiindigen und neu verhandeln. Dies wirft die Frage auf, aus wel-
chem Grund die Stadt Baurechtsvertrage abschliesst, bevor die Politik Gelegenheit hatte, sich
zu dem Projekt zu dussern. Sadmtliche Abanderungsantrdge wurden namlich in der Kommissi-
on mit der Begriindung abgelehnt, dass man bei Anderungen die Baurechtsvertrage kiindigen
und neu verhandeln muisse. Aus diesem Grund stellt sich die Frage, warum nicht zuerst Vor-
vertrdge abgeschlossen werden.

Die Nutzung der zusatzlichen 41'000m? Bruttogeschossflache auf der Parzelle, worauf sich
gegenwartig Vetrotech und Paricenter befinden, steht nicht im Zentrum dieses Kredits. Es ist
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den Verantwortlichen der Stadt indessen bewusst, dass alles vermieden werden muss, dass
ein totes Quartier geschaffen wird. Eine gewisse Wohnnutzung ist vorgesehen. Der Kommis-
sion lag ein Mitbericht der PVS vor mit der Empfehlung, eine Rickweisung des Geschafts in
Erwagung zu ziehen, unter anderem wegen der kinftigen Nutzung, die noch nicht abschlies-
send geklart ist, der angeblich mangelnden Kostentransparenz und der Wirtschaftlichkeit so-
wie Fragen nach Alternativen zur gegenwartigen Finanzierung. Zudem erhielten die Kommis-
sionsmitglieder ein Schreiben der Betriebskommission des Fonds mit der dringenden Bitte,
dieser Kreditaufstockung zuzustimmen. Als drittes lag ein Antrag auf Kiirzung des Kredits um
5 Mio. Franken sowie Verzicht auf die Erstellung des Parks vor. Die Diskussion in der FSU
drehte sich primar um den Kirzungsantrag sowie den Verzicht auf den Park. Seitens der Ver-
waltung wurde zwar eingerdumt, dass der Park ein ,nice to have“ darstelle, dass bei einem
Verzicht auf den Park wirden aber Neuverhandlungen der Baurechtsvertrdge anstehen, da
diese auf der Grundlage des definitiven Projektes Gestaltung Aussenraum, das den Park vor-
sieht, beruhen wirden. Der Kirzungsantrag um 5 Mio. Franken wurde zugunsten eines An-
trags, der eine geringere Kirzung, namlich um die Kosten des Parks vorsah, zurickgezogen.
Ich mdchte hier betonen, dass die Stadttauben, anders als in den Medien berichtet, zu keinem
Zeitpunkt Gegenstand der Diskussion waren. Allerdings wurde mehrmals betont, dass unbe-
dingt Massnahmen zur Belebung des Parks getroffen werden mussen. Schlussendlich wurde
dieser Kirzungsantrag deutlich abgelehnt. Selbstverstandlich wurde auch die Thematik von
allfalligen Mehrkosten aufgegriffen: Diese kdonnten nicht auf die Baurechtsnehmer Gberwalzt
werden. Die Antrage Theiler lagen der Kommission nicht vor, also kann ich mich aus Sicht der
Kommission nicht dazu aussern. Die Kommission hat dem Antrag des Gemeinderates um die
Aufstockung des Kredits mit 5 Ja bei 5 Enthaltungen zugestimmt. Bezliglich Abstimmungsbot-
schaft beantragt die Kommission dem Stadtrat, auf Seite 5 beim Titel das Wort ,iberzeugend®
zu streichen und der Abstimmungsbotschaft einen Plan beizulegen.

Antragsteller Luzius Theiler (GPB-DA): Ich stelle einen Ruckweisungsantrag. Es geht um 25
Mio. Franken. Es geht aber auch um ein neues Quartier. Es geht um das Stadtbild im Norden.
Es geht um die Lebensbedingungen der gegenwartigen Nordquartierbewohner und Bewohne-
rinnen. Ich glaube es macht keinen Sinn, wenn man jetzt etwas Uber das Knie bricht, weil man
sich auf gewisse Vertrage festgelegt hat. Oder weil der Prozess schon derart weit fortge-
schritten ist und bereits entsprechend viel Planungsaufwand betrieben wurde, misse man das
jetzt einfach schlucken, auch wenn wahrscheinlich niemand diese Vorlage durchschauen
kann. Ich bin aber der Meinung, wenn auf diesem Gebiet jetzt dann ein wenig langer ewige
Liebe herrschen wirde, dann hat man wenigstens etwas Konkretes und etwas zum Traumen.
Aber im Ernst: Ich habe selten eine derart intransparente Vorlage gesehen bei einem Ge-
schaft bei dem es um so viel geht. Niemand von uns kann dem mit gutem Gewissen so zu-
stimmen. Wir haben gerade die Referentin der Kommission gehdért. Auch in der Kommission
muss das Unbehagen angesichts der vielen Enthaltungen offensichtlich sehr gross gewesen
sein. Offenbar wurde alle Kritik einfach abgewlrgt mit dem Argument, man habe sich vertrag-
lich bereits gebunden. Dann macht es wenig Sinn, dariber noch zu diskutieren, wenn es an-
gesichts der bereits abgeschlossenen Vertrage nichts mehr zu andern und zu entscheiden
gibt. So etwas geht nicht und es ist inakzeptabel, dies resignierend zu akzeptieren. Wir haben
viele Zahlen in diesem Vortrag, die sich teilweise widersprechen oder nicht klar zuzuordnen
sind. Es ist die Rede von Gesamtkosten in der Hohe von 34,64 Mio. Franken. Aber bendtigt
wird ein Kredit von 46,4 Mio. Franken. Nicht berlcksichtigt sind im Ubrigen die 18,7 Mio.
Franken fiir die Umgebungsgestaltung der S-Bahn, die 2003 bewilligt wurden. Ein Teil fur die
Erschliessung dieses Quartiers wurde mithin bereits bezahlt. Diese Betrdge sind uberhaupt
nicht bericksichtigt. Die feste Regel, wonach in einer Kreditvorlage auch die Folgekosten
aufgeflihrt werden missen, was angesichts der Hohe derselben von besonderer Wichtigkeit
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ist, wird vorliegend missachtet. Die Folgekosten werden nicht ausgewiesen, sondern einzig
kurz auf Seite sieben erwahnt. Dort wird ausgefihrt, es werde eine Vorlage kommen, die die
Unterhaltskosten ausweisen werde. Zur Zeit wissen wir nicht einmal, um welche Grdéssenord-
nung es sich dabei handeln wird. Dies ist bereits ein gravierender Mangel dieses Vortrages.
Weiter wird im Vortrag auf einen beiliegenden Plan verwiesen. Es liegt indessen kein Plan bei
und es wurde heute auch keiner ausgeteilt. Die Frage, warum dem so ist, lasst sich meines
Erachtens dahingehend beantworten, dass die drei vorliegenden Plane (einer im Internet und
zwei in den Aktenunterlagen) unterschiedliche Daten beinhalten. Ich stelle fest, dass, im Ver-
gleich hierzu, uns in der Abwasservorlage in einem der nadchsten Traktanden ein anschauli-
cher Plan zugestellt wurde, obwohl es dort nur um eine Million und nicht um 25 Millionen
Franken geht. Unklar ist auch nach dem Votum der Kommissionsreferentin, auf welchen Pe-
rimeter sich die Kreditvorlage genau bezieht. Bezieht sie sich auf den Perimeter von 2005,
also nur auf die erste der drei Bauetappen, was anzunehmen ist, denn auf den kinftigen Er-
weiterungsbauten lasten Baurechte. Fir diese und die Beseitigung bestehender Bauten sind
weitere Gelder zu sprechen, die im bestehenden Kredit nicht einbegriffen sind. Hierflr wird
eine dritte Kreditvorlage fir die Erschliessung von WankdorfCity vonnéten sein. Der Be-
schlussentwurf an den Stadtrat und der gemass Abstimmungsbotschaft stimmen nicht Gber-
ein. Der Punkt 3 der Stadtratsvorlage fehlt in der Abstimmungsvorlage. Ist das gewollt? Das
kommt mir irgendwie komisch vor. Es kénnte daran liegen, dass dieser Punkt nicht unproble-
matisch ist, denn es geht um eine Generalvolimacht fir den Abschluss von Baurechtsvertra-
gen selbst dann, wenn die finanzielle Héhe in die Kompetenz des Stadtrates fallen wirde.
Hierzu gibt es in der Gemeindeordnung eine klare Regelung uUber die Kompetenz hinsichtlich
der Hohe der Kapitalisierung der Baurechtszinsen. Jedenfalls besteht hier ein Widerspruch
zwischen Stadtratsvorlage und Abstimmungsbotschaft. Das Geschéaftsdossier, welches ich im
Ratssekretariat einsehen konnte ist sehr rudimentar. Ich frage mich daher, wie die beiden
Kommissionen FSU und PVS aufgrund der rudimentaren Unterlagen zu einer Meinungsbil-
dung und zu einem Antrag an den Stadtrat gelangen konnten. Es fehlen unter anderem die
bereits abgeschlossenen Baurechtsvertrdge bzw. die Zusicherungen an kiinftige Baurechts-
nehmer. Es ware wichtig hinsichtlich unseres Entscheidungsspielraumes zu wissen, was be-
reits zugesichert wurde. Desgleichen fehlt der Infrastrukturvertrag zwischen der Stadt und
dem Fonds, der wichtige Angaben enthalt. Véllig unklar ist, wer die Erschliessung der zweiten
Etappe bezahlt. Bezahlt dies die Stadt oder der Fonds? Aufgrund der geltenden rechtlichen
Grundlagen, bezahlt die Stadt eine derartige Erschliessung. Die Unterlagen beinhalten eine
rechtliche Stellungnahme des Inhalts, dass diese Finanzierung nicht dem Fonds sondern der
Stadt obliegt. Gemass dem Vortrag ist es indessen der Fonds. Es fehlt weiter eine Stellung-
nahme der Quartiervertretungen. Wurden diese Uberhaupt eingeholt oder wurden diese wie-
der einmal einfach Ubergangen, was von schlechtem Stil zeugen wirde? Auch in der Legisla-
turrichtlinie ist die Forderung des Wohnungsbaus ein Schwerpunkt. Es bestiinde vorliegend
Gelegenheit wenigstens eine gewisse Durchmischung dieses neuen Quartiers zu generieren.
Es ist unbedingt zu fordern, dass sich die Dienstleistungszone fur den Wohnungsbau &6ffnet.
Dies ist Bestandteil unseres Rickweisungsantrages. Genau diese Punkte wurden in einem
Schreiben von der Planungskommission an die FSU angefiihrt. In diesem Sinne ist eine
Denkpause einzulegen und das Geschaft zuriickzuweisen.

Fraktionserklarungen
Giovanna Battagliero (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Worlber befinden wir heute? Wir befin-
den Uber eine Kreditaufstockung um 25,64 Mio. Franken. Dieser Aufstockung liegt eine Aus-

senraum- und Erschliessungsgestaltung einschliesslich Verkehrskonzept zu Grunde, die aus
dem SIA-Wettbewerb hervorgegangen ist. Die Kommissionssprecherin hat gesagt, um wel-
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chen Perimeter es sich handelt. Es geht um die 131'000m?. D.h. die 90'000m? auf denen SBB/
Losinger zu stehen kommen und die 41'000m?, die fiir die nahe Zukunft noch nicht beplant
sind, aber aktuell Vetrotech und Paricenter beherbergen. Es geht folglich nicht um eine Kre-
ditiiberschreitung, sondern eine planméssige zweite Kredittranche fir die Uberbauung des
ehemaligen Schlachthofareals. Im Jahr 2005 haben wir in der Volksabstimmung flir die erste
Etappe 20,8 Mio. Franken genehmigt, fir den Abbruch von alten Gebauden, fur die Altlasten-
entsorgung, fir die Beitrdge an das (ibergeordnete) Strassennetz, fir die Planungsmehrwert-
abschoépfung, was in der Abstimmungsbotschaft von 2005 nachzulesen ist. Diese Art von Vor-
finanzierung ist ein normales Vorgehen. Im Fall von Brinnen war das Vorgehen dasselbe.
Damit Investorinnen und Investoren gewonnen werden kénnen, muss die Stadt die Erschlies-
sung Ubernehmen und in der Lage sein, ihnen ein erschlossenes Gebiet anzubieten. Die Kos-
ten werden ja durch den Baurechtszins mehr als nur gedeckt. Die SP/JUSO-Fraktion ist sehr
erfreut, dass sich die SBB und die Firma Losinger Constructions bereits schriftlich verpflichtet
haben, ihre Hauptsitze nach WankdorfCity zu verlegen. Die SBB bleiben somit berntreu und
Losinger zieht es wieder nach Bern, was naturlich ganz besonders erfreulich ist. Damit ent-
stehen dort mehrere hundert Arbeitsplatze. Die meisten Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen
werden mit den 6ffentlichen Verkehrsmitteln anreisen. Die Fahrten fir den motorisierten Indi-
vidualverkehr sind — gemass kantonalem Richtplan — ohnehin beschrankt. Das Verkehrskon-
zept liegt ebenfalls bereits vor. Entscheide werden indessen erst im Baubewilligungsverfahren
gefallt werden. Ich moéchte noch zu drei Punkten etwas sagen: Erstens ist nach Auffassung
der SP/JUSO-Fraktion die Wirtschaftlichkeit der Investitionen in das Areal WankdorfCity aus-
gewiesen. Durch die Abgabe des Areals im Baurecht fliessen wahrend 80 Jahren jahrlich rund
4 Mio. Franken Baurechtzinsen an die Stadt. Verglichen mit den Anlagekosten ergibt sich
somit fur die Stadt ein Uberschuss von rund 20 Mio. Franken. In die Wirtschaftlichkeitsrech-
nung im Vortrag an den Stadtrat noch nicht eingerechnet sind die 41'000m?, die in einer zwei-
ten und dritten Etappe Uberbaut werden sollen. Zweitens ist bezuglich der Wohnnutzung fest-
zuhalten, dass das Gebiet, Uber das wir sprechen, in der Dienstleistungszone liegt. Es ware
daher eine Wohnnutzung von bis zu 100% mdglich. Dies hat sich an dieser Lage fir die Bau-
felder im Umfang von 90°000m?, um die es heute geht, offenbar als nicht umsetzbar erwiesen.
Der Fonds hat dafur keine Investorinnen oder Investoren gefunden. Bei den restlichen
41°000m?, die anschliessend in einer zweiten und dritten Etappe Uberbaut werden sollen, es
ist von einem Zeitraum von 10 bis 20 Jahren auszugehen, scheint eine teilweise Wohnnut-
zung realistischer. Zudem werden ja die Bauten, die die SBB verlasst, einer neuen Nutzung
zuganglich und diese Gebaude missten gemass den Vorstellungen der SP/JUSO zu einem
grossen Teil fur die Wohnnutzung zur Verfigung stehen. Drittens ist hinsichtlich der Parkan-
lagen zu bemerken, dass wir uns gefragt haben, ob der vorgesehene Park mit einem Kosten-
aufwand von 3,25 Mio. Franken tatsachlich nétig ist und nicht z.B. eine Magerwiese mit Scha-
fen, mit schwarzen Schafen natlirlich, ausreichen wirde. Aber wir verzichten auf einen ent-
sprechenden Kirzungsantrag und mdgen den Mitarbeitern von SBB und Losinger sowie den
Kinder der offenbar geplanten Kita den Park génnen. Wir hoffen, dass ihn auch die Bewohne-
rinnen und Bewohner der angrenzenden Quartiere und hoffentlich auch die kiinftigen Bewoh-
ner und Bewohnerinnen von WankdorfCity nutzen und schatzen werden. Die SP/JUSO-
Fraktion lehnt folglich den Riickweisungsantrag ab. Die Kreditaufstockung und die Wirtschaft-
lichkeit des Projekts sind ausreichend begriindet. Der Eventualantrag von Luzius Theiler
betreffend Wohnnutzung von mindestens 30% ist sympathisch. Er ist indessen nicht realis-
tisch und gefahrdet die Baurechtsvertrage mit SBB und Losinger, was sogar Kostenfolgen fir
die Stadt nach sich ziehen kénnte. Bei den noch zu bebauenden 41°0000m? ist eine Wohnnut-
zung anzustreben. Dies ist auch das Planungsziel des Fonds aufgrund der Vorgaben des
Gemeinderates. Insgesamt scheint uns die geplante Gestaltung des Areals sehr gelungen und
wir freuen uns, dass Schwung in den Entwicklungsschwerpunkt Wankdorf kommt, so dass ein
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neues, stadtebaulich viel versprechendes Quartier entstehen kann. Zur Abstimmungsbot-
schaft haben wir keine Antrdge, mdchten aber festhalten, dass das Geschéaft schwer ver-
standlich ist fur die durchschnittliche Stimmbdirgerin und den durchschnittlichen Stimmbdarger.
Fir solche Geschéafte braucht es, wie bereits wiederholt bemangelt wurde, mindestens einen
instruktiven Situationsplan in der Abstimmungsbotschaft. Bestimmt ware das Vorliegen eines
solchen auch fir die Stadtratsdebatte von Nutzen. Was in der Abstimmungsbotschaft schlecht
erlautert wird, ist die Wirtschaftlichkeit des Projektes. Insgesamt nehmen wir die Kreditaufsto-
ckung an. Die Antrdge von Luzius Theiler lehnen wir ab. Die Antrage der FSU nehmen wir an.

Rania Bahnan Bliechi (GFL) fir die Fraktion GFL/EVP: Die PVS hat bei ihrer Prifung des
Geschaftes einige Punkte bemangelt und Verbesserungen eingefordert. Vor allem sei die Pri-
fung einer mdglichen Verdichtung des Quartiers durch Wohnnutzung zu prufen. Weiter sei die
Wirtschaftlichkeit respektive die Suche nach einer alternativen Finanzierung auszuweisen. Die
Investitionskosten seien im Verhaltnis zu den Zinsertragen nicht transparent ausgefiihrt. Auch
die Frage der Vorfinanzierung der Kostenubernahmen sei nicht befriedigend geldst. Im Zeit-
punkt der Bestandesaufnahme durch die PVS bestand noch keine definitive Zusage der
Hauptinvestoren. Seitens der Politik und Verwaltung wurde davon ausgegangen, dass nicht
allein die Stadt fir die Kosten des Strassenbaus, der Infrastruktur und der Aussengestaltung
aufzukommen habe. Zum vorliegenden Geschéaft ist nun folgendes zu bemerken. Es geht um
eine Erhdhung des urspriinglichen Kredites von urspriinglich 25 auf 46 Mio. Franken fir die
Gestaltung des Aussenraumes und die 6ffentliche Erschliessung in WankdorfCity und nicht
um Mehrkosten infolge einer Verteuerung des Geschaftes. Allfallige Mehrkosten missen von
den Baurechtsunternehmen lGbernommen werden. Es handelt sich bei dieser Kreditaufsto-
ckung um viel Geld, insbesondere in einer Zeit, in der Sparen angesagt ist. Die Neugestaltung
und Entwicklung eines ganzen Stadtteils bringt indessen Vorteile fur die Stadt. Es ist wichtig
und erfreulich, dass Bern grosse Investoren gefunden hat. Wir teilen die Meinung des Ge-
meinderates und der Betriebskommission, dass die betreffende Gegend fir das Wohnen nicht
ideal ist. Dagegen ist sie geeignet fur Dienstleistungsunternehmen. Die im Schreiben der TVS
aufgeworfenen Fragen wurden von der FSU Uberzeugend beantwortet. Es ist offenbar Ublich,
dass Vorfinanzierungen der in Frage stehenden Art getatigt werden, um Investoren zu gewin-
nen. Fir uns macht es daher Sinn, dass man den Park und die Aussengestaltung an die Hand
nimmt und nicht langer damit zuwartet, weil dadurch das Projekt fir Investoren attraktiver
wird. Im Ubrigen bevorzugen wir einen Park und nicht eine Magerwiese. Zum Schluss weise
ich namens meiner Fraktion darauf hin, dass die Verwaltung zu wenig Sorgfalt bei der Abkla-
rung der finanziellen Aspekte aufwandte und dass dem Stadtrat zu wenig Zeit eingeraumt
wurde, um diesen Bericht zu studieren. Wir hoffen sehr, dass bei derartigen Grossprojekten in
Zukunft der Tatsache Rechnung getragen wird, dass die Parlamentarier und Parlamentarie-
rinnen auf gut verstandliche und sachkundige Berichte angewiesen sind, um ihrer Aufgabe
gerecht zu werden. Die GFL/EVP Fraktion stimmt der Kreditaufstockung zu, da die von der
PVS eingebrachten Einwdnde Uberzeugend beantwortet wurden. Die Antrdge von Luzius
Theiler lehnen wir ab. Die Antrage zur Abstimmungsbotschaft nehmen wir mehrheitlich an.

Stefanie Penher (GB) fur die Fraktion GB/JA!: Inwieweit hat die Stadt Vorleistungen zu tati-
gen, damit Investoren sich fiir einen Standort entschliessen? Unter der Pramisse der Star-
kung des Wirtschaftsstandorts scheint diesen Vorleistungen keine Grenzen gesetzt zu sein.
Aus 20.8 Mio. Franken werden so 46.4 Mio. Franken, damit zwei vermégenden Betrieben eine
Infrastrukturanlage und eine Uppige Aussenraumgestaltung auf stadtischem Boden zur Verfi-
gung gestellt werden kénnen. In Anbetracht der dirftigen Kommissionsunterlagen, die mir als
Mitglied der PVS vorgelegt wurden, hat mich dieser Sachverhalt vorerst einmal geargert. Seit-
her hat sich auch dank des nicht folgenlosen Mitberichts der PVS fiir ihre Schwesterkommis-
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sion FSU einiges geandert und geklart. In der Zwischenzeit konnten die Verwaltung und die
Betriebskommission des Fonds fir Boden- und Wohnbaupolitik die Kostentransparenz ge-
wahrleisten und die Wirtschaftlichkeit des Geschaftes aufzeigen. Die angekiindigten Betriebs-
folgekosten, welche vom Tiefbauamt noch beantragt werden missen, werden sich einzig auf
den Unterhalt der Hoffstrasse, der Schadelinstrasse und des Rosalie-Wenger-Platzes bezie-
hen. Das Tiefbauamt wird zwar auch den Unterhalt des Ubrigen Aussenraums durchfihren,
aber im Auftrag und gegen Bezahlung der Baurechtsnehmer. Schliesslich hat der Verwal-
tungsrat der SBB den Beschluss gefasst, seinen neuen Hauptsitz im WankdorfCity-Areal zu
nehmen. Damit liegt meines Erachtens die Garantie vor, die diese Kreditaufstockung legiti-
miert. Die GB/JA!-Fraktion stimmt dem Geschéaft jedoch nicht vorbehaltlos zu. Die Bauord-
nung der Stadt halt fest, dass Flachdacher zu begriinen sind, soweit sie nicht als Terrassen
oder Oberlichter genutzt werden. In einer geringfligigen Anderung der Uberbauungsvorschrif-
ten der Uberbauungsordnung Umfeld S-Bahn-Stationen Wankdorf wird die Dachbegriinung
durch die Parkanlage ersetzt. Wenn wir schon eine Parkanlage fur rund drei Millionen Fran-
ken finanzieren sollen, halte ich die Bauherrschaft an, fir eine vorschriftsmassige Dachbe-
grinung aufzukommen. Schliesslich halten wir daran fest, dass auf dem restlichen Areal, wel-
ches noch nicht verplant ist, ein Teil fir Wohnraum zu reservieren ist. Es ist darauf hinzuwei-
sen, dass es nicht darum gehen kann, ob man selber an einem derartigen Ort wohnen méch-
te. Tatsache ist, dass es Leute gibt, die in solchen Lagen wohnen mdéchten. In Winterthur ist
das vormalige Sulzerareal ein Beispiel dafiir, wie aus Industriebrachen attraktiver Wohnraum
geschaffen werden kann. Den Antrdgen von Luzius Theiler hatten wir zugestimmt, wirden sie
sich auf die kinftigen Bauetappen beziehen. In der vorliegenden Form lehnen wir sie jedoch
ab. Den Antragen der FSU zur Botschaft stimmen wir zu.

Dolores Dana (FDP) fur die FDP-Fraktion: Vom Sachverhalt her kann ich auf die Ausfihrun-
gen der Kommissionsreferentin verweisen. Die Kommission hat ihre Antrage nicht allein auf-
grund der Akten, sondern auch aufgrund zahlreicher Gesprache mit Beteiligten formuliert. Die
Referentin hat auch klar aufgezeigt, wie hier geplant wurde und dass alles mit rechten Dingen
zu und her ging. Zu Handen der Medienschaffenden und auch gewisser Stadtrate ist noch-
mals zu erwdhnen, dass es sich hier um eine Kreditaufstockung und nicht um einen Nachkre-
dit oder eine Kosten- oder sogar Kreditliiberschreitung handelt. Gewisse Artikel in den Medien
wollten einen neuen Fall Feuerwehrstitzpunkt oder Barenpark herauf beschwoéren. Diesbe-
zlglich handelt es sich indessen um eine Zeitungsente ohne Realitatsbezug. Im Ubrigen ist
hier der Fonds zustandig, welcher nicht schlecht dasteht und gut finanzieren bzw. vorfinanzie-
ren kann. Hier geht es also um die Kreditaufstockung, welche bereits in der Abstimmung 2005
angekundigt wurde. Wie hoch diese ausfallen wirde, wusste damals niemand, aber jeder, der
schon Bauprojekte begleitet hat, weiss, dass Erschliessungskosten relativ hoch zu Buche
schlagen. Vorliegend handelt es sich um einen Betrag von 25.64 Mio. Franken, was ein hap-
piger Betrag ist. Was teuer ist, sind die Umgebungsarbeiten, welche samtliche Erdarbeiten,
die Entwasserung des Aussenraums, Abschluss- und Belagsarbeiten sowie samtliche zum
Aussenraum gehérenden Elemente (Mauern, Treppen, Grin- und Wasserflachen) einschlies-
sen. Jeder, der sich mit der kleinen und grossen Allmend beschéaftigt hat, weiss, dass Griinar-
beiten eine Menge Geld kosten und im WankdorfCity ist vieles unter der Erde, also noch teu-
rer. Wir haben die Wahl. Entweder bezahlt der Baurechtsnehmer die Kosten (sprich die SBB
und Losinger) oder der Fonds zahlt sie und bekommt sie indexiert iber den Baurechtszins
zurlck. Rechnen tut es sich vor allem, wenn wir das Ganze Uber den Baurechtszins bekom-
men. Nicht heute, nicht morgen, aber tbermorgen. Im Ubrigen sind wir genau gleich bei
Briinnen vorgegangen. Da hat sich niemand in diesem Saal dariiber beschwert, aber jetzt
plétzlich soll das ein Problem sein. Meine Damen und Herren, in der Zwischenzeit wissen wir,
dass die SBB in den Entwicklungsschwerpunkt Wankdorf will und Losinger auch. Beides erst-
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klassige Mieter und zudem gewinnen wir mit Losinger ein Unternehmen wieder, welches Bern
verlassen hat. Wollen wir das hier wirklich aufs Spiel setzen? Das eréffnet auch neue Ent-
wicklungen in der Langgasse, wo grosse Liegenschaften plétzlich frei werden. Ob diese fur
die Universitat genutzt werden oder eventuell einer Wohnnutzung zugefiihrt werden, ist noch
offen, aber diese beiden Sachen muss man hier klar im Zusammenhang sehen. Dem Antrag
Theiler stimmen wir daher nicht zu. Wohnnutzung wurde geprift, aber es fanden sich keine
Investoren. Wollen wir jetzt wirklich das Geschaft zurickweisen, die zuklnftigen Investoren
vor den Kopf stossen und riskieren, dass sie sich eventuell sogar zurliickziehen? Einmal mehr
warten, bis sich die Stadt bemussigt fuhlt, sich zu bewegen? Nein! Es gilt hier und jetzt den
Nagel einzuschlagen und den Entwicklungsschwerpunkt Wankdorf voranzubringen und ein
neues Quartier aufzubauen. Was die Unterhaltskosten TVS angeht, so ist es so, dass die TVS
auch im Falle, dass die Baurechtsnehmer die Kosten zahlen, den Unterhalt machen mussen.
Es handelt sich hier um Gemeindestrassen und nicht um private Strassen. Ausserdem gilt es
zu beachten, dass es weitere Baufelder gibt und auf diesen ist beabsichtigt, auch eine Wohn-
nutzung zu realisieren, falls sich Investoren finden lassen. Unseres Erachtens sind diese Bau-
felder auch von der Lage her besser fir eine Wohnnutzung geeignet. Den Antrag Theiler wer-
den wir daher nicht unterstiitzen. Einen Wermutstropfen hat die ganze Uberbauung allerdings.
Es sind die Fahrtenkontingente, welche vom Kanton festgelegt wurden und die keine héhere
Nutzung zulassen. Es ist eine Tatsache, dass fiir eine optimale Nutzung mehr Fahrtenkontin-
gente zur Verfiigung stehen missten. Das ist jedoch ein anderes Thema, das in der Zukunft
noch einmal angegangen werden muss. Die FDP-Fraktion unterstitzt dieses Geschéaft, Antrag
und Eventualantrag Theiler lehnen wir ab und den Antragen der Kommission stimmen wir zu.

Tanja Sollberger (GLP) fur die Fraktion GLP: Wir unterstlitzen das vorliegende Geschéaft. Es
handelt sich um eine Kostenaufstockung und nicht um eine Kostenlberschreitung. Der Vor-
trag ist tatsachlich nicht klar und Ubersichtlich gestaltet. Wir danken der PVS fir ihren Mitbe-
richt, der dazu fuhrte, dass einiges klarer geworden ist. Es ist viel Geld. Indessen handelt es
sich um eine Vorfinanzierung aus dem Fonds, was bedeutet, dass das Geld in Form von Bau-
rechtszinsen zurilckfliessen wird. Es freut uns, dass SBB und Losinger sich fir diesen Stand-
ort entschieden haben. Dies ist fur Bern sehr wichtig. Wir unterstitzen den Rickweisungsan-
trag Theiler nicht. Vielmehr unterstitzen wir den Aufstockungskredit und die Antrage der
Kommission. Teilweise unterstiitzen wir die Anderungsantrage Theiler.

Claudia Meier (BDP) fur die Fraktion BDP/CVP: Unsere Fraktion unterstutzt das vorliegende
Geschaft. WankdorfCity ist ein grosses und wichtiges Projekt fur die Stadt Bern. Der Wirt-
schaftsstandort Wankdorf ist der wichtigste Entwicklungsschwerpunkt des Kantons Bern. Wir
setzen uns fur diesen ein. Es werden zahlreiche Arbeitsplatze geschaffen und Steueraufkom-
men generiert. Ausserdem ist es auch fir die Stadt ein lukratives Geschaft. Mit der SBB kon-
nen wir einen wichtigen Arbeitgeber in der Stadt behalten und mit Losinger kommt ein wichi-
ger Arbeitgeber zuriick. Dass der Grundeigentimer fir die Gestaltung des 6ffentlichen Rau-
mes zustandig ist, ist normal und rechtlich so festgelegt. Fir uns ist das Projekt sauber und
richtig angebahnt und es lberzeugt uns als Ganzes. Daher werden wir dem Kredit zustimmen.
Desgleichen stimmen wir den Antrdgen der FSU zur Abstimmungsbotschaft zu. Dagegen leh-
nen wir samtliche Antrage Theiler ab.

Peter Biihler (SVP) fur die Fraktion SVPplus: Wir stimmen dem Geschéaft zu und lehnen die
Antrage Theiler ab. Die Antradge der FSU unterstiitzen wir.
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Einzelvoten

Gisela Vollmer (SP): Ich méchte mich hier noch zum Mitwirkungsbericht der PVS aussern. Wir
waren erstaunt Uber die Medienberichterstattung, dass die PVS einen folgenlosen Bericht
erstellt habe. Wir sehen dies anders. Unsere Sicht ist die folgende: Gegenstand der Vorlage
ist eine Verkehrs- und Infrastrukturerschliessung flir 5000 Arbeitsplatze fir die Jahre 2010 bis
2020, die restlichen Flachen sollen nach 2016 vermarktet werden. In einer ersten Runde wer-
den die SBB 35'000m? und die Losinger 25'000m? bebauen. Insgesamt handelt es sich um
eine Bruttogeschossflache von 60°000m?. Warum handelt es sich um eine Verkehrsvorlage?
Weil wir heute beschliessen, wo die Zufahrten flir die Parkings sein werden, wo oberirdische
Parkplatze sind, ob und wie viele Parkplatze erstellt werden, wo sich Begegnungszonen fin-
den und wo sich die Haltestellen des 6ffentlichen Verkehrs befinden. Aber niemand hat bisher
einen entsprechenden Plan gesehen. Dasselbe gilt bezliglich des Fahrtenkontingents. Auf-
grund dieser Gegebenheiten hat die PVS der FSU vorgeschlagen, eine Verdichtung mit
Wohnnutzung zu prifen. Da sich das Projekt in der Zone D befindet, womit bis 100% Wohn-
flache moglich sind, haben wir beschlossen vorzuschlagen, dass autoarmes Wohnen zu pru-
fen ist. In diesem Fall brauchte man kein Fahrtenkontingent und man kdénnte sofort bauen.
Und die Bauzeit ist eben auch ein wichtiger Faktor hinsichtlich der Einnahmen aus den Bau-
rechtszinsen. Je schneller man baut, um schneller fliessen der Stadt Einnahmen zu. Zudem
soll hier ein neues Stadtquartier entstehen und dazu gehért doch eine urbane, gemischte
Nutzung. Das uns vorliegende Geschaft verfolgt den Planungsansatz des letzten Jahrhun-
derts. Der Gemeinderat hat es verpasst, ein Modellquartier zu entwickeln. All die im Stadtrat
erhobenen Forderungen kommen hier nicht zum Tragen. Mehr Wohnungen werden nicht ge-
baut. Es entsteht keine einzige neue Wohnung. Es wird keine einzige Solarzelle gebaut, ob-
wohl es hier problemlos mdglich ware, Solarzellen zu bauen. Fir neue Wohnungen ware in
den 91'000m? problemlos Platz, da die Baufelder B2A und 3B als Potenzial ausgewiesen sind
und das Baufeld 1B bis 2011 nur reserviert ist. Das ergibt zusammen 50'000m? Bruttoge-
schossflache, die sofort frei ist. Dazu steht in der Botschaft, dass 80% der Flache gebunden
sind, was eigentlich nicht zutrifft! Zu den Planunterlagen ist zu sagen, dass mindestens drei
verschiedene Planvorlagen existieren, die jeweils eine ganz unterschiedliche Gestaltung
beinhalten. In der Vorlage der Liegenschaftsverwaltung werden 131'000m? Bruttogeschossfla-
che ausgewiesen, die Betriebskommission weist dagegen eine Flache von 160'000m? Brutto-
geschossflache aus. Der Vortrag geht von einer Arealgrésse von ca. 7 ha aus. 2005 war
demgegeniber von 3.3 ha und 85'000m? Bruttogeschossflache die Rede. Was stimmt nun? Im
zweiten Teil ihres Antrages hat sich die PVS mit den Kosten beschéaftigt. In der Botschaft ist
auf Seite 6 zu lesen, dass 35.64 Mio. Franken fur die Erstellung des o6ffentlichen Raumes
gebraucht wirden und auf Seite 7, dass die Umgebungsarbeiten: 15.2 Mio. Franken kosten.
Wir konnten hier klaren, dass die Kosten fiir die Gestaltung des o6ffentlichen Raumes bei 7.8
Mio. Franken liegen. Zu den Einnahmen ist zu bemerken, dass zu den 2,9 Mio. Franken an
Baurechtszinsen 9 Mio. Franken fur den Unterhalt fehlen. So gesehen hat die PVS die SBB in
keiner Weise als Baurechtsnehmerin in Frage gestellt, aber sie stellt sich auf den Standpunkt,
dass mehr Wohnungen mehr Steuereinnahmen generieren und der Wohnanteil erhéht wird.
Der Entscheid der PVS, dies der FSU zu empfehlen, war einstimmig.

Peter Wasserfallen (SVP): Ich ersuche darum, die Vorlage anzunehmen. Es kann nicht sein,
dass man anfangs 2006 den Schlachthof aufgeldst hat und bis heute mit der Industriebrache
nichts geschehen ist, also keine Steuereinnahmen generiert werden. Es gilt nun, vorwarts zu
machen. Bern braucht ein positives Eintrittstor, das gefallt.
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Luzius Theiler (GPB-DA): Zwei kurze Fragen. Besteht eine Zusicherung, dass die Losinger
ihren Steuersitz nach Bern verlegt? Weiter gilt es zu klaren, ob 2,9 Mio. Franken an Bau-
rechtszinsen eingenommen werden, wie in der Vorlage zu lesen ist oder ob es sich um 4 Mio.
Franken handelt, wie Giovanna Battagliero ausgefiihrt hat. Schliesslich danke ich Gisela Voll-
mer fur ihr Votum, das inhaltlich dem entspricht, was zu meinem Rickweisungsantrag gefihrt
hat. Konsequenterweise ist die Vorlage auch nach der Meinung der PVS zurlickzuweisen.
Besser ist es, in einem halben Jahr eine ausgereifte Vorlage einzubringen, als jetzt Gbereilt
ohne Plan zu entscheiden. Drei verschiedene Plane geben keine Entscheidungsgrundlage ab
fur einen 25-Mio.-Franken-Kredit. Beschliessen wir Eintreten, muss anschliessend die ganze
Vorlage abgelehnt werden.

Jimmy Hofer (parteilos): Anfanglich wollte ich die Vorlage zuriickweisen. Nachdem ich nun die
Redner der verschiedenen Parteien gehoért habe, komme ich zum Schluss, dass die Annahme
der Vorlage keine Frage ist. Es gilt die Sache an die Hand zu nehmen. Bezlglich des Fahr-
tenkontingents bleibt indessen zu klaren, welchen Einfluss es auf allféllige Investoren hat.

Corinne Mathieu (SP): Es gilt Verschiedenes richtig zu stellen. Es ist schwierig, ein derart
komplexes Geschéaft auf wenigen Seiten verstandlich darzustellen. Ob dies geglickt ist, kann
dahingestellt bleiben. Luzius Theiler, das Geschéaft wurde in der Kommission eingehend und
grundlich erarbeitet. Die entscheidende Kommission ist die FSU und nicht die PVS. Wir haben
die Argumentation im Schreiben der PVS zur Kenntnis genommen. Dessen ungeachtet sind
wir zu einem anderen Entscheid gelangt. Erscheinen die Unterlagen als ungenigend, kann
man sich durch Nachfrage selbst kundig machen.

Barbara Hayoz, Direktorin FPIl: Vorab moéchte ich der Kommissionssprecherin fur ihr Votum
danken, desgleichen dem Stadtrat fir die gute Aufnahme der Vorlage. Die Vorlage war in der
Betriebskommission des Fonds und im Gemeinderat absolut unbestritten. Wie aber so oft in
einem derart komplexen Geschéaft gibt es Fragen, die sich stellen und gibt es Gegner und
Befurworter. Luzius Theiler sei gesagt: Das vorliegende Geschéaft ist ein gutes fir die Stadt
Bern, vor allem auch auf lange Sicht. Lassen Sie mich kurz eine Rickblende machen: Am 25.
September 2005 hat das Stimmvolk Ja gesagt: Ja zur Abgabe des Areals im Baurecht fiir 80
Jahre; Ja zu einem Kredit von 20.8 Mio. Franken fir Beitrage an die Basiserschliessung —
also dem quasi Ubergeordneten Strassennetz innerhalb des Entwicklungsschwerpunkts Wank-
dorf — sowie zur Altlastensanierung, der Mehrwertabschdpfung und den ersten Entwicklungs-
kosten wie Vermarktung und Zinskosten. Ausserdem haben die Stimmberechtigten Ja dazu
gesagt, dass der Gemeinderat die einzelnen Baurechtsvertrage abschliesst. Wer die damalige
Abstimmungsbotschaft las, konnte ausserdem zur Kenntnis nehmen, dass auf dem Gelande
vorwiegend Dienstleistungsnutzung vorgesehen war und dass ,an die zweite Etappe des
Strassenbaus Beitrdge bezahlt werden missen, deren Hohe noch nicht bekannt ist.” Wir sind
damals von Anlagekosten zwischen 28 und 30 Mio. Franken — bei einem geschatzten Ver-
kehrswert von rund 60 Mio. Franken — ausgegangen.

Heute sind wir der Realisierung von WankdorfCity einen grossen Schritt ndher gekommen.
Der Entscheid des Verwaltungsrates der SBB vom 1. Juni 2010, am Standort WankdorfCity
fur mehrere hundert Millionen Franken zu investieren und 1'500 Arbeitsplatze zu schaffen, ist
der beste Beweis fir die erfolgreich angegangene Vermarktung des Areals WankdorfCity.
Halten Sie sich vor Augen, wie das Areal nach dem Abbruch der ersten Schlachtgebaude
aussah — trostlos, unattraktiv, eine Industriebrache im klassischen Sinn. Und heute stehen wir
kurz davor, hier ein attraktives und bestens erschlossenes Stadtquartier mit vielen hundert
Arbeitsplatzen entstehen zu lassen. Mit viel Engagement und Fachkompetenz wurde das Are-
al bis heute entwickelt. Es wurden Investorinnen und Investoren gesucht und gefunden, Ent-
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wicklungsplane erstellt, Projektwettbewerbe und Studienauftrage durchgefiihrt — eben die
ganze Arbeit oder im wahrsten Sinne des Wortes ,Entwicklungshilfe® fir das ehemalige
Schlachthofareal geleistet und viel Geld (auch von den Investorinnen und Investoren) inves-
tiert. Das war nétig — wie in Brinnen —, wo heute ohne die entsprechende Vorfinanzierung der
Stadt kein neues Stadtquartier gedeihen wirde. Ich moéchte in diesem Zusammenhang klar
herausstreichen, dass es sich hier um eine Kreditaufstockung und nicht um Mehrkosten han-
delt, wie bereits verschiedene Vorredner betonten. Die Kreditaufstockung und alle Positionen
finden sich im Vortrag beschrieben und ausfiihrlich kommentiert. Den Kommissionen PVS und
FSU waren ausflihrlichere Kostenvoranschldge sowie ein Gutachten eines externen Kosten-
planers vorgelegt worden. Dort wo Folgekosten — also Unterhalts- und Betriebskosten — zu-
lasten des Grundeigentimers, also des Fonds fiir die Boden- und Wohnbaupolitik entstehen,
werden diese von den Baurechtsnehmerinnen getragen und sind demnach berucksichtigt. Es
gilt demgemass zu beachten, dass die Direktion PVS nur die Kosten fir die 6ffentlichen
Strassen, das heisst die Hof- und die Schadelinstrasse, tGbernimmt. Es ist klar, dass sie diese
auch zu bewirtschaften hat. Alle anderen Strassen, wie die Wankdorfallee oder die Detailer-
schliessungen in diesem Perimeter, werden dagegen von den Baurechtsnehmern finanziert.
Dort bekommt die TVS auch einen Beitrag an die Unterhaltskosten.

25,6 Mio. Franken — das ist viel Geld. Aber schliesslich geht es hier um die komplette Neu-
gestaltung und Entwicklung eines ganzen Stadtteils. Die Chance, einen Stadtteil neu zu ges-
talten und zu entwickeln, bietet sich in urbanen Raumen selten. Umso wichtiger erscheint es
dem Gemeinderat, eine einheitliche Identitdt von staddtebaulich hoher Qualitdt und hoher
Nachhaltigkeit zu schaffen, in der die Stadt Bern das Sagen hat. Aus diesem Grund haben wir
den Wettbewerb ausgerichtet.

In der ersten Phase fiir die 90°000m? — das ist die Beantwortung der zweiten Frage von Luzius
Theiler — fliessen der Stadt jahrlich rund 2.8 Mio. bis 2.9 Mio. Franken zu. Giovanna Battaglie-
ro dagegen hat ihre 4.2 Mio. Franken auf die gesamte Flache von 131°000m? bezogen. Daher
stimmen beide Zahlen. Diese Einnahmen erstrecken sich Uber die Dauer von 80 Jahren Bau-
rechtsvertrag. Dereinst werden das also mindestens 4.2 Mio. Franken pro Jahr sein! Und das
ist ein Punkt, welcher zugegebenermassen aus der Vorlage nicht klar ersichtlich ist.

Was die Frage nach dem Fahrtenkontingent anbelangt, so handelt es sich um eine kantonale
Vorgabe. Das gegenwartig auf 90’000m? begrenzte Fahrtenkontingent haben wir im Wissen,
dass im Hinblick auf die 131°000m? weitere Fahrten bendtigt werden, bereits auf 131°000m?
berechnet. Das bedeutet, dass die SBB auf Kontingente verzichten, was vertraglich abgesi-
chert ist. Daher verfligen wir im Hinblick auf die kiinftige Vermarktung noch tber Fahrtenkon-
tingente.

Die von Gisela Vollmer und der PVS wiederholt angefihrte Wohnnutzungsdiskussion wurde in
der Betriebskommission gemass dem verbindlichen Auftrag des Gemeinderates intensiv ge-
fuhrt. Das Problem liegt darin, dass sich keine Investoren finden lassen. Sollten Sie solche
kennen, waren wir flir entsprechende Informationen dankbar. Wir wirden eine Wohnnutzung
sofort realisieren. Im Moment haben wir fur die zur Zeit in Entwicklung befindlichen Areale wir
Dienstleistungsnutzung, weil sich dafiir Investoren gefunden haben; wir sind offen — gemass
unserem Auftrag — fur die Entwicklung von Wohnraum.

Und lassen Sie mich noch etwas zum geplanten Park sagen: Die Kosten fir die Parkanlagen
im WankdorfCity betragen rund 10% der veranschlagten Gesamtkosten. Sie sind aber wichtig,
nicht nur als ,grine Lungen®, sondern sie sind Teil und Voraussetzung einer hohen Lebens-
qualitat der hier lebenden Menschen.

Es wurde noch geltend gemacht, dass sich zwischen der Beratung von PVS und FSU etwas in
diesem Vortrag gedndert hat. Dies trifft indessen nicht zu. Aber was wir ernst nehmen ist der
Vorwurf, nicht adressatengerecht zu formulieren. Das Problem ist erkannt und wir werden uns
kiinftig um eine moglichst hohe Verstandlichkeit bemihen.
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Der Steuersitz der Firma Losinger — in Beantwortung der ersten Frage von Luzius Theiler —
wird in die Stadt Bern verlegt. Dies stellt eine Bedingung des abgeschlossenen Baurechtsver-
trages dar. Der Gemeinderat ersucht den Stadtrat, die Antradge Theiler abzulehnen. Dagegen
stimmen wir den Antragen der FSU zu.

Beschluss
1. Der Stadtrat lehnt den Riickweisungsantrag Theiler ab (3 Ja, 65 Nein, 2 Enthaltungen).
2. Der Stadtrat lehnt den Eventualantrag Theiler ab (5 Ja, 60 Nein, 5 Enthaltungen).

Luzius Theiler (GPB-DA): In diesem Fall méchte ich diejenigen, die empfanglich dafir sind,
darum bitten, bei der Schlussabstimmung Nein zu stimmen und dieses Nein zu Handen der
Abstimmungsbotschaft zu berlcksichtigen. Die Entscheidgrundlagen sind, wie von der Ge-
genseite zugestanden wird, zu intransparent, als dass wir dieser Vorlage uber 25 Mio. Fran-
ken zustimmen kénnten.

Barbara Hayoz, Direktorin FPIl: Entgegen dem, was Luzius Theiler behauptet, habe ich nicht
von Intransparenz, sondern von adressatengerechter Formulierung gesprochen.

Beschluss
Der Stadtrat stimmt dem Antrag des Gemeinderates zu (62 Ja, 5 Nein, 3 Enthaltungen).

Abstimmungsbotschaft

Antrdge der Kommission fiir Finanzen, Sicherheit und Umwelt (FSU)

Antrag Nr.1

S.5, linke Spalte: Uberzeugende Siegerstudie

Antrag Nr.2

An geeigneter Stelle ist ein Situationsplan des betroffenen Gebiets Wankdorf City einzufligen.

Streichungsantrédge Luzius Theiler (GPB-DA)
Antrag Nr. 1 zu Seite 3 rechte Spalte Absatz 1

Den hohen Anfangsinvestitionen stehen langjéhrige und wiederkehrende Ertrdge aus Bau-
rechtszinsen gegenuber. Bas—Geschaft-weist-daher-eine—-hohe Wirtschaftlichkeit aufund-ist

finanziell-nachhaltig-
Antrag Nr. 2 zu Seite 6, //nke Spalte Absatz 3

. aufzustocken

Antrag Nr. 3 zu Seite 6, rechte Spalte, Titel

Hohe Wirtschaftlichkeit

Antrag Nr. 4 zu Seite 6, rechte Spalte Absatz 2
verzmst werden.
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Beschluss

1. Der Stadtrat lehnt den Streichungsantrag 1 Theiler zur Abstimmungsbotschaft ab
(8 Ja, 57 Nein, 3 Enthaltungen).

2. Antrag 1 FSU wird genehmigt (68 Ja, 1 Enthaltung).

3. Der Stadtrat lehnt den Streichungsantrag 2 Theiler zur Abstimmungsbotschaft ab
(15 Ja, 53 Nein, 2 Enthaltungen).

4. Der Stadtrat lehnt den Streichungsantrag 3 Theiler zur Abstimmungsbotschaft ab
(30 Ja, 33 Nein, 7 Enthaltungen).

5. Der Stadtrat lehnt den Streichungsantrag 4 Theiler zur Abstimmungsbotschaft ab
(26 Ja, 39 Nein, 2 Enthaltungen).

6. Antrag 2 FSU wird genehmigt (stillschweigend).

7. Der Stadtrat genehmigt die Abstimmungsbotschaft (59 Ja, 3 Nein, 8 Enthaltungen).

Der Vorsitzende Urs Frieden gibt bekannt, dass die Traktanden 12 und 14 vorgezogen wer-
den, damit die am Geschéaft beteiligten Jugendlichen des Jugendrates nach Hause gehen
kénnen, um am nachsten Morgen ausgeschlafen zur Schule gehen zu kénnen.

- Traktandum Nr. 12 wird vorgezogen behandelt. -

12 Dringliche Interfraktionelle Interpellation GFL/EVP, SP/JUSO, GB/JA! (Susanne
Elsener, GFL/Beat Zobrist, SP/Stéphanie Penher, GB): Wie werden Veloparkplat-
ze um den Bahnhof kompensiert?

Geschaftsnummer 10.000154 / 10/143
- Die Diskussion wird nicht verlangt. -

Andrea Blatter und Thurka Sinnathurai (Jugendrat): Liebe Stadtrate, liebe Stadtratinnen. Es
ist wie bei vielen Angelegenheiten. Verstandnis hat man fiur beide Seiten. Einerseits die Velo-
fahrer, die ihren Drahtesel moglichst in der Nahe des Bahnhofs abstellen wollen; andererseits
Stadt und Polizei, die fir Ordnung zu sorgen haben. Was, wo und wann machen in diesem
Fall? Die 58 aufgehobenen Parkplatze sind zu kompensieren. Was kann man den Velofahrern
an Distanz zum Bahnhof zumuten? Der Gemeinderat stellt sich auf den Standpunkt, dass sich
den Velofahrern genug Mdéglichkeiten — in den kostenpflichtigen Velostationen und am Boll-
werk — bieten. Zu den Velostationen ist zu bemerken, dass ein Franken pro Parkvorgang am
Tag keinen Ubersetzten Preis darstellt. Pro Monat — bei einem Jahresabonnement von 150
Franken — ergibt das eine Summe von 12.50 Franken. Zur Frage, ob der Gemeinderat mit der
schrittweisen Auflésung der kostenfreien Veloparkplatze eine Strategie verfolgt, sind wir der
Auffassung, dass dem rot-griinen Gemeinderat wohl kaum eine solche unterstellt werden
kann. Die Blrgerlichen wirden sich glicklich schatzen, wenn dem so ware. Zur Frage, ob
zusatzliche Veloparkplatze rund um den Bahnhof geplant sind, die dem zunehmenden Bedarf
gerecht werden und einer rot-griinen Stadt entsprechen, sind wir der Meinung, dass gegen-
wartig 3'100 Veloparkplatze an Stelle von 1'400 im Jahr 2004 eine imposante Steigerung dar-
stellen. Vielleicht sind einige Schritte mehr zu gehen. Aber im Bahnhof und auf der Bundes-
terasse wird man wohl kaum Veloparkplatze schaffen konnen. Wie hoch soll die Zahl der kos-
tenfreien Veloparkplatze sein? Die Autofahrer waren froh, wenn beinahe die Halfte der Park-
platze kostenfrei ware. Reicht das nicht auch fir die Velofahrer? Wenn wir 6kologisch denken,
ist es vorteilhaft, in der Nahe des Bahnhofs Gratisparkplatze fir Velofahrer zur Verfligung zu
stellen, um zusatzlich Leute zu motivieren, auf das Velo umzusteigen. Trotzdem finden wir

788



Protokoll Nr. 18 | Stadtratssitzung, 17. Juni 2010

eine Gebuhr von einem Franken fur zumutbar. Im Gefolge einer derartigen Regelung kdnnte
es allerdings zu vermehrtem Falschparken kommen. Falls sich die Situation um den Bahnhof
verschlechtern sollte, sind wir fir eine Aufstockung der Gratisparkplatze.

Die Interpellantin Susanne Elsener (GFL): Der Gemeinderat geht in seiner Antwort vor allem
auf die Anzahl der Parkplatze in den Velostationen ein, welche ein erweitertes und sinnvolles
Bedurfnis vieler Pendlerinnen und Pendler erfillen. Unsere Interpellation bezieht sich aber
auf die kostenfreien Veloabstellplatze fiir Bernerinnen und Berner, welche ihr Velo kurz fir
einen Tagesausflug mit der Bahn oder einen Einkauf nahe am Zielort parkieren wollen. Dieses
Zielpublikum wird straflich vergessen. Niemand nimmt das Velo fir einen Einkauf, wenn man
dann noch zehn Minuten laufen und die Einkaufstaschen tragen muss. In diesem Fall ist man
mit dem o6ffentlichen Verkehr besser bedient. Die Stadt sagt immer wieder, dass es in ihrem
Sinn ist, den Veloverkehr und somit die Gesundheit und die Senkung des CO,-Ausstoss zu
fordern. Mit der sukzessiven Reduktion der Gratisveloparkplatze macht sie das genaue Ge-
genteil. Die besagten Parkpldtze am Bollwerk sind eben genau neben dem Bedurfnis, was
man daran erkennt, dass die Parkplatze bei der Heiliggeistkirche sowie die beim Bollwerk
standig uberfullt sind. Die Parkplatze bei der Schanzenpost hier anzufuhren ist nicht sachge-
recht. Die Vorstdsse betreffend Velofahrer und Velofahrerinnen werden in der letzten Zeit
dauend zuriickgewiesen. Die Antworten des rot-grinen Stadtrates sind in dieser Weise fir
uns nicht annehmbar.

Beschluss
Die Interpellantin ist mit der Antwort nicht zufrieden.

- Traktandum Nr. 14 wird vorgezogen behandelt. -

14 Motion Fraktion SP/JUSO (Gisela Volimer, SP): Verbesserung der Wegbeziehun-
gen fiir Fussgangerinnen auf dem Bahnhofplatz

Geschaftsnummer 09.000368 / 10/103

Gemeinderatsantrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, Punkt 2, 3, 4 und 6 abzulehnen, Punkt 1 als Richtli-
nie und Punkt 5 als Postulat erheblich zu erklaren.

Bern, 31. Marz 2010

Die Motionarin Gisela Vollmer (SP): Leider bin ich mit der Antwort nicht zufrieden. Ich sehe
nicht ein, warum die Ampelphase nicht verédndert werden kann. Ofters steht man als Fuss-
ganger bei der auf Rot gestellten Lichtsignalanlage und die Strasse ist leer. Es ist widersin-
nig, wenn man als Fussganger bei einer auf rot gestellten Ampel vor einer leeren Strasse
stehen bleiben muss. Weiter sollten die wartenden Strassenbahnen eine Licke lassen, damit
die Fussganger passieren kénnen. Ausserdem ist die Fussgangerinsel beim Bubenbergplatz
zu verbreitern, da die bestehende zu klein ist. Schliesslich sind die Trottoirs beim Bahnhof
abzusenken, damit den ankommenden Reisenden der weitere Weg erleichtert wird. Bezlglich
der Punkte 1 und 2 sind wir mit der Antwort des Gemeinderates zufrieden. Die Punkte 3 bis 6
wollen wir als Postulat Gberweisen.
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Ragavi Subramaniam und Theo Hilber (Jugendrat): Liebe Stadtrate, liebe Stadtratinnen. Da
wir in Bern arbeiten und zur Schule gehen, passieren wir taglich den Bahnhof. Schon lange ist
uns der im Bereich Bahnhof schlecht geregelte Verkehr aufgefallen. Die &6ffentlichen Ver-
kehrsmittel fahren um die Kurve, ohne gross Riicksicht auf die Fussganger zu nehmen. Es
wilrde den Tram-, Bus- und Autofahrern die Sache erleichtern, wenn es mehr Zebrastreifen
gabe. Als besonders stérend empfinden wir, dass der Bus der Linie 17 mit hohem Tempo am
Bus der Linie 14 vorbeifahrt. Die Fahrgaste der Linie 14 Richtung Briinnen-Bahnhof kénnen
diesen erst in der Mitte der Fahrbahn wahrnehmen, was ziemlich gefahrlich ist. Bezlglich
Punkt 1, dass der Fussgangerstreifen vor dem Bahnhof verbreitert werden soll, kénnen wir
uns nur der Meinung des Gemeinderates anschliessen. Wir finden, der Fussgangerstreifen ist
breit genug. Bezlglich Punkt 2 vertreten wir indessen nicht die Auffassung des Gemeindera-
tes. Wir fordern, dass die Grinphasen fur die Fussganger gleich lang sind wie diejenigen fir
die Autofahrer. Bezlglich Punkt 3, der sich mit den Tramhaltestellen vor der Heiliggeistkirche
befasst, stellen wir uns auf den Standpunkt, dass die gegenwartige Situation problematisch
ist. Es ist indessen keine gute Ldsung ersichtlich. Daher stimmen wir mit dem Gemeinderat
Uberein, die Motion in diesem Punkt abzulehnen. Was den Punkt 4, die Verhaltnisse fur die
Fussganger beim Bubenbergplatz, anbelangt, sind wir der Auffassung, dass die gegenwartige
Situation fiir die Fussganger nicht optimal ist und dass Anderungen angebracht sind. Wir ge-
hen aber mit dem Gemeinderat darin einig, dass es sehr schwierig ist, eine bessere Lésung
zu erarbeiten. Daher lehnen wir diesen Punkt der Motion ab. Was Punkt 5 anbelangt, sehen
wir das von der Motionarin angesprochene Problem. Da wir die Antwort des Gemeinderates
fur begrindet erachten, schlagen wir vor, diesen Punkt in ein erhebliches Postulat zu wan-
deln. Auch bezuglich Punkt 6, der Absenkung der Trottoirs, sehen wir Verbesserungspotenzi-
al. Wiederum I&sst sich indessen keine bessere Losung erkennen. Daher stimmen wir dem
Gemeinderat in seiner Ablehnung dieses Punktes der Motion zu.

Fraktionserklarungen

Robert Meyer (SD) fur die Fraktion SVPplus: Im Namen der Fraktion empfehlen wir dem
Stadtrat die Annahme des Punktes 5 der Motion, den wir als dusserst berechtigt ansehen. Die
anderen Punkte lehnt unsere Fraktion ab. Bezlglich des Verhaltnisses von Fussganger- und
Autoverkehr ist zu bemerken, dass in den Stosszeiten trotz grossem Fussgangeraufkommen
die Situation nicht problematisch ist. Ich habe das Gefuhl, dass die bestehende Lésung mit
dem bereits breiten Fussgangerstreifen eigentlich gut ist. Nicht nur die Fussganger, sondern
auch die Autofahrer missen beim Bahnhof jeweils warten. Der Stimmbirger hat entschieden,
dass der Autoverkehr weiterhin beim Bahnhof durchfiihrt. Dieser Entscheid ist zu respektieren
und soll nicht durch die Hintertlire eingeschrankt werden. Die Wartezeiten flir Fussganger
halten sich in durchaus ertraglichen Grenzen, wie ich tagtaglich selbst feststelle. Berechtigt
ist indessen das in Punkt 5 der Motion zum Ausdruck kommende Anliegen. Tats&chlich ver-
sperren beim Bubenbergplatz oft wartende Strassenbahnen den Fussgangern den Weg. Wir
empfehlen daher den Punkt 5 zur Annahme. Die anderen Punkte lehnen wir hingegen ab.

Judith Gasser (GB) fur die Fraktion GB/JA!: Wir alle kennen die problematische Situation
beim Bahnhof. Infolge der zunehmenden Pendlerstrome wird sich das Problem noch verschar-
fen. Auf dem Bubenbergplatz ist die Situation wirklich nicht ideal. Mithin ist der Handlungsbe-
darf klar ausgewiesen. Indessen sind uns mit dem Nein zum autofreien Bahnhofsplatz die
Hande gebunden. Daher missen wir die bestehende unbefriedigende Situation besonders
Uberdenken und das Beste daraus zu machen. In diesem Sinne finden wir die Richtung der
Motion richtig. Wir nehmen daher Punkt 1 als Motion und die anderen Punkte als Postulat an.
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Regula Rytz, Direktorin TVS: Mit der Ablehnung der Initiative fiir einen autofreien Bahnhof-
platz ist der Spielraum fur eine Optimierung der Situation am Bahnhofsplatz ausserst klein
geworden. Die Vielzahl der Nutzungsarten, z.B. tiber 80'000 Leute, die taglich in den Stras-
senbahnen zwischen Hirschengraben und Bahnhof transportiert werden, erschwert es unge-
mein, eine allseitig befriedigende Lésung zu finden. Je nachdem, in welcher Rolle man sich
gerade befindet, ist die Optik eine unterschiedliche. Sowohl als Fussgangerin wie als Tram-
benltzerin oder als Velofahrerin méchte ich moglichst rasch vorwarts kommen. Es ist wichtig,
dass die Bedurfnisse aller Verkehrsteilnehmer angemessen berucksichtigt werden, was be-
dingt, dass ab und zu auch gewartet werden muss, was bei einer derart intensiven Nutzung
unvermeidbar ist. Es ist unsere tagliche Aufgabe, nach besseren Lésungen zu suchen. Ich
danke den Mitgliedern des Jugendrates fir ihre differenzierte Betrachtung der Probleme und
die daraus resultierende Erkenntnis, wie gering der Handlungsspielraum ist. Z.B. kann die
Ampelsteuerung — eine Kompetenz des Gemeinderates und der Verwaltung — durch geringfu-
gige Anderungen grosse Wirkungen auf dem ganzen Netz nach sich ziehen. Wo Verbesse-
rungspotenzial besteht, werden wir im Sinne eines Postulates nach Verbesserungen trachten.
Insbesondere ist uns eine effiziente Trambewirtschaftung auf dem Bubenbergplatz ein Anlie-
gen. Als Motion sind die Forderungen indessen nicht umsetzbar. Als Motion kdme nur eine
Richtlinienmotion in Frage.

Der Vorsitzende Urs Frieden teilt mit, dass die Motionarin an Punkt 1 als Motion festhalt und
die Punkte 2 bis 6 in ein Postulat wandelt.

Beschluss

1. Der Stadtrat stimmt Punkt 1 der Motion als Richtlinie zu (45 Ja, 16 Nein, 1 Enthaltung).

2. Die Motionarin Fraktion SP/JUSO wandelt die Punkte 2 bis 6 der Motion in ein Postulat
um.

3. Der Stadtrat erklart Punkt 2 als Postulat erheblich (34 Ja, 30 Nein).

4. Der Stadtrat lehnt Punkt 3 als Postulat ab (27 Ja, 37 Nein).

5. Der Stadtrat lehnt Punkt 4 als Postulat ab (25 Ja, 38 Nein, 2 Enthaltungen).

6. Der Stadtrat erklart Punkt 5 als Postulat erheblich.

7. Der Stadtrat lehnt Punkt 6 als Postulat ab (27 Ja, 40 Nein, 1 Enthaltung).

7 Motion Fraktion BDP/CVP (Claudia Meier/Vinzenz Bartlome, BDP/Henri-Charles
Beuchat, CVP): Fiir eine konstruktive Finanzpolitik: frithzeitige Steuerungsmass-
nahmen
Geschaftsnummer 09.000339 / 10/083

Gemeinderatsantrag

Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion abzulehnen.
Bern, 10. Marz 2010

Der Motionar Vinzenz Bartlome (BDP): Bei der Beratung des Produktegruppen-Budgets letz-
tes Jahr hat sich gezeigt, dass es in der parlamentarischen Beratung sehr schwierig ist, eine
seridse Steuerung der Einnahmen und Ausgaben zu erreichen. Grundlegende Anderungen
sind kaum mdglich, es wird endlos Uber Einzelantrage gestritten, die mehr oder weniger Sinn
machen. Das Parlament muss indessen der Verwaltung Zielvorgaben liefern kénnen. Die Bud-
gethoheit liegt immer noch beim Parlament. Eine grundlegende Kurskorrektur muss daher friih
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ansetzen. Wir haben daher die vorliegende Motion gleich im Anschluss an die letztjahrige
Budgetdebatte eingereicht. Leider wurde uns die Dringlichkeit verweigert, was wir nicht nach-
vollziehen kénnen. Eigentlich ware es auch im Interesse von Gemeinderat und Verwaltung,
dass bei den Finanzen Planungssicherheit erreicht wird. Wir haben unseren Vorschlag als ein
Miteinander statt einem Gegeneinander verstanden. Daher enttduscht uns die Haltung des
Gemeinderates, der dies nicht anerkennt und die ausgestreckte Hand nicht ergreift. Natlrlich
war es unser Ziel, die Budgetkompetenz des Stadtrates zu starken. Nach der vorliegenden
Antwort des Gemeinderates kdnnte man meinen, die Budgetkompetenz liege beim Gemeinde-
rat. Dieser fuhrt aus, in erster Linie sei es Sache des Gemeinderates, die finanzielle Situation
zu beurteilen und falls nétig gezielte Massnahmen zu ergreifen, um ein ausgeglichenes Bud-
get vorlegen zu kénnen. Die von ihm beschlossenen Massnahmen kdonnten vom Stadtrat dis-
kutiert, akzeptiert, gedndert oder abgelehnt werden. Man reibt sich verwundert die Augen.
Heisst das, dass der Stadtrat keine eigenen Antrage stellen kann? Das Recht, Uber das Bud-
get befinden zu kénnen, ist eines der altesten Rechte des Parlamentes. Schon 1215 wurde es
in England in der magna carta festgeschrieben. Offenbar ist der Gemeinderat dort noch nicht
angekommen. Uns scheint es, der Gemeinderat wolle sich nicht drein reden lassen und er ist
nicht einmal bereit, sich mit unseren Vorschlagen seriés auseinanderzusetzen. Es ist indes-
sen unsere Pflicht als Stadtrat, fir ein ausgeglichenes Budget der Stadt zu sorgen. Mit dieser
Motion wollen wir dieser Pflicht nachkommen. Diese kann sich nicht darauf beschranken, in
den Kommissionen Antrage zu stellen. Die BDP/CVP-Fraktion will sinnvolle Antrage stellen
kénnen. Antrage, die auch umgesetzt werden kdnnen. Dazu missen wir indessen wissen, wo
und in welchem Umfang wir Uberhaupt eingreifen kénnen, wo es noch Gestaltungsspielraum
gibt. Daher ist es, wie im Punkt 1 unserer Motion verlangt wird, vordringlich zu wissen, welche
Ausgaben gebunden und welche gestaltbar sind. Dieser Punkt beweist ja gerade, dass es uns
um eine konstruktive Finanzpolitik geht. Die oberflachlich abwehrende Haltung des Gemein-
derates nimmt diese Problematik leider nicht auf. Dabei kdnnte so die Antragsflut bei der Bud-
getdebatte drastisch gesenkt werden, was im Sinne des Gemeinderates sein misste. Durch-
schlagende Argumente des Gemeinderates, die gegen unsere Motion sprechen, sind nicht
ersichtlich. Wenn er schreibt, Sparmassnahmen liessen sich nicht immer sofort durchsetzen,
manchmal erst zwei oder drei Jahre spater, so entspricht dies gerade dem, was wir in Ziffer 3
fordern. Auch hier wollen wir uns auf realisierbare Forderungen beschranken. Lieber zuerst
nur 20 Mio. Franken einsparen, als nachher erklaren zu missen, warum ein grésserer Effekt
nicht moéglich ist. Es ist dem Gemeinderat unbenommen, seiner Fuhrungsfunktion nachzu-
kommen und mit weitergehenden Vorschldgen zu beweisen, dass er das Heft in der Hand
halt. Anscheinend ist er zurzeit dabei, solche zu erarbeiten, was aber in der Antwort uner-
wahnt bleibt, was zeigt, wie seridés er sich mit unserer Motion auseinander gesetzt hat. Wir
sind bereit Punkt 2 zurtickzuziehen, weil dieser schon erfillt ist. Ich méchte darauf hinweisen,
dass der Gemeinderat im Zeitpunkt dieses Antrages, noch zusatzliche Einnahmen in der
Grossenordnung von 20 Mio. Franken erwartete. Wir waren bereits damals skeptisch. Wir
halten an unserer Motion fest. Wird diese abgelehnt, so werden wir in der Budgetdebatte wie-
der zahllose Antrage haben und wir méchten dann nicht seitens des Gemeinderates zu héren
bekommen, das kdnne man nicht machen, diese Ausgaben seien gebunden. Das wéare dann
die Folge der Verhinderung einer seriésen und nachhaltigen Finanzpolitik des Parlaments.

Der Vorsitzende Urs Frieden halt fest, dass Punkt 2 der Motion zuriickgezogen ist.
Fraktionserklarungen

Tanja Walliser (SP) fir die Fraktion SP/JUSO: Fir das Jahr 2011 liegt ein Budget vor, das
schmerzhafte Kiirzungen beinhaltet, z.B. den Verzicht auf den Teuerungsausgleich fiir die
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stadtischen Angestellten, die Streichung des Pools flur Praktikumsplatze fur Lehr- und Stu-
dienabganger und Studienabgangerinnen oder der Verzicht auf autofreie Sonntage. Warum
dem so ist, ist uns allen klar. Der rechtsbirgerliche Grosse Rat hat unverantwortliche Steuer-
senkungen durchgesetzt, die vor allem denen zu Gute kommen, die ohnehin schon mehr als
genug haben. 10 Mio. Franken gehen daher der Stadt Bern an Steuereinnahmen verloren. Mit
dem Ausfall von rund 25 Mio. Franken rechnet der Gemeinderat fir das kommende Jahr. In
einem Jahr, in dem ohnehin schon auf wichtige Ausgaben verzichtet werden muss, soll der
Schuldenabbau zuriickstehen. Ausserdem ist die Stadt mit den Rickzahlungen bereits weit
voraus. Die Motion fordert die Einsparung von weiteren 20 Mio. Franken. Der konkrete Grund
hierfir geht indessen aus der Motion nicht hervor, was unverantwortlich ist und viele wichtige
Aufgaben der Stadt in allen Bereichen gefahrdet. Das Personal wurde bereits vor zwei Wo-
chen vor den Kopf gestossen. Die vorliegende Motion fordert zu allem anderen auch noch
einen massiven Stellenabbau. Mit der ersten Forderung der Motion wollen sich die Burgerli-
chen ihr Streichkonzert vereinfachen. Die Unterscheidung zwischen rechtlich zwingenden und
anderen Ausgaben ist nichts anderes als eine ungerechtfertigte Bevorzugung von bestimmten
Ausgaben. Die Folgen waren klar. Alles was nicht gebundene, zwingende Ausgaben sind,
wirde den Einsparungen zum Opfer fallen. Wichtige Investitionen wiirden unterbleiben. Was
sich gegenwartig in der Stadt Bern abspielt, reiht sich nahtlos ein in die weltweite Sparhyste-
rie. Sparen in der jetzigen Situation verschlimmert die Situation. Was die Wirtschaft vor dem
volligen Zusammenbruch bewahrt hat, sind die teilweise massiven Konjunkturprogramme, die
installiert wurden. Wir durfen jetzt nicht sparen. Im Gegenteil sind jetzt Investitionen wichtig.
Investieren wir jetzt in unsere Volkswirtschaft, z.B. in eine bessere Infrastruktur, Kitaplatze,
Wohnraum, erneuerbare Energien, dann generieren wir Wachstum in der Zukunft. Nur wenn
jetzt intelligent in die Zukunft investiert wird, kbnnen wir unsere Schulden dereinst wieder
abbauen. Aus diesen Griinden lehnt die SP/JUSO-Fraktion die Motion ab.

Michael Képfli (GLP) fur die Fraktion GLP: Wir erachten die Motion als sinnvoll. Es ist an der
Zeit das Bekenntnis abzulegen, dass Sparmassnahmen eingeleitet werden missen, damit
eine Neuverschuldung in den kommenden Jahren verhindert werden kann. Die von uns sei-
nerzeit eingebrachte elegantere Losung fand leider keine Mehrheit. An der Antwort des Ge-
meinderates ist unbefriedigend und problematisch, dass sie nicht konkret auf das Anliegen
der Motion eingeht und sich dahingehend aussert, dass es in erster Linie Aufgabe des Ge-
meinderates sei, die finanzielle Situation zu beurteilen und wenn ndétig gezielte Massnahmen
zu treffen. Das trifft zwar grundsétzlich zu. Die Kompetenz des Gemeinderates endet indes-
sen, wenn eine Vorlage vor den Stadtrat kommt. Daher gilt es zu verhindern, dass es dann
heisst, hier kdnne nichts mehr gedndert werden. Mithin ist es ein berechtigtes Anliegen der
Motion, dass vorab klar ist, wieweit fir den Stadtrat Gestaltungsspielraum besteht und wo der
Gemeinderat in Eigenregie zu entscheiden hat. In einem Punkt kann ich Tanja Walliser recht
geben. Es ist durchaus problematisch, wenn der Kanton gewisse Steuersenkungen be-
schliesst, die eins zu eins auf die Kommune Uberwalzt werden. Das ist sicher nicht ideal und
muss kritisch betrachtet werden. Anderer Meinung bin ich hingegen, was antizyklische Mass-
nahmen im gegenwartigen Zeitpunkt anbelangt. Diese hatten eingangs der Krise erfolgen
muissen, was die Stadt Bern ja auch angestrengt hat.

Christoph Zimmerli (FDP) fiur die FDP-Fraktion: Der Vorstoss ist Ausdruck einer gewissen
Konsternation Uber die fehlenden Kompetenzen im Stadtrat. Neben den materiellen Kompe-
tenzdelegationen an den Kanton und den organisatorischen Kompetenzdelegationen an den
Gemeinderat, die wir in den letzten Jahren erlebt haben, muss man sich ernsthaft fragen, was
der Stadtrat im Bereich der Finanzen eigentlich noch zu sagen hat. Im Finanzbereich hat der
Stadtrat im Einzelnen folgende Kompetenzen: Er kann das Gebihrenreglement anpassen, er
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kann den Steuersatz fiir die Einkommenssteuer auf Gemeindeebene festlegen, er kann ein-
mal im Jahr Uber das Produktegruppen-Budget Beschluss fassen und er kann die Hundesteu-
er anpassen. Mit dem Gemeinderat gehe ich einig, dass Antrage grundsatzlich in der vorbera-
tenden Kommission gestellt werden mussen. Dieser Grundsatz verbietet indessen nicht, pa-
rallel dazu eine Aufgabeniberprifung fir das laufende Jahr vorzunehmen. Der Vorstoss ist
denn auch Ausdruck des Bedurfnisses des Stadtrates nach mehr Information. Wie soll ein
Milizparlament seine Arbeit serids bewaltigen kénnen, wenn keine Entscheidunterlagen zur
Verfiigung stehen oder mit grossem Eigenaufwand beschafft werden missen? Deshalb
spricht nichts dagegen, den Antrag 1, der verlangt, dass die beeinflussbaren Aufgaben zu
ermitteln sind, zu unterstitzen. Damit kann im Rahmen der Beratung des Produktegruppen-
Budgets vermieden werden, dass Uber Ausgaben befunden wird, die nicht zur Disposition
stehen, weil sie gesetzlich festgeschrieben sind. Auf den Antrag 3 geht der Gemeinderat
Uuberhaupt nicht ein. Der Antrag verlangt eine zeitlich gestaffelte Einsparung von ca. 2% des
Budgets. Nur 2%! Es werden auch nicht lineare Kiirzungen verlangt, was allenfalls nicht reali-
sierbare Kirzungen nach sich ziehen wirde. Es wird verlangt, dass Massnahmen gepruft und
wenn mdoglich in einem vorgegebenen Rahmen umgesetzt werden. Die Handlungsfreiheit des
Gemeinderates wird dadurch nicht beschnitten. Die Antrage verlangen auch nicht und setzen
auch nicht voraus, dass ein ausgeglichenes Budget erreicht werden muss. Es geht vielmehr
um noch zu konkretisierende Einsparungsmassnahmen, die getroffen werden kdnnen. Des-
halb unterstiutzen wir auch den Antrag 3. Zu unterstitzen ist schliesslich auch Antrag 4, der
einen Bericht und damit eine Entscheidgrundlage fir die Budgetdebatte verlangt. Zum Stil der
Antwort des Gemeinderates ist anzumerken, wie wenig sich der Gemeinderat parlamentari-
scher Vorstosse annimmt. Ich bin konsterniert, dass auf einen begriindeten Vorstoss keine
inhaltlich sachgerechte Antwort gegeben wird. Anstatt einer Antwort bekommt man Ausreden
zu hoéren. Die ewige Leier, dass von Abbaumassnahmen auch Arbeitsplatze betroffen sind.
Als ob Arbeitsplatze per se sakrosankt waren und als ob Abbaumassnahmen nicht sozial ver-
tréaglich umgesetzt werden kénnten, wenn es denn unbedingt sein muss. Irritierend mutet fer-
ner die Aussage an, es sei immer auch der rechtliche Rahmen — also die Gebundenheit der
Ausgaben — zu bericksichtigen. Das ist keine Antwort, sondern eine Wiederholung der Frage,
die gestellt wurde. Die FDP stimmt der Motion zu.

Peter Kiinzler (GFL) fir die Fraktion GFL/EVP: Wir sind ein Milizparlament und es fallt uns
daher jeweils schwer, die relevanten Informationen des Budgets zu verstehen, die die Grund-
lage fur unseren Beschluss abgeben. Im Namen meiner Fraktion schliesse ich mich den Aus-
fuhrungen meines Vorredners zu Punkt 1 der vorliegenden Motion an. Wir sind ebenfalls der
Meinung, dass es sinnvoll ist, wenn der Stadtrat vom Gemeinderat eine Vorlage bekommt,
aus der ersichtlich ist, welche Ausgaben gebunden sind und welche nicht. Hinzuzufligen ist,
dass es oft auch nutzlich ware, z.B. bei Leistungsvertrdgen, wenn auch die Fristen angefihrt
waren. Was die Punkte 3 und 4 betrifft, die das laufende Budget betreffen, so ist klar, dass
der Gemeinderat Uber ein Sparbudget verfligt, das er vorlegen wird. Daher mdchten wir diese
Punkte nur als Postulat Gberweisen, wenn wir auch Verstandnis fir die Anliegen der Motion
aufbringen. Wir alle missen Ideen entwickeln, wie der Stadtrat das Budget langfristig steuern
kann. Wir stehen fur punktweise Kirzungen ein.

Rudolf Friedli (SVP) fir die Fraktion SVPplus: Die SVP stimmt der ganzen Motion zu. Wir
kénnen nicht verstehen, insbesondere was den Punkt 1 betrifft, warum der Gemeinderat nicht
bereit ist, eine entsprechende Informationsgrundlage zu liefern. Es ist doch jeweils der Ge-
meinderat, der sagt, ein bestimmter Sparvorschlag kénne nicht realisiert werden, da es sich
um eine gebundene Ausgabe handle!
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Vinzenz Bartlome (BDP): Ich wandle die Punkte 3 und 4 in Postulate um.

Beschluss

1. Die Motionarin Fraktion BDP/CVP zieht den Punkt 2 der Motion zuriick.

2. Die Motionarin wandelt Punkt 3 und 4 der Motion in ein Postulat um.

3. Der Stadtrat erklart Punkt 1 als Motion und die Punkte 3 und 4 als Postulat erheblich
(40 Ja, 25 Nein).

9 Interfraktionelle Motion GB/JA!/GPB, SP/JUSO, GFL/EVP (Natalie Imbo-
den, GB/Béatrice Stucki, SP/Anna Coninx, GFL) vom 20. Februar 2003: ,,Gleich-
stellungscontrolling” liber die Umsetzung des Personal- und Gleichstellungs-
konzepts (PGK); Begriindungsbericht

Geschaftsnummer 04.000246 / 10/096

Beschluss
Der Stadtrat nimmt Kenntnis vom Begriindungsbericht.

10 Interfraktionelle Motion SP/JUSO und FDP (Thomas Géttin, SP / Christoph Zim-
merli, FDP): Weiterfiihrung des Landwirschaftsbetriebes in der Elfenau — Mitwir-
kung bei der Umsetzung des Parkpflegewerks Elfenau

Geschaftsnummer 09.000424 / 10/118

Gemeinderatsantrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion als Richtlinie erheblich zu erklaren.

Bern, 28. April 2010

Beschluss
Der Stadtrat erklart die Motion als Richtlinie erheblich.

11 Rehagstrasse: Strassenentwidsserung und Verlegung Schmutzabwasserleitung:
Ausfiihrungskredite

Geschaftsnummer 10.000124 / 10/111

Gemeinderatsantrag

1. Das Projekt Rehhagstrasse: Strassenentwasserung und Verlegung Schmutzabwasserlei-
tung wird genehmigt. Vorbehalten bleiben Anderungen, die sich bei der Ausfiihrung als
notig erweisen und die den Gesamtcharakter des Vorhabens nicht verandern.

2. Fir die Strassenentwédsserung wird ein Ausfihrungskredit von Fr. 1 175 000.00 zulasten
der Investitionsrechnung, Konto 15100183 (Kostenstelle 510110), bewilligt.

3. Fir den Neubau der Strassenentwasserung Rehhagstrasse wird eine Entnahme von
Fr. 200 000.00 aus der Spezialfinanzierung ,Abgeltung der Planungsmehrwerte“, Konto
2280.170, genehmigt.

4. Fur die Verlegung der Schmutzabwasserleitung wird ein Baukredit von Fr. 595 000.00
zulasten der Investitionsrechnung, Konto I1850xxxx (Kostenstelle 850200), bewilligt.
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5. Der Gemeinderat wird beauftragt, diesen Beschluss zu vollziehen.
Bern, 7. April 2010

Daniel Klauser (GFL) fur die Kommission PVS: Es geht um Strassenentwésserung und Ab-
wasserleitungen im Gebiet Wangenmatt. Dort wird eine Uberbauung realisiert, daher braucht
es ein Entwasserungssystem, weil das Wasser nicht mehr wie anhin von der Strasse auf die
Wiese abgeleitet werden kann. Im Namen der Kommission empfehle ich dem Stadtrat den
Kredit anzunehmen.

Beschluss
Der Stadtrat stimmt dem Kredit zu (63 Ja, 1 Nein, 1 Enthaltung).

- Traktandum 21 wurde zurickgezogen. Der Stadtrat verschiebt die Traktanden 8, 13, 15 bis
20, 22 und 23. -
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Eingange

Es werden folgende parlamentarische Vorstésse eingereicht und an den Gemeinderat wei-
tergeleitet:

1. Dringliche Motion Fraktion FDP (Dolores Dana, FDP/Bernhard Eicher, JF): Gewinnabliefe-
rung von ewb, Halt der Gemeinderat seine Versprechen ein?

2. Motion Fraktion SVPplus (Erich J. Hess, JSVP): Sofortige Abschaffung der Fachstelle fir
Gleichstellung!

3. Postulat Fraktion SP/JUSO (Thomas Goéttin, SP): Das Burgfeldquartier muss vor zuneh-
mendem Verkehr geschitzt werden

4. Postulat Fraktion SP/JUSO (Tanja Walliser, JUSO): Keine Geschafte mit verantwortungs-
losen Banken

5. Interpellation FDP (Philippe Muller, FDP): Baurechtliche Willkur in der Altstadt?

6. Interpellation Fraktion SVPplus (Peter Buhler, SVP): Wann arbeitet die Stadt Bern das
traurige Kapitel der ,Verdingkinder® endlich auf?

andere Eingange

Schluss der Sitzung: 22.35 Uhr.

Namens des Stadtrats
Der Prasident: Urs Frieden

Der Protokollfihrer: Martin Gubler
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Stadtrat der Stadt Bern i mit i Stadtrat der Stadt Bern i mit

Abst Nr:  17.06.2010-18:21 - 033 Abst Nr:  17.06.2010-18:23 - 035
JAmmann Peter GLP Nein |Solberger Tanja GLP Nein JAnliker-Mansour Cristina GB Nein [Eisener Susanne GFL Ja
JAnliker-Mansour Cristina GB Nein [Streit-Stettler Barbara EVP Nein [Batiagliero Giovanna SP Nein [Espinoza Tania GFL Ja
[Bahnan Biiechi Rania GFL Nein [Theiler Luzius GPB-DA | Nein il Lea JA! Nein (Gasser Judith GB Ja
Bartiome Vinzenz BDP Nein [Trachsel Martin EVP Nein [Blaser Manfred SvP Nein Glauser Simon SvP Ja
Batiagiiero Giovanna sP Nein [Trede Aline GB Nein Bhler Peter SvP Nein (Grosjean Claude parteilos Ja
Bil Lea JA! Nein olimer Gisela sP Nein Chheng Rithy sP Nein (Gubser Beat EDU Ja
[Birki Thomas M. BDP Nein n Greyerz Nicola SP Nein [Dana Dolores FDP Nein Gutzwiller Lukas GFL Ja
[Chheng Rithy sP Nein alliser Tanja JUSO Nein Fischer Regula GPB-DA [ Nein [Hirsbrunner Kurt BDP Ja
[Conzett Conradin GFL Nein Wasserfallen Peter SVP Nein Friedi Rudolf SvP Nein [Fofer Jimy. parteilos Ja
[Dana Dolores FDP Nein ertl Beéatrice CvP Nein |Gafner Jacqueline FDP Nein Imhof Mario FDP Ja
Eicher Bemhard JF Nein [zbinden Rolf PdA Nein lGlauser Jeannette GB Nein [Klauser Daniel GFL Ja
[Eisener Susanne GFL Nein [zobrist Beat SP Nein |Grossi Guglielmo SP Nein [Kohli Vania BDP Ja
Espinoza Tania GFL Nein [Aeberhard Hanspeter FDP Ja Hess Erich J. JSVP Nein Kopfli Michael GLP Ja
Fischer Regula GPB-DA [ Nein [Bertschy Kathrin GLP Ja aisli Ueli svp Nein [Kanzler Peter GFL Ja
[Gasser Judith GB Nein [Beuchat Henri-Charles cvp Ja Post Dannie FDP Nein |Leibundgut Edith CvP Ja
|Glauser Jeannette GB Nein [Blaser Manfred SvP Ja Keller Ruedi SP Nein IMader Martin Michel BDP Ja
[Gotin Thomas sp Nein [Bahler Peter svp Ja f<usano Lea sp Nein [Meier Claudia BDP Ja
|Grosjean Claude parteilos Nein [Friedii Rudolf SvpP Ja Lehmann Annette SP Nein [Penher Stéphanie GB Ja
|Grossi Guglielmo SP Nein Gafner Jacqueline FDP Ja Marti Ursula SP Nein IRub Pascal FDP Ja
|Gubser Beat EDU Nein (Glauser Simon svp Ja Vieyer Robert ) Nein [Sancar Hasim GB Ja
|Gl Leyla SP Nein [Hess ErichJ. JSVP Ja Mordini Patrizia SP Nein [Schneider Martin parteilos Ja
|Gutzwiller Lukas GFL Nein [Hirsbrunner Kurt BDP Ja Pinto Halua SP Nein ISeydoux Yves FDP Ja
lDost Dannie FDP Nein [Hofer Jimy parteilos Ja |schoch-Meyer Silia sp Nein [Solberger Tanja GLP Ja
Keller Ruedi SP Nein Imhof Mario FDP Ja |Schwarz Miriam SP Nein [Streit-Stettler Barbara EVP Ja
Klauser Daniel GFL Nein aisli Ueli SvP Ja [Meiler Luzius GPB-DA [ Nein [Trachsel Martin EVP Ja
<ohii Vania BDP Nein [Leibundgut Edith cvpP Ja olimer Gisela sp Nein [Trede Aline GB Ja
Kopfii Michael GLP Nein IMader Martin Michel BDP Ja n Greyerz Nicola SP Nein Wasserfallen Peter SvP Ja
Kiinzler Peter GFL Nein [Meyer Robert SD Ja alliser Tanja JUSO Nein erti Béalrice cvpP Ja
[Kusano Lea SP Nein IRub Pascal FDP Ja eil Thomas SVP Nein [zimmeri Christoph FDP Ja
Lehmann Annette SP Nein [Schneider Martin parteilos Ja |Zbinden Rolf PdA Nein Gl Leyla SP Enth.
Mart Ursula sp Nein eil Thomas SvP Ja [zobrist Beat sP Nein [Mathieu Corinne sp Enth.
Mathieu Corinne SP Nein [zimmeri Christoph FDP Ja JAeberhard Hanspeter FDP Ja [Frieden Urs GB s
Meier Claudia BDP Nein IMller Philippe FDP Enth. JAmmann Peter GLP Ja Gottin Thomas SP
Mordini Patrizia sp Nein [Frieden Urs GB s Bahnan Bilechi Rania GFL Ja ordi Stefan sp
[Penher Stéphanie GB Nein ordi Stefan SP Bartiome Vinzenz BDP Ja ILutz-Beck Daniela GFL
Pinto Halua SP Nein |Lutz-Beck Daniela GFL Bertschy Kathrin GLP Ja IMichel Christine GB
[Sancar Hasim GB Nein IMichel Christine GB Beuchat Henri-Charles cvp Ja [Miller Philippe FDP
[Schoch-Meyer Silia sp Nein [Ruch Rahel JA! Brki Thomas M. BDP Ja [Ruch Rahel JA!
|Schwarz Miriam SP Nein [S6nmez Hasim SP [Conzetii Conradin GFL Ja [S6nmez Hasim SP
ISeydoux Yves FDP Nein idmer Manuel C. GFL Eicher Bemhard JF Ja idmer Manuel C. GFL
=+ Prasidentin stimmt nicht =+ Prasidentin stimmt nicht
Datum / Zeit des Ausdruckes: 17.06.201018:21:38 Datum / Zeit des Ausdruckes: 17.06.201018:23:52
Stadtrat der Stadt Bem i mit i Stedtrat der Stadt Bemn i mit
Abst.Nr:  17.06.2010-18:22- 034 Abst.Nr:  17.06.2010-18:27 - 036
[Aeberhard Hanspeter FDP Nein eil Thomas svp Nein pana Dolores, FDP Nein [Hofer Jimy parteilos Ja
[Ammann Peter GLP Nein erti Béatrice cvp Nein [caner Jacqueline FDP Nein aisli Ueli svp Ja
[Bahnan Biechi Rania GFL Nein \Zimmerli Christoph FDP Nein |Grossi Guglielmo SP Nein jost Dannie FDP Ja
Bartiome Vinzenz BDP Nein [Aniiker-Mansour Cristina GB Ja imhof Mario FDP Nein [Klauser Daniel GFL Ja
Bertschy Kathrin GLP Nein [Battagliero Giovanna SP Ja Keller Ruedi SP Nein Kopfli Michael GLP Ja
Beuchat Henri-Charles CcvP Nein Bill Lea JA! Ja JKohli Vania BDP Nein [Kiinzler Peter GFL Ja
Blaser Manfred svp Nein [Chheng Rithy sp Ja Viathieu Corinne sp Nein lLehmann Annette sp Ja
Bihler Peter SvP Nein [Conzetti Conradin GFL Ja [Mordini Patrizia SP Nein |Leibundgut Edith CcvP Ja
[Birki Thomas M. BDP Nein [Fischer Regula GPB-DA Ja Mller Philippe FDP Nein IMarti Ursula SP Ja
Dana Dolores FDP Nein [Gasser Judith GB Ja [Schneider Martin parteilos Nein [Meier Claudia BDP Ja
Eicher Bernhard JF Nein [Glauser Jeannette GB Ja [Seydoux Yves FDP Nein Meyer Robert SD Ja
[Elsener Susanne GFL Nein [Gottin Thomas SP Ja [Wasserfallen Peter SvP Nein [Penher Stéphanie GB Ja
Espinoza Tania GFL Nein (Grossi Guglielmo sp Ja [zobrist Beat sp Nein [Pinto Halua sp Ja
Friedii Rudolf SvP Nein Gl Leyla SP Ja JAeberhard Hanspeter FDP Ja IRub Pascal FDP Ja
|Gafner Jacqueline FDP Nein [Keller Ruedi sp Ja JAmmann Peter GLP Ja [Sancar Hasim GB Ja
[Glauser Simon svp Nein [Kusano Lea sp Ja [Anliker-Mansour Cristina GB Ja [Schwarz Miriam sp Ja
Grosjean Claude parteilos Nein lLehmann Annette SP Ja [Bahnan Buechi Rania GFL Ja [Sollberger Tanja GLP Ja
[Gubser Beat EDU Nein [Marti Ursula sp Ja Bertschy Kathrin GLP Ja [Streit-Stettler Barbara EVP Ja
[Gutzwiller Lukas GFL Nein [Mathieu Corinne sp Ja Beuchat Henri-Charles cvp Ja [Theiler Luzius GPB-DA | Ja
Hess Erich J. Jsvp Nein Mordini Patrizia SP Ja Bill Lea JA! Ja [Trachsel Martin EVP Ja
[Hirsbrunner Kurt BDP Nein [Penher Stéphanie GB Ja Blaser Manfred svp Ja [Trede Aline GB Ja
[Hofer Jimy parteilos Nein [Pinto Halua sp Ja Bihler Peter svp Ja olimer Gisela sp Ja
Imhof Mario FDP Nein |Sancar Hasim GB Ja [Burki Thomas M. BDP Ja n Greyerz Nicola SP Ja
Daish Ueli svp Nein [Schoch-Meyer Silvia sp Ja chheng Rithy sp Ja alliser Tanja Juso Ja
Klauser Daniel GFL Nein |Schwarz Miriam SP Ja [Conzetii Conradin GFL Ja eil Thomas SvP Ja
Kohli Vania BDP Nein [Theiler Luzius GPB-DA Ja [Eicher Bernhard JF Ja ertii Béatrice cvp Ja
Kopf Michael GLP Nein [Trede Aline GB Ja Elsener Susanne GFL Ja [zbinden Rolf PdA Ja
Kinzler Peter GFL Nein ‘olimer Gisela SP Ja [Espinoza Tania GFL Ja \Zimmerli Christoph FDP Ja
Leibundgut Edith cvp Nein n Greyerz Nicola SP Ja [Fischer Regula GPB-DA Ja [Kusano Lea SP Enth.
Mader Martin Michel BDP Nein alliser Tanja Juso Ja Friedi Rudolf svp Ja [Mader Martin Michel BDP Enth.
Meier Claudia BDP Nein [Zbinden Rolf PdA Ja [Gasser Judith GB Ja [Schoch-Meyer Sivia SP Enth.
[Meyer Robert sD Nein |Zobrist Beat SP Ja [Glauser Jeannette GB Ja [Frieden Urs GB il
Miiller Philippe FDP Nein [Frieden Urs GB e lGlauser Simon svp Ja [Bartiome Vinzenz BDP
[Rub Pascal FDP Nein ordi Stefan SP Gottin Thomas SP Ja [Battagliero Giovanna SP
[Schneider Martin parteilos Nein ost Dannie FDP Grosjean Claude parteilos Ja ordi Stefan SP
ISeydoux Yves FDP Nein lLutz-Beck Daniela GFL lGubser Beat EDU Ja lLutz-Beck Daniela GFL
|Sollberger Tanja GLP Nein IMichel Christine GB Gl Leyla SP Ja IMichel Christine GB
|Streit-Stettler Barbara EVP Nein [Ruch Rahel JA! [Gutzwiller Lukas GFL Ja [Ruch Rahel JA!
[Trachsel Martin EVP Nein [Sonmez Hasim sp Hess Erich J. JsvP Ja [Sonmez Hasim sp
|Wasserfallen Peter SvP Nein idmer Manuel C. GFL jHirsbrunner Kurt BDP Ja idmer Manuel C. GFL
w4 prasidentin stimmt nicht w4 prasidentin stimmt nicht

Datum / Zeit des Ausdruckes: 17.06.201018:23:05 Datum / Zeit des Ausdruckes: 17.06.201018:27:56



Anhang zu Protokoll

Nr.

Stadtrat der Stadt Bern
Abst Nr:  17.06.2010-18:28 - 037
|Aeberhard Hanspeter FDP Nein Klauser Daniel GFL Ja
Bill Lea JA!I Nein [Kohii Vania BDP Ja
[Chheng Rithy sp Nein [Kopfi Michael GLP Ja
[Dana Dolores FDP Nein [Kinzler Peter GFL Ja
|Gafner Jacqueline FDP Nein lLehmann Annette sP Ja
(Grossi Guglielmo sP Nein [Leibundgut Edith cvpP Ja
|Gl Leyla SP Nein IMader Martin Michel BDP Ja
imhof Mario FDP Nein [Marti Ursula sP Ja
lJost Dannie FDP Nein [Meier Claudia BDP Ja
Keller Ruedi SP Nein [Mordini Patrizia SP Ja
Mathieu Corinne sp Nein [Penher Stéphanie GB Ja
[Schwarz Miriam SP Nein [Pinto Halua SP Ja
|Vollmer Gisela SP Nein IRub Pascal FDP Ja
[von Greyerz Nicola sp Nein [Sancar Hasim ) Ja
JAmmann Peter GLP Ja |Schneider Martin parteilos Ja
JAnliker-Mansour Cristina GB Ja [Seydoux Yves FDP Ja
[Bahnan Biiechi Rania GFL Ja [Solberger Tanja GLP Ja
Bartiome Vinzenz BDP Ja [Streit-Stettler Barbara EVP Ja
Battagliero Giovanna SP Ja [Theiler Luzius GPB-DA Ja
Bertschy Kathrin GLP Ja fTrachsel Martin EVP Ja
Beuchat Henri-Charles CcvP Ja [Trede Aline GB Ja
Blaser Manfred SvP Ja alliser Tanja Juso Ja
Bhler Peter svp Ja Wasserfallen Peter svp Ja
Birki Thomas M. BDP Ja eil Thomas SvP Ja
[Conzett Conradin GFL Ja erti Béalrice cvpP Ja
Eicher Bernhard JF Ja [zbinden Rolf PdA Ja
[Eisener Susanne GFL Ja \Zimmerli Christoph FDP Ja
Espinoza Tania GFL Ja [zobrist Beat sp Ja
Fischer Regula GPB-DA | Ja [Kusano Lea SP Enth.
Friedii Rudolf SvP Ja IMeyer Robert SD Enth.
|Gasser Judith GB Ja [Schoch-Meyer Silvia sp Enth.
|Gauser Jeannette GB Ja [Frieden Urs GB s
Glauser Simon SvpP Ja Gottin Thomas SP
[Grosjean Claude parteilos Ja ordi Stefan sp
|Gubser Beat EDU Ja ILutz-Beck Daniela GFL
|Gutzwiller Lukas GFL Ja IMichel Christine GB
Hess Erich J. JsvP Ja [Miller Philippe FDP
[Hirsbrunner Kurt BDP Ja [Ruch Rahel JA!
[Fofer Jimy parteilos Ja [Senmez Hasim SP
Daisl Ueli svp Ja idmer Manuel C. GFL
=+ Prasidentin stimmt nicht
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[Glauser Simon svp Nein [Kusano Lea sp Ja
[Aeberhard Hanspeter FDP Ja lLehmann Annette sp Ja
JAmmann Peter GLP Ja |Leibundgut Edith CvP Ja
|Anliker-Mansour Cristina GB Ja [Marti Ursula sp Ja
[Bahnan Biechi Rania GFL Ja Mathieu Corinne SP Ja
[Bartiome Vinzenz BDP Ja IMeier Claudia BDP Ja
Bertschy Kathrin GLP Ja [Meyer Robert ) Ja
Beuchat Henri-Charles CcvP Ja IMordini Patrizia SP Ja
Bill Lea JA!I Ja IMller Philippe FDP Ja
Blaser Manfred svp Ja [Penher Stéphanie GB Ja
Bihler Peter SvP Ja Pinto Halua SP Ja
[Birki Thomas M. BDP Ja IRub Pascal FDP Ja
[Chheng Rithy sp Ja [Sancar Hasim GB Ja
[Conzetii Conradin GFL Ja [Schneider Martin parteilos Ja
Dana Dolores, FDP Ja [Schoch-Meyer Silvia sp Ja
Eicher Berhard JF Ja [Schwarz Miriam sp Ja
Elsener Susanne GFL Ja |Seydoux Yves FDP Ja
Espinoza Tania GFL Ja [Solberger Tanja GLP Ja
Fischer Regula GPB-DA | Ja [Streit-Stettler Barbara EVP Ja
Friedii Rudolf SvP Ja [Theiler Luzius GPB-DA Ja
|Gafner Jacqueline FDP Ja [Trachsel Martin EVP Ja
[Gasser Judith GB Ja [rrede Aline GB Ja
|Glauser Jeannette GB Ja ‘olimer Gisela SP Ja
[Gotin Thomas sp Ja von Greyerz Nicola sp Ja
[Grosiean Claude parteilos Ja alliser Tanja JUSO Ja
|Grossi Guglielmo SP Ja Wasserfallen Peter SvP Ja
[Gubser Beat EDU Ja eil Thomas svp Ja
Gat Leyla SP Ja ertli Béatrice cvp Ja
Gutzwiller Lukas GFL Ja [Zbinden Rolf PdA Ja
Hess Erich J. JsvP Ja [zimmeri Christoph FDP Ja
Hirsbrunner Kurt BDP Ja |Zobrist Beat SP Ja
[Hofer Jimy parteilos Ja IMader Martin Michel BDP Enth.
imhof Mario FDP Ja [Frieden Urs GB e
Naisli Ueli SvP Ja [Battagliero Giovanna SP
Most Dannie FDP Ja ordi Stefan SP
eller Ruedi sp Ja lLutz-Beck Daniela GFL
Klauser Daniel GFL Ja IMichel Christine GB
Kohli Vania BDP Ja IRuch Rahel JA!
Kopf Michael GLP Ja [Sonmez Hasim sp
Kinzler Peter GFL Ja idmer Manuel C. GFL

+wse+ Prasidentin stimm nicht

Datum / Zeit des Ausdruckes:

17.06.201018:29:17

18 |

Stadtratssitzung,

17.

Juni

2010


RSFBR_0
Schreibmaschinentext
Anhang zu Protokoll Nr. 18 | Stadtratssitzung, 17. Juni 2010 


	Protokoll Nr. 18
	Inhaltsverzeichnis

	Präsenzliste der Sitzung 17.00 bis 19.00 Uhr
	Mitteilungen des Präsidenten
	Traktandenliste
	1 Protokollgenehmigung (Protokoll Nr. 13 vom 6. Mai 2010)
	2 Personalreglement der Stadt Bern vom 21. November 1991 (PRB; SSSB 153.01); Teilrevision Artikel 18; Antrag des Gemeinderats
	 Fraktionserklärungen
	 Einzelvoten
	Beschluss
	Beschluss

	3 Dringliche Interpellation Fraktion GB/JA! (Aline Trede, GB/Stéphanie Penher, GB): Wo bleiben die autofreien Tage und der SlowUp im 2010? 
	Beschluss

	4 Kleine Anfrage Pascal Rub (FDP): Fährt der Rotkreuz-Fahrdienst nun in die Innenstadt?
	5 Interfraktionelle Kleine Anfrage GLP, FDP (Michael Köpfli, GLP/Pascal Rub, FDP): Wie geht der Gemeinderat mit der (angeblichen) Richtlinienmotion „Sofortiger Marschhalt bei der Reorganisation von VBG, DOK und TOJ!" um?
	Die Sitzung wird um 19.00 Uhr unterbrochen. 

	Präsenzliste der Sitzung 20.30 bis 22.30 Uhr
	6 WankdorfCity: Finanzierung der öffentlichen Räume im WankdorfCity; Kreditaufstockung (Abstimmungsbotschaft)
	Fraktionserklärungen
	Einzelvoten
	Beschluss
	Abstimmungsbotschaft
	Beschluss

	12 Dringliche Interfraktionelle Interpellation GFL/EVP, SP/JUSO, GB/JA! (Susanne Elsener, GFL/Beat Zobrist, SP/Stéphanie Penher, GB): Wie werden Veloparkplätze um den Bahnhof kompensiert?
	Beschluss

	14 Motion Fraktion SP/JUSO (Gisela Vollmer, SP): Verbesserung der Wegbeziehungen für FussgängerInnen auf dem Bahnhofplatz
	Fraktionserklärungen
	Beschluss

	7 Motion Fraktion BDP/CVP (Claudia Meier/Vinzenz Bartlome, BDP/Henri-Charles Beuchat, CVP): Für eine konstruktive Finanzpolitik: frühzeitige Steuerungsmassnahmen
	Fraktionserklärungen
	Beschluss

	9 Interfraktionelle Motion GB/JA!/GPB, SP/JUSO, GFL/EVP (Natalie Imboden, GB/Béatrice Stucki, SP/Anna Coninx, GFL) vom 20. Februar 2003: „Gleichstellungscontrolling“ über die Umsetzung des Personal- und Gleichstellungskonzepts (PGK); Begründungsbericht
	Beschluss

	10 Interfraktionelle Motion SP/JUSO und FDP (Thomas Göttin, SP / Christoph Zimmerli, FDP): Weiterführung des Landwirschaftsbetriebes in der Elfenau – Mitwirkung bei der Umsetzung des Parkpflegewerks Elfenau
	Beschluss

	11 Rehagstrasse: Strassenentwässerung und Verlegung Schmutzabwasserleitung: Ausführungskredite
	 Eingänge
	Schluss der Sitzung: 22.35 Uhr.

	Anhang



